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Zur Steuer⸗Frage. 
(Schluß. 

Ein fernerer Gegenſtand der Beleuchtung iſt der Punkt: 

Zu II. Die ausführenden Beſtimmungen des Geſetzes-Entwurfes 
über die Einkommenſteuer ſelbſt. 

Den erſten Paragraphen bildet die Aufhebungs⸗Ordre für die bisherige Klaſſen⸗, 

L und Schlachtſteuer. . 

s muß anheimgegeben werden, ihn nach den obigen Erörterungen dahin 
zu erweitern, daß die gleichzeitige Aufhebung. der Gewerbeſteuer darin mit ausge⸗ 
ſprochen wied: anderen Falls aber müßte für die Aufhebung dieſer Steuer ein 
beſonderes Geſetz ergehen. 
= 8 ek dl iel Hebungen, J umfaßt der § 2. Dieſe Fallen 
theilt die ei Hebungen, je nach dem Einkommen und nach Klaſſen. 

Dieſer Maßregel läßt ſich nicht e 55 : 1 

Es iſt eine alte feſtbegründete Erfahrung, daß jede Verſchiedenheit in der 
Behandlung der Staats-Eingeſeſſenen die nächſte Veranlaſſung zu Mißtrauen und 
zur Unzufriedenheit giebt, daß die gleichmäßige Ausdehnung einer Maßregel auf 
Alle das Gefühl der Gleichberechtigung, der Gleichverpflichtung erweckt, und dieſes 
Gefühl weſentlich zum feſteren Zuſammenhalt des Ganzen beiträgt. 

Es muß daher ſchon aus dieſer Rückſicht für dringend wünſchenswerth er⸗ 
achtet werden, alle Staats⸗Einwohner bei der neu einzuführenden direkten Be⸗ 
ſteuerung nach gleichen Vorſchriften zu behandeln, mithin die Steuer eines Jeden 
nach en Maaßſtabe feines Einkommens, als Einkommensſteuer, zu berechnen und 
zu erheben. 

Dieſer Maaßſtab iſt die einzige Bürgſchaft dafür, daß, wenn auch eine voll⸗ 
kommen gleichmäßige Vertheilung der Steuern nach der Steuerkraft eines Jeden 
nicht möglich iſt, bei dieſer Vertheilung doch mindeſtens nach gleichen Grundfägen 
im ganzen Lande werde verfahren werden. ; N 

Dieſe Bürgſchaft gewährt die Veranlagung der Klaſſenſteuer nicht; weder in 
dem Urtheile der Veranlagungs⸗Behörde, noch in der Vorſchrift des Geſetzes über 
die Veranlagung ſelbſt. 7975 

Das Urtheil der Behörde zunächſt iſt nur an allgemeine Anhaltspunkte ge⸗ 
bunden, und eine ſtrengere oder mildere Anſicht über die Leiſtungs⸗Fähigkeit der zu 
Klaſſirenden iſt ſchon im Stande, in die neue Beſteuerung vorweg eine Ungleich⸗ 
heit zu bringen, die im Umfange der Monarchie möglichft zu beſeitigen, ja Haupt⸗ 
Zweck der beanſpruchten Steuer⸗Regulirung fein ſoll. N 

Die Anhaltspunke im Geſetze aber — § 33 — find geeignet, dieſe Ungleich⸗ 
heit noch weiter auszudehnen, ja fie geben ihr dadurch gewiſſermaßen eine dauernde 
Sanktion. ‚ & N 

Hierüber beiſpielsweiſe Folgendes: 3 

Nach dem Se ſollen in die erſte höhere Steuerklaſſe gehören: 

Grundſtücksbeſitzer mit ſelbſtſtändigem Gewerbebetriebe; ' 
Grundſtückspächter; 
Staats- und Gemeinde⸗Beamtete; 

Aerzte, Notarien und Hausoffizianten, 
ſoweit das Einkommen 400 Thlr. nicht erreicht; 

in die zweite Hauptklaſſe dagegen: 

Grundbeſitzer und Gewerbetreibende, bei welchen der Verdienſt durch Tage⸗ 
lohn als Hauptſache erſcheint, ferner: 

die gewöhnlichen Lohnarbeiter; 

die Handwerksgeſellen; 

das gewöhnliche Geſinde — 

die Tagelöhner. FR 

Es giebt nach der Einkommenſteuerrolle hier in Breslau nicht wenige Haus⸗ 
eigenthümer mit und ohne ſelbſtſtändigen Gewerbebetrieb, welche nach Abzug ihrer 
Hypothekenzinſen mit dem Ertrage aus dem mehr als ſonſt darniederliegenden 
Gewerbebetriebe, eine Menge Staats: und Gemeinde⸗Beamten, Hausofftzianten ıc., 
welche feſtſtehend kaum ein Einkommen von 200, ja mitunter nicht 100 Thlr. 
jährlich haben. N 

Sie Alle follen indeß, wenn auch in der unterſten Abtheilung, die für die 
erſte Hauptklaſſe bemeſſene Steuer zahlen. 
er dürftige Grundſtücksbeſitzer hat nebenbei noch Grundabgaben zu ent⸗ 
richten, und häufig muß dies, wie ſchon am andern Orte bemerkt, aus dem Er⸗ 
werbe feiner Hände mit geſchehen. ’ 

Der Geſelle — der Gewerbegehilfe — hingegen, welcher bei Fleiß und Tüch⸗ 
tigkeit nicht ſelten ein Einkommen von 200 Thlr. und darüber genießt, vielleicht 
von einem Kapitale noch eine Zubuße hat, der gut beſoldete Diener eines reichen 
Mannes, ſollen zur zweiten Hauptklaſſe gehören und geringere Steuern, als jene 
tragen. : EN. 

Aus der Beantwortung der Frage: wer hiervon die höhere Steuer zahlen könne, 
wird Jedem klar werden, daß die Steuer nicht nach dem Stande bemeſſen wer⸗ 
den darf, daß vielmehr der einzig richtige Maßſtab für die Veranlagung überall 
nur das Einkommen ſein und bleiben muß. 


„Die Arbeit, welche den Behörden aus der Einführung der Einkommenſteuer 
für alle Schichten der Staatseinwohner etwa mehr erwachſen ſollte, wird gerin⸗ 
ger fein, als das Schreibwerk, welches der Uebergang aus der Zahl der Einkommen⸗ 
emerpflichtigen, in die Zahl der Klaſſenſteuerpflichtigen, und umgekehrt, im Laufe 
nes Jahres hervorrufen würde. 
Dieſer Wechſel in den Einkommensklaſſen iſt in Breslau bei den mannigfach 


verschieden l ältni endfältig vorgekommen, und nach d 
hier Aan Ee e „und nach der 


i Schichten der Bewohner leichter durchzuführen fein wird, als zwei in ihrer Ver⸗ 


anlagung verſchiedene Steuern neben einander. i 
Wird diefer Anſicht beigepflichtet, dann dürfte $ 2 folgende Faſſung erhalten: 
f „An die Stelle dieſer Steuer tritt für den Umfang des ganzen Staates: 
eine Einkommenſteuer für diejenigen Einwohner, deren geſammtes 
jährliches Einkommen die Summe von .... Thlr. erreicht, oder 
überſteigt.“ 
Die Normirung dieſer Faſſung berührt einen anderen, nicht minder wichtigen 
Punkt der ganzen Steuerfrage, nämlich: 
ob jeder Staatsangehörige ohne Rückſicht auf ſein Einkommen ſteuer⸗ 
pflichtig und zu beſteuern, oder ob nicht vielmehr ein Einkommen bis zu 
einem beſtimmten Betrage von der Steuer frei zu laſſen fei? 
Nach den vorliegenden Geſetzes⸗Entwürfen wird das Erſtere angenommen. 
Geht man von dem Prinzip aus: daß Jeder nach ſeiner Steuer⸗Fähig⸗ 
keit zu den öffentlichen Laſten beizutragen die Verpflichtung habe und die Feſt⸗ 
ſetzung dieſes Beitrages nach dem Einkommen nur der Maßſtab ſei, nach welchem 


derſelbe berechnet wird, ſo dürfte in einem Einkommen unter 50 Thlr. wohl 


nirgends eine Steuerfähigkeit noch gefunden werden können. 


In den meiſten Fällen werden ſolche Einkommens-Beträge kaum hinreichen, 
um den Hunger zu ſtillen. 


Es erſcheint daher die Beſteuerung von Einwohnern mit ſo geringem Einkom⸗ 


men nicht gerechtfertigt. 

Solche Einwohner werden auch in den meiſten Fällen die Steuer zu zahlen 
nicht vermögen und die Veranlagung und der Verſuch der Einziehung könnte leicht 
mehr koſten, als die Steuer in diefen Klaſſen der Verwaltung einbringt. 

Es wird anheimgegeben, zu beantragen: 8 

1. daß Einwohner mit einem Einkommen unter 50 Thlr. von der Steuer 

: ganz befreit bleiben, und 

2. ein Einkommen von 50 bis 100 Thlr. den zu normirenden niedrigſten 

Steuerſatz zu zahlen habe. 

Dies der allgemeine Maßſtab. 

In Erwägung jedoch, daß die Verſchiedenartigkeit der Steuerkraft in großen 
Städten und auf dem Lande, bei einem gleichen Steuerſatze für Beide, gerade in 


den unteren Stufen am härteſten hervortritt, in Erwägung ferner: daß dieſe Klaſſen 


von ihrem Einkommen oft nur mit Mühe und Kummer die erſten Lebensbedürf⸗ 


niſſe zu befriedigen vermögen, mithin eine möglichſt gleichmäßige Belaſtung nach 


der Steuerkraft hier mehr als ſonſt zur ſtrengen Pflicht wird, dürfte für Städte 


von 10,000 Einwohnern und darüber, und für Städte unter 10,000 Einwohnern 
bis zu den Einkommensklaſſen von 300 Thlr., eine verſchiedene Skala der Steuer⸗ 


berechnung einzuführen fein, fo zwar, daß nur die Einkommensklaſſen von 300 Thl. 
aufwärts einen gleichen Steuerſatz durch die ganze Monarchie entrichten und 
beiſpielsweiſe pptr. 50 Thlr. auf dem Lande und in kleineren Städten einem 
ren bis 100 Thlr. in den bezeichneten größeren Städten gleichgerechnet 
werden. - 
Die weiteren Zwiſchenſätze würden allmälig bis zu den Klaſſen von 
300 Thlr. Einkommen auszugleichen r : er 
$ 3, 4 und 5 beftimmen: wer Einkommenſteuer zu zahlen hat. 7 
Finden die zu § 2 gedachten Erörterungen Berückſichtigung, fo würde der 
Schlußſatz in $ 3 zu faſſen fein: 
welche ein jährliches Einkommen in großen Städten von 100 Thlr., in 
kleineren Städten und auf dem platten Lande von 50 Thlr. und darüber 
beziehen. 12. 
Das Wort „ſelbſtſtändig“ im § 3 des Geſetzes⸗Entwurfs erregt Zweifel 
über ſeine Bedeutung. N 
Soll die Selbſtſtändigkeit der Perſon dadurch bezeichnet werden, ſo würden 
alle nicht ſelbſtſtändigen Perſonen, Minderjährige u. ſ. w., für deren Rechnung 
ein Geſchäft ꝛc. getrieben wird, mit ihrem oft ſehr reichlichen Einkommensbetrage 
daraus, von der Steuer befreit fein; ſoll das „Selbſtſtändig“ dagegen auf das 


Einkommen bezogen werden, ſo würden alle Bezüge, welche aus Liberalität 


Dritter hervorgehen, der Steuer nicht unterworfen werden können. 
Am zwecknäßigſten möchte es fein, lediglich zu ſetzen: 
welche ein jährliches Einkommen von u. ſ. w. 
J b beſteuert auch Ausländer nach dem Einkommen aus ihrem im Inlande 
liegenden Grundbeſitz. 

„Es wird dahingeſtellt, in wie weit ſich dies in den Fällen mit dem Be⸗ 
griffe einer auf der Perſon ruhenden Einkommenſteuer verträgt, wo der Aus⸗ 
länder ſich im Inlande nicht aufhält, hier nicht wohnt. Er nimmt in dieſem 
Falle den Schutz des Staates nicht für ſeine Perſon, ſondern nur für ſeinen 
Grundbeſitz in Anſpruch, und es ſcheint, daß ihm mit gutem Rechte andere, 
als auf dem Grundbeſitz ruhende Abgaben nicht wohl abgefordert werden können. 

Dieſer Anſicht iſt die mit Berathung einer Petition beauftragt geweſene 
Kommiſſion nicht beigetreten. 

$ 6 normirt den wichtigſten Theil: 

Die 5 e. 5 

Sie find progreffiv. Soviel auch ſchon Stimmen ſich hiergegen haben ver 
nehmen M Do wird man doch bei näherer Erwägung eingeftehen müffen, daß 
progreffive Sätze dem Prinzipe einer gerechten Beſteuerung noch am meiſten ent⸗ 

[4 * 
„ Aermere, deſſen Einkommen mitunter kaum zur Befriedigung der erſten 
Lebensbedürfniſſe ausreicht, wird die nach dem Einkommen abgemeſſene Steuer 
nur zu entrichten im Stande fein, wenn er dieſe Bedüͤrfniſſe nach dem Betrage 


ahrung dürfte feſtſtehen, daß eine Einkommensteuer durch alle der Steuer noch mehr beſchränkt. 


An man u Ai 


Er wird alfo dem Mangel am Nothwendigen dadurch ausgeſetzt. Er fühlt 
mit ihm — dem Mangel — den Druck der Steuer in ſeiner ganzen Härte. 

Anders ſteht es mit den höheren Klaſſen. 2 

Bei ihnen ergiebt ſich ſteigend ein Ueberſchuß an ihren Einnahmen nach Be⸗ 
ſtreitung der nothwendigen Ausgaben, und die Steuer hiervon zu entrichten, 
ſetzt ſie keinem Mangel am Nothwendigen aus. 

Faßt man hiernach die Steuerfähigkeit und den härteren Druck in's Auge, 
welchen die Steuer in den unteren Klaſſen übt, ſo wird man eine in den Sätzen 
geringere Steuer für dieſe Klaſſen und eine allmälige Steigerung für die höheren 
in jeder Beziehung als die gerechteſte Vertheilung der öffentlichen Laſten anerken⸗ 
nen müſſen. 

Auf die Progreſſion ſelbſt eingehend, ſo iſt es hier wiederum zunächſt die 
Klaſſenſteuer, welche bei ihrer Verſchmelzung mit der Einkommenſteuer einzuſchalten 
wäre. 

In Breslau beginnt der Steuerſatz nach der im Jahre 1846 als unerläßlich 
erkannten Ermäßigung der unteren Stufen in der unterſten Klaſſe bei einem 
Einkommen von 100 Thlr. mit 1 ½ %. 


Wird hiermit auch bei der projektirten Steuer der Anfang gemacht, ſo zwar, 
daß 50 Thlr. auf dem Lande und in kleinen Orten, und 100 Thlr. in großen 
Städten eine gleiche Steuer zahlen, ſo würde dieſer Satz bis zu 400 Thlr. Ein⸗ 
kommen allmälig zu 3 9% anſteigen müſſen. 


Von 400 bis 1000 Thlr. iſt der Satz mit 3 % normirt; von einem Ein⸗ 
kommen über 1000 Thlr. ſollen von dem Ueberſchuſſe bis zu 2000 Thlr. 3 ½ % 
entrichtet werden. Ein Einkommen von 2000 Thlr. zahlt mithin, nackt genom⸗ 
men, einen Satz von 34, %, 


Es fühlt ſich hier die Rückſicht, welche die Staatsverwaltung auf die ver⸗ 
ſchiedene Steuerkraft, je nach dem verſchiedenen Einkommen hat nehmen wollen; 
nur ſcheint es die Berechnung zu erſchweren und die Leiſtung ſelbſt nicht klar zu 
ſtellen, wenn Theile eines und deſſelben Einkommens nach verſchiedenen Sätzen 
berechnet werden ſollen, vielmehr angemeſſener, für den ganzen Betrag eines Ein⸗ 
kommens nur einen Satz in Anwendung zu bringen und nur die Skala in den 


Sätzen allmälig zu erhöhen. 


Einen Anhalt dazu wird der folgende Tarif für Breslau in den Einkommens- 
klaſſen bis zu 2900 geben können. 


Wird beſteuert: 


Jährliches = jährlich monatlid 

Einkommen. S 8 bei Schutz⸗ 4 bei Schutz⸗ 
5 en verwandten del Bürgern verwandten 

BR: = | aas Ir: Ny] Aut Ir: Po | Bor: Ir: Pr Kut Ir Pr. 
100 |ı% | ılıs|—-I ıl-|-1-| 3) 9[—| 26 
250 [, 2 6 — 114 —[— 5] 6— 3| 8 
200 |, elle 
250 1% 324 — 216 —“[— [9 6t—|6| A 
soo 1% 4% — 3] 6|—1—|121—1—-| 8|— 
350 1/6 9 -] 4| 6. -]—-|15| oJ 10 6 
200 2 sI—I—| 5l10/—1-—|20/—]- [13] 4 
430 2% 10 — 620 —— 25 — [168 
500 2% 12a, ns ie | er 
800 2½ 14 16 6 9 21 — [ 1e 5 — 243 
200 21% 17 461113 — 112 11— 287 
80 2, 1% 24 — 13 6|—| 119 0 163 — 
900 2¼ 22 16 — 15 — — 126 3176 
1000 24% 25 7 6162 —] 232 112 1 
1100 2% 28 16 18 21 — 210 2 1169 
1200 2% 30 27 — 20 18 — ] 217 3 1216 
1200 44324 2 1% — 224% % 4 
1400 2½ 36 22 624 16 — [3111 213 
1500 2% 39 22 6 26 15 — 3| 5 26 3 
1600 2½¼ 4224 28160 — 317 24 
1200 22% 45 27 30 18 — 3249 2166 
1800 2% 40 1632 21 4/2 82 
1000 34, 676% — 4160 5 37 ı 
20% 2455 18 — 37 [ 418 3| 2| 6 
2100 2% 58 24 — 390 6 — 427 — 38 — 
28 P 2% 62 4 64113 — [ 5| 5 3/13 7 
220 |2:4.|65 16 643 21 —] 5 1311 31% 3 
2400 2% 60 — — 46 — —] 22 6 32 — 
2500 20% 72 15 4810 [ % 1 3) 4 10 
20% 3% 7 1] 60 — 1% 2] 4| 6| 9 
2200 2¼%% 79 19 653 3 —] 619 2 4129 
2800 2% 83 9 — 56 16 —] „ 28 3] 41810 
2 |3 — Iss 6425 — 


Referent muß ſich enthalten hier für die Staatsverwaltung einen ſolchen zu 


entwerfen. 
Die Zahl der Steuernden in jeder Klaſſe giebt dabei, im Zuſammenhalte 


mit dem Geſammtbedürfniſſe an Steuern, die Norm. 


Ueber Erſteres fehlen ihm die der Staatsverwaltung mindeſtens annähernd 
bekannten Zahlen. 5 

Der Entwuf eines entſprechenden Tarifs wird nach ihnen indeß Schwierig⸗ 
keiten nicht unterliegen. 

7 entſcheidet ſich für die Selbſt⸗Deklaration der Steuerpflichtigen. 

8 wird ſich dagegen nichts erinnern laſſen, da die fpäter vorbehaltene Prü⸗ 
fung der Deklaration den hierin hervortretenden irrigen Anſichten wie Verheim⸗ 
lichungen zu begegnen im Stande fein wird. 

Dieſe irrigen Anſichten werden aber um fo häufiger hervortreten, als die in 
den § 0 bis II für die Ermittelung des Einkommens gegebenen Anhaltspunkte 
für die hundertfach in der Praxis vorkommenden verſchiedenen Fälle nicht aus⸗ 
reichen werden. 

Einige Beiſpiele werden dies erweiſen: 

Der Beſitzer eines Kapitals von 30,000 Thlr. erkauft einen Bauplatz für 
10,000 Thlr. Er verwendet auf den Bau eines Hauſes darauf die ihm übrigen 
20,000 Thlr. und noch erborgte 10,000 Thlr. Der Bau iſt erſt im dritten 
Jahre beendet und erſt in dieſem gewährt das Haus einen Ertrag. 


— 


* 


23 wei Jahre hindurch hat der Beſitzer mithin weder einen Ertrag aus feinem 
Grundbeſitz, noch Zinſen von einem Kapital, ja er muß ein ſolches einem Dritten 
noch verzinſen. 

Keine der Vorſchriften über die Einkommens⸗pFeſtſtellung in den 55 9 bis 11 
112 5 auf ihn Anwendung. Dennoch kann der Betheiligte nicht unbeſteuert 

leiben. 3 - ! 
Ein Anderer beſitzt ein Vermögen von 20,000 Thlr. Die Zinfen davon 
betragen nur 800 Thlr. Er verzehrt aber jahrlich mindeſtens 2000 Thlr. und 
verringert dadurch noch mit jedem Jahre ſeine Zinſen. 

Ein Dritter treibt ein Geſchäft jahrelang mit Nachtheil und von einem 
Reinertrage daraus läßt ſich nicht ſprechen. Er iſt gezwungen, feine perſönlichen 
Ausgaben durch Anlehen zu beſtreiten. 

Einem Vierten hat das Geſchäft im erſten und zweiten Jahre je 5000 Thlr. 
eingetragen, im dritten gehen 10,000 Thlr. laufend verloren. 

So wenig wie hierüber Anhaltspunkte im Geſetzes⸗Entwurfe liegen, ſo wenig 
liegen ſie darin für erſt beginnende Geſchäfte und die hunderte von anderen Fäl⸗ 
len, welche bei Erhebung einer Einkommenſteuer in der Praxis vorkommen. 

In Erwägung: daß das Geſetz für Jeden unverbrüchlich ſein müſſe, daß 
mithin eine Beſteuerung gegen die ſpeziell darin ausgeſprochenen Grundſätze eine 
Verletzung derſelben ſein würde, erſcheint es wünſchenswerth, im Geſetze den Be⸗ 
griff des Einkommens vorweg ganz allgemein zu normiren, die Anhaltspunkte zur 
näheren Feſtſtellung dagegen entweder folgend oder in eine beſondere Vorſchrift für 
die Ausführung aufzunehmen und darin Deklarationen der Verwaltungsbehörde 
ausdrücklich vorzubehalten. 

Daß nach ſolchen Deklarationen im ganzen Staate gleichmäßig verfahren 
werde, würde Sorge des Finanzminiſters ſein. 

Im Geſetze dürfte die allgemeine Beſtimmung rückſichtlich des Einkommens 
zu faſſen ſein: * 

Steuerpflichtig iſt jedes Einkommen von 50 Thlr. und darüber, ohne 
Rückſicht auf deſſen Verwendung und ohne Rückſicht auf die Quellen, 
aus denen daſſelbe fließt. 

Die allgemeinen Anhaltspunkte zur ſpeziellen Berechnung des Einkommens 
werden dann nicht hindern, ein Einkommen zur Steuer heranzuziehen, deſſen 
darin nicht gedacht iſt. 

Ihren Platz wird dieſe Vorſchrift am geeignetſten hinter dem Artikel über 
Feſtſtellung des Begriffs der ſteuerpflichtigen Perſonen — $ 5 — finden. 

Die weiter in den $$ 9—11 enthaltene Vorſchrift: 

daß die in Abzug zu bringende Verzinſung von hypothekariſchen und 
perſönlichen Schulden unter Angabe des Namens und Wohnortes des 
Gläubigers, ſowie des Datums der Schuld-Urkunde angegeben werden 
müſſe, 
erſcheint mit dem Vortheile, den die Verwaltung möglicher Weiſe daraus ziehen 
kann, in keinem Verhältniſſe zu ſtehen, und als in die Privat: und Familienver⸗ 
hältniſſe zu tief eindringend, wegfallen zu können und wegfallen zu müſſen. 


Die Abſicht eines ſolchen Eindringens in die Privatverhältniſſe hat der Ein⸗ 
kommenſteuer viele Gegner zugezogen. Dieſe werden nach Beſeitigung jener Vor⸗ 
ſchrift, insbeſondere aber dann mit ihr ausgeſöhnt werden, wenn mit der ſtrengern 
Vorſchrift des Geſetzes eine nicht über den Zweck hinausgehende humane Aus⸗ 
führung ſich verbindet. 

Die weiteren Vorſchriften darüber beruhen in den 88 1230. 

Ihre Beleuchtung in gleicher Weiſe, wie dies hinſichtlich der vorangegan⸗ 
genen Grundbeſtimmungen geſchehen iſt, muß ſich Referent hier verſagen. Es 
muß dies den Verhandlungen in den Kommiſſionen der beiden Kammern und den 
Kammern ſelbſt vorbehalten bleiben. 

Im Allgemeinen ſteht indeß die 
Geſetzes ſelbſt, außer Zweifel. N 

Nur eine ſpezielle Vorſchrift muß hier noch zur Erörterung kommen. 

Es iſt dies die Beſtimmung im § 29 des Entwurfs, nach welcher Ab⸗ und 
Zugänge am Einkon men während des Jahres, für welches die Veranlagung er⸗ 
folgt iſt, an der einmal veranlagten Steuer nichts ändern follen. Rur der 
gänzliche Wegfall eines ſteuerbaren Einkommens ſoll Berückſichtigung finden. 


Wird von dem Geſichtspunkte ausgegangen, daß Jeder im laufenden Jahre 
in der Regel das verſteuert, was er im vorangegangenen, oder auch im Durch⸗ 
ſchnitt der drei vorangegangenen Jahre hatte, ſo läßt ſich gegen dieſe Vorſchrift 
Weſentliches nichts erinnern. 

Der Steuerbetrag von der Einkommens⸗Verminderung kommt ihm im näch⸗ 
ſten Jahre mit zu Gute. 

Es waltet dabei die Anſicht vor, daß der Steuerpflichtige auch die höhere 
Steuer zahlen könne. 


Dieſe Vorausſetzung wird indeß vielfach nicht zutreffen. 
Es haben beiſpielsweiſe: 
Der Eine eine Rente von 600 Rthlr., 
der Andere aus einem Gewerbe ein Einkommen von pptr. 400 Rthlr. 

Dieſen treffen Unglücksfälle fo, daß er das Gewerbe aufs Aeußerſte beſchraͤn⸗ 
ten muß und auf längere Zeit hinaus keine Ausſicht hat, ſich von feinem Unfall 
u erholen. n 
“ Der Unfall hat ihn im März betroffen, und ſein ferneres Einkommen aus 
dem beſchränkten Fortbetriebe ſeines Gewerbes kann für die übrige Dauer des 
Jahres höchſtens auf 150 Rthlr. bemeſſen werden. 

Jener, der Rentenbezieher, verliert feine Rente im Mai bis auf 100 Rehlr. 

Gänzlich iſt bei Beiden das ſteuerbare Einkommen nicht erloſchen, und 
nach den Beſtimmungen des Geſetzes müßten daher Beide für den Verlauf des 
Jahres die veranlagte Steuer, der Eine mit nur noch 100 Rthlr. Einkommen, 
von 600 Rthlr., der Andere von 400 Rrhlr. zahlen. 

Daß ſie dies nicht vermögen, höchſtens nur mit Verkauf ihrer Habe, liegt 
u Tage. j 
: Glechwohl iſt es unausführbar, in allen den tauſend Wechſelfällen, welche 
insbeſondere in großen Städten das Einkommen der Beſteuerten im Laufe eines 
Jahres treffen, ſofort auch eine Aenderung der Steuer vorzunehmen. 

Dieſe Aenderung wird daher auf außerordentliche Fälle beſchränkt wer⸗ 
den müſſen, und zwar würde dies auf einen Zuwachs eben ſowohl, wie auf eine 
Verringerung des Einkommens auszudehnen fein, P 

Nach der, dem Referenten beiwohnenden Erfahrung dürfte eine ausreichend 
feſtgeſtellte und für eine längere Zeit über das Jahr hinaus andauernde Einkom⸗ 
mens⸗Verringerung eine Aenderung der Steuer zuläßig machen, wenn dieſe Ver⸗ 


ringerung 


Ausführbarkeit dieſer Vorſchriften, wie des 


in den Klaſſen unter 500 Rthlr. den dritten Theil, 
in den höheren Klaſſen aber die Hätfte und mehr des bis dahin ver⸗ 
ſteuerten jährlichen Einkommens beträgt. ; 


Bei Zugängen, aus Anlaß von Erbſchaften, dem Beginn eines neuen Ge⸗ 
ſchäftes oder Gewerbes ꝛc. möchte nach gleichen Grundſätzen zu verfahren ſein. 
In dieſem, durch die Verhältniſſe gebotenen Wechſel in der Steuer-Veran⸗ 


lagung, welcher in Breslau jährlich tauſendfältig vorgekommen iſt und ohne Härte % P 


durch das Geſetz nicht ausgeſchloſſen werden kann, liegt zugleich, wie ſchon oben 
angedeutet, mit die größte Schwierigkeit, in großen Städten zwei getrennte direkte 
Steuern — eine nach dem Einkommen und eine nach Klaſſen durchzuführen. 
Die Uebertragungen aus den Rollen für die eine, in die Rollen für die 
andere Steuer würden, abgeſehen von dem Unrecht der Trennung überhaupt, den 
Behörden eine Arbeit verurſachen und eine Kontrole nothwendig machen, welche 


die Verwaltung dieſer Steuern für ſie zur Unerträglichkeit, wenn nicht zur Un⸗ 2 


ausführbarkeit zu ſteigern, geeignet ſein könnte. 5 i 

Hiermit die Bemerkungen über die beabſichtigte Regulirung der Staats⸗ 
Steuern für jetzt ſchließend, geht Referent auf den 

III. und für die Commune wichtigſten Punkt ſeiner Erörterungen über, näm⸗ 
lich: Die Art und Weiſe, auf welche die Commune die Einbüße an 
ihren Einnahmen, welche ihr aus dem Wegfall des bisher bezoge⸗ 
nen Mahl: und Schlachtſteuer-Zuſchlages erwächſt, zu decken im 

tande ſein werde. 

Es wird hierbei nothwendig, zuvörderſt das Abgaben-Syſtem der Stadt 
ſelbſt in Kürze zu berühren. 

Die Commune hat bisher in den Haupt-Poſitionen erhoben, und zwar im 
Durchſchnitt der letzten drei Jahre: 

1, Steuern vom Grund⸗Eigenthume 


2. 92,868 Thlr. 25 Sgr. 6 Pf. 
Einkommenſteuern, einſchließlich der da⸗ i 


mit zuſammenhängenden Beiträge für ü 
2 die öffentliche . 2 “ 8 5 114,686 26 ͤ 
„Zuſchläge zue Mahl⸗ und Schlachtſteuer 
a) für die Cammerei ſelbſt! 441,607 20 10 
b) für den Fond für Ablöſung der f 
Bankgerechtigkeien . 42 9. 
4. Zuſchläge zur Braumalz- Steuer für 5 
denſelben Fond 8,082 8 =: 8= 
5. Hopfen= und Waſſergeld von den 
Brauern, für die Cämmerei nr; 7,031 Pe a 1 
6. Bürgerrechts-Gewinnungsgebühren . 11,081 = 26 9 
7. Zuſchreibe⸗Gebühren bei Veränderungen 
0 im Grunbdbeſitz er. 1289 d 8 ⸗ͤ 
8. Brücken⸗ und Wege⸗Zölle (1848) 7. 14,534 = 11 10 ⸗ 
WW 4502 16 -— 2 
10. Communal⸗Abgaben von Brennholz 2,322̃ũ ũ ũ ß 6 
11. Waage⸗Gefäällll 00 4,290 ũ 26 — 6 ⸗ 
12. Krahn⸗Gefälll e 896 18 = 2: 
13. Marke: Stand:Geber . . . . „ |. BE en‘ Wine or Du 
Zuſammen 350,463 Thlr. 16 Sgr. 4 Pf. 
und zwar darunter: 
a) für die Cämmerei ſelbſtt . . 300,242 = 23 11 = 
b) für den Fond zur Ablöſung der Bank⸗ 
gerechtigkeien 50,220 22 5 > 
Außerdem wurden noch erhoben: 
eine Hundeſteuer mit 3,575 0 4 
und eine Tanzſteuer A 764 4% 10 „ —. 


Zu 1. Die Grundſteuern — hier Realſteuer genannt — ſind vorzugs⸗ 
weiſe zur Deckung des, dem Königlichen Fiskus mit 56,041 Thlr. 
7 Sgr. 6 Pf. jährlich zu zahlenden Serviſes beſtimmt. 

Es ſteht jetzt eine allgemeine Regulirung der Grundſteuer durch die ganze 
Monarchie bevor. Auch die Städte werden davon nicht ausgeſchloſſen werden 
dürfen. Wenn nun auch mit Rückſicht auf die höhere Steuer, welche aus der 
Aufhebung der bisher noch vielfach beſtandenen Grundſteuer⸗Befreiungen aufkom⸗ 
men wird, nicht zu erwarten ſteht, daß die fpätere, nach den einzelnen Grundſtük⸗ 
ken vom Staate regulirte Steuer den gegenwärtigen Servis⸗ Beitrag der Stadt 
überſteigen kann, ſo iſt doch ſehr die Frage, ob der immer mehr ſinkende Zuſtand 
des Grundbeſitzes verſtatten wird, den zur Zeit zur Erhebung kommenden Mehr⸗ 
betrag von 36,827 Thlr. noch ferner durch einen Aufſchlag auf die ſpäteren Grund⸗ 
ſteuern zu decken. 

Iſt dies aber auch zuläßig, ſo dürfte ſich doch mit dem Wohle der Stadt 
in keinem Falle vertragen, auf das Grundeigenthum noch höhere Laſten als jetzt 
zu legen. 7 

Beuge daher die an den Königlichen Fiskus ſpäter zu zahlende Grundſteuer 
wider Erwarten mehr, als der gegenwärtige Servis, ſo dürfte es leicht dahin kom⸗ 
men, daß der Mehrbetrag auf eine andere Weiſe, als durch Belaſtung des Grund⸗ 
beſitzes aufgebracht werden muß. 

In der Grundsteuer wird mithin ein Mittel zur Deckung der fpäter zur Be⸗ 
rechnung kommenden Einnahme⸗Ausfälle nicht gefunden werden können. 

5 Von dieſen Ausfällen bildet die erſte Poſt die 
ſte Poſt 

zu 2. aufgeführte Einkommenſteuer zum Betrage von 114,656 Thlr. 

Sie kann, wenn die Königliche Einkommenſteuer eingeführt wird, nicht beſte⸗ 
hen bleiben. 

Die Gründe werden nach Feſtſtellung der Zahlen noch entwickelt werden. 

Eine zweite Poſt iſt: 


zu 3. der Zuſchlag auf die bisherigen Mahl- und Schlachtſteuern]“ 


zur Geſammt⸗Summe von 83,745 Thlr. — . 
Dieſe Summe muß vorläufig und bis dahin mit dem vollen Betrage in die 
zu deckende Steuer aufgenommen werden, wo weiter feſtgeſtellt fein wird, daß nicht 
die Kommune, ſondern vielmehr Fiskus verpflichtet iſt, die Bankgerechtigkeits⸗Ob⸗ 
Ügationen zu verzinſen und zu amortiſiren. 
Die Zuſchläge g 
zu 4. auf die Braumalz⸗Steuern von 8,082 Thlr. fallen zwar mit der 
Regulirung der Staats ⸗ Steuern, ſo weit ſie jetzt in Abſicht liegt, 
nicht fort, es 1 aber nothwendig, hier mit einigen Worten näher 
darauf einzugehen. > ö 
Er 12 aaa belaſtet die Bierfabrikation in Breslau höher als“ fie auswärts 
elaſtet iſt. 
Kann man ſich nun auch nicht dafür erklären, durch eine höhere Belaſtung 
Imports von Außen die Konkurrenz zu erſchweren, ſo fordert die Gerechtig⸗ 
doch mindeſtens, daß das, was von Außen eingeht, mit derſelben Abgabe be⸗ 
werde, welche von dem Gewerbetreibenden in der Stadt gezahlt werden muß. 


des 
keit 
legt 


2369 — 5 N 


Bei der großen Summe von Steuern, welche die Stadt zu decken hat, und 
bei der Geringfügigkeit der Abgabe auf den betreffenden Artikel — ſie beträgt, 
einen Centner Braumalz auf 200 Quart Bier berechnet, pro Quart noch nicht 
Pf. — wird man ſich wohl nur für das Letztere entſcheiden können. 

Nach der durchſchnittlichen Bier⸗Einfuhr in den Jahren 1846/48 würde der 


Stadt dadurch eine Mehr⸗Einnahme von pptr.. 715 Thlr. 
jährlich erwachſen. \ 
Zu 5. Das Hopfen- und Waffergeld von 7,031 Thlr. 


hat, wenn auch nicht gleichen Urſprung, doch gleiche Wirkung mit der 
Abgabe zu 4. 
Daſſelbe wird lediglich von Brauern und Kretſchmern der Stadt erhoben und 
vertheuert dadurch um den ausgeworfenen Betrag die ſtädtiſche Fabrikation gegen 
die Einfuhr von Außen. 

Aus den zu 4 entwickelten Gründen würde der Steuer-Satz für eingehendes 
auswärtiges Bier mithin um pptr. ½ Pf. pro Quart zu erhöhen, alſo im Gans 
— mit der einzuführenden Abgabe zu 4. etwa auf 4 Sgr. pro Tonne zu ſtellen 
ein. 0 

Die hieraus erwachſende Mehr⸗Einnahme berechnet ſich hier auf 8 
c jac, sun sonsnd Teuer 
pro Jahr. } 

Zu 6. Die Bürgerrechts-Gewinnungs⸗Gebühren von 11,081 Thlr. 
gehen mit Einführung der neuen Gemeinde-Ordnung verloren. Sie 
finden eine Deckung darin nicht, daß der jetzige Schutzverwandte ſpä⸗ 
ter mit dem Bürger einen gleichen Steuerſatz werde zahlen müſſen, 
denn die bisherige ſtädtiſche Einkommenſteuer kann nach Einführung 
der Königlichen nicht beſtehen bleiben. 

Zu 7. Die Zuſchreibegebühren bei Veränderungen im Grund⸗ 
beftg von ae e e eee e e 1280; Thie. 
jährlich find eigentlich eine Belaſtung des Grund⸗Eigenthumes. 

Ihre Forterhebung ſoll für jetzt dahin geſtellt bleiben. 

Eben fo die Fort⸗Erhebung der Brücken- und Wege- und der 


Ufer⸗Zölle 
zu 8 und 9 mit + + + * + * * * * * * * + 14,534 Thlr. 
: und 7 . ch; 4,502 


Die großen Beläſtigungen, welche namentlich die im Innern beſtehende He⸗ 
bung der Brücken⸗ und Wege⸗Zölle für den Verkehr mit ſich führt, iſt ſchon oft 
Gegenſtand der Klage und der Beſprechung geweſen, und leicht kann die obſchwe⸗ 
bende Regulirung einen Verluſt an dieſen Ennahmen nach ſich ziehen. 

Zu 10. Die Communal⸗Abgabe von Brennmaterialien zur Einnahmeſumme 

voen p . „ e e 
iſt eine, in Breslau ſeit Jahren erhobene Steuer. 

Sie ruht auf einem Artikel, welcher leicht zu überſehen und zu kontroliren 
iſt, und wird, insbeſondere in ihrer jetzigen Höhe von 1 Sgr. 4 Pf. pro Klafter 
Brennholz, Niemand ſchwer. 

Diefe Steuer wird es mithin auch fein, welche bei der vorliegenden - Frage 
vorzugsweiſe mit in Erwägung gezogen werden muß. 5 

Sie wird gegenwärtig nicht gleichmäßig von allen Brennmaterialien erhoben. 
Ihre ſchon vor einiger Zeit in Anregung gekommene Regulirung, verſpricht ihren 
Ertrag nicht unerheblich zu ſteigern. 5 87 

Die Wage⸗, 
die Krahn- und 
Marktſtands⸗Gefälle 
zu 11—13 follen hier mit ihren Erträgen von 4,290, 896 und 5,160 Thlen. 
0 als unverändert fortbeſtehend angeſehen werden, da eine etwaige 
Regulirung derſelben fie wohl nicht erheblich fehmälern kann. 

Eine andere Communal⸗Einnahme dagegen muß noch zur Sprache hier ge⸗ 
n Ae welche auf die vorliegende Frage einen, und zwar größeren Einfluß 
Üben wird. . 4 

Es iſt die Einnahme = den Unterricht in den Elementar⸗Schulen. 

Im Jahre 1848 belief ſie ſich auf 12,273 Thlr. 25 Sgr. 11 Pf. 

Artikel 22 der Verfaſſungs⸗Urkunde beſtimmt: > 


der Unterricht in der öffentlichen Volksſchule unentgeltlich fein 
olle.“ 5 a 


Iſt die Verfaſſung auch noch nicht definitiv feſtgeſtellt, fo läßt ſich die Anz 
nahme dieſer Beſtimmung doch ſchon jetzt kaum bezweifeln, und in jedem Falle 
erſcheint es nothwendig, bei den vorliegenden Erörterungen auf dieſen Ausfall mit 
Bedacht zu nehmen. N 


Es würden hiernach nach Einführung einer Staats⸗Einkommen⸗Steuer und 
dem damit verbundenen Wegfall der bisherigen Mahl- und Schlachtſteuern und 
nach Feſtſtellung der Verfaſſungs-Urkunde und der neuen Gemeinde-Ordnung an⸗ 
derweit zu decken ſein: 

a) Die wegfallende Communal Einkommen⸗Steuer zu 2. mit 114,656 Thlr. 

b) Die Zuſchläge auf die Mahl- und Schlachtſteuern zu 3. g 


mit 5 + + + + * + + + * + . + + + + 83,745 2 
e) Die Büͤrger-Rechts⸗Gewinnungs⸗Gebühren zu 6. mit . 11,081 = 
d) Die Schulgeld⸗Einnahmen mii 12,273 ⸗ 


Zuſammen 221,755 Thlr. 


Kaum bedürfte es wohl einer weiteren Ausführung, daß dieſe Summe im 
* der direkten Beſteuerung von den Stadtbewohnern nicht aufgebracht wer⸗ 
en kann. 

Wie bereits berechnet, würde die Königliche Einkommen⸗Steuer in den Säͤz⸗ 
zen bis zu 5 Proz. nach dem ermittelten gegenwärtigen Stande der Contribuen⸗ 
ten hier in Breslau, approrimativ die Summe von 172,874 Thlr. eintragen; die 
direkte Beſteuerung müßte mithin bis zu dem Satze von 11 Proz.“) hinanſtei⸗ 
gen, ſollte durch ſie der feſtgeſtellte Einnahme⸗Ausfall gedeckt werden. f 

Es darf einem Jeden überlaſſen werden, zu beurtheilen, ob eine direkte 
Steuer von dieſer Höhe, aufzubringen möglich iſt. In England iſt es nicht ge⸗ 
lungen, ſelbſt nur eine Steuer von 6 Proz. durchzubringen. 

Die Folgen einer ſolchen Steuer für Grundbeſitz, für Geſchäfte und Gewerbe 
der Stadt ſpringen auch ſo ſehr in die Augen, daß Referent ſich einer ſpezielleren 
Beleuchtung dieſes Gegenſtandes Überheben darf. ö 

Es bliebe nun zwar noch übrig, der Steuer eine andere Form zu geben, 
nämlich: \ K 

eine Mieths⸗Steuer einzuführen. x 

Ganz abgefehen aber von der überaus ungleichmäßigen und ungerechten Bes 

laſtung, welche eine ſolche Steuer insbeſondere für den Gewerbebetrieb in ihrem 


s würde hier alſo entweder der bisher erhobene Aufſchlag wegfallen müſſen, oder ——  - 


es müſſen ihn Biere, welche von auswärts eingehen, gleichfalls zahlen. 


*) Nach dem neueren Projekt bis 9 Proz. 


= er 


Gefolge hat, fo iſt ſie amdererfeits in ihrer Rückwirkung nichts weiter, als eine 
Entwerthung des Grundbeſitzes um ihren vollen Betrag. ; 
Die Steuer müßte auf mindeftens 12 Proz. des Miethsbetrages normirt 


werden. Fünf Prozent zahlt der Grundbeſitzer ſchon, und es würden mithin im 


Ganzen gegen 17 Proz. von dem Extrage des Grundeigenthumes erhoben werden 


en. 1 1 1 

Bei der Lage, in welcher der Grundbeſitz ſich befindet, bei der ſchon jetzt für 
ihn drückenden Belaſtung, welche darauf ruht, kann zu einer ſolchen Maßregel 
wohl eben ſo wenig gerathen, als geſchritten werden. 

Es bleibt für größere Communen mithin und namentlich für Breslau nur 
der Weg der indirekten Beſteuerung übrig. Die Motive zu dem Geſetzes⸗Ent⸗ 
wurfe über die Staats⸗Einkommen⸗Steuer haben dies auch bereits vorausgeſehen. 

Dieſer Weg iſt aber nicht allein der einzige, ſondern auch der leichteſte und 
am ſicherſten zum Ziele führende. a 

Der leichteſte: weil eine indirekte Steuer gegeben wird, ohne daß ſie den Zah⸗ 
lenden drückt, ja ohne daß er die ſtets ſehr geringfügige Zahlung ſelbſt nur wahr⸗ 
nimmt; die am ſicherſten zum Ziele führende aber: weil die Erfahrung lehrt, daß 
während indirekte Steuern überall ohne Rückſtand eingehen, direkte Steuer für die 
unteren Klaſſen häufig nur auf dem Papiere ſtehen und ſelbſt durch alle Inſtanzen 
der Exekution nicht einzuziehen ſind. 

Nicht böſer Wille trägt hieran allein die Schuld, vielmehr gern wird auch 
gewiß der Aermere ſeiner Verpflichtung gegen die Commune nachkommen, nur 
muß es in Zahlungen geſchehen können, welche ihm die Abtragung möglich und 
nicht drückend machen. | 

Es bietet dieſen Vortheil allein die indirekte Steuer dar, und auch Referent 
vermag ſich im Intereſſe der Stadt nur allein für ſie zu entſcheiden. 

Eine andere Frage würde aber weiter fein, welche Gegenftände des Verbrauchs 
wohl mit einer ſolchen Abgabe zu belegen ſein möchten. Wie ſchon oben nach⸗ 
gewieſen worden, hat Breslau bereits eine Menge direkte und indirekte He⸗ 
bungen. 

Mit Ausſchluß der Real⸗ und der Perſonal⸗Steuern bringen ſie indeß ſämmt⸗ 
lich nicht viel ein. 

Aehnlich würde es mit anderen, nicht allgemein vorkommenden und mit 
Luxusgegenſtänden ſtehen, nicht zu gedenken, daß durch eine noch größere Menge 
kleinerer Steuern ein eben ſo gehäſſiges als ſchwer durchzuführendes Steuer-Sy⸗ 
ſtem geſchaffen werden würde. 

Ein ſolches zu vermeiden, haben Stadt und Staat eine gleich große Ver⸗ 
pflichtung. 

Die gegenwärtige Schlacht⸗ und Mahlſteuer in veränderten Sätzen und For⸗ 
men würde nach Allem die meiſten Vortheile bieten. 

Die im Eingange bemerkte Denkſchrift vom Jahre 1847 hat dies auch be⸗ 
reits berührt und einen theilweiſen Fortbeſtand der gegenwärtigen indirekten Staats⸗ 
Steuer als dasjenige Mittel erkannt, durch welches die Kommunen ihre Bedürf⸗ 
niſſe würden decken müſſen. 

Aus der bisherigen Hebung der Mahl- und Schlachtſteuern iſt zwar vorzugs⸗ 
weiſe mit der Ruf nach einer gerechteren und gleichmäßigen Vertheilung der Laſten 
im Staate hervorgegangen; es würde aber nur darauf ankommen, bei einer neuen 
Umformung dieſer Steuer, das zu beſeitigen, worin ſie ungerecht, worin ſie 
drückend war. 

Sie war ungerecht zunächſt in ihren Hebungsſätzen. 

Vielfache Berechnungen liegen vor, nach denen eine arme Familie durch den 
Konſum nicht ſelten eine Staatsſteuer von 15 Thlr. jährlich und darüber zahlte, 
während von einem Reichen nicht die Hälfte davon getragen wurde. 

Dieſe Ungleichheit ruht vorzugsweiſe in der Beſteuerung des Brotes und 
tritt beſonders grell hervor in denjenigen Städten, in welchen gegen die Vorſchrif⸗ 
ten des Geſetzes vom 30. Mai 1820 im Verlaufe der Zeit die Brotſteuer er⸗ 
hoͤht, die Weizenſteuer dagegen herabgeſetzt worden iſt. 

2 Dies alfo müßte vorweg fallen. 

Sie war ferner ungerecht darin: daß das Wild von der Fleiſchſteuer nicht 
eichfalls betroffen wurde, und endlich war fie. darin gegen die ärmeren Klaſſen un⸗ 
illig, daß im Jahre 1839 die Steuerſätze von Schweinen noch erhöht wurden. 

Eine gleichmäßige Beſteuerung des Wildes und ein geringerer Steuerſatz für 
Schweinefleiſch wird indeß auch dieſe Härten leicht beſeitigen laſſen. 

Die Mahl⸗ und Schlachtſteuer war drückend, zumal für die Gewerbe⸗ 
treibenden, in ihren Kontrolen. 

Es wird hier nun darauf ankommen, Formen vorzuſchreiben, welche das 
Läſtige, insbeſondere das Hemmende des Betriebes möglichſt entfernen und welche 
ſich lediglich auf den Schutz des redlichen Gewerbe⸗Betriebes beſchränken. 

In dieſer Beziehung erſcheint es am angemeſſenſten, die verſchiedenen Ge⸗ 
werbetreibenden zuſammen zu berufen und mit ihnen die Kontrol-Formen zu bes 
rathen, welche, in ihrer Ausführung einfach, ſie aber dennoch in ihrem Gewerbs⸗ 
Betriebe gegen Unredlichkeit zu ſchützen geeignet ſein werden. 

Sind nun die ungleiche Belaſtung des Aermeren, die gerechten Klagen über 
ſteuerfreie Konkurtenz des Wildes und die Beſchwerden über hemmende Kontrol⸗ 
Vorſchriften beſeitigt, ſo dürfte wohl Niemand gegen eine Steuer eifern, deren 
gänzlicher Wegfall möglicher Weiſe nur Wenigen einen Vortheil bringen würde, 
deren Zahlung Niemand drückt und die vor Allem den Vorzug hat, daß ſie, wenn 
auch nach anderen Sägen, doch keine neue Steuer iſt. g 

Nach der Erfahrung iſt eine neue Steuer immer die gehäffigfte, die am 
meiſten drückende. 

Für Breslau hat aber eine ſolche Steuer noch insbeſondere den Vortheil, 
daß andere Hebungen, wie beiſpielsweiſe die Brenn⸗Materialien⸗Steuer, ohne Er⸗ 
höhung der Koſten, damit werden verbunden und beaufſichtigt werden können. 

Die Schwierigkeit der Ausführung für die Kommunen wird ſo groß nicht ſein. 

Was Beamtete des Staates haben thun können, werden auch Kommunal⸗ 

Beamte vermögen, ja ihnen werden die ſtädtiſchen Behörden durch ihre öffentlichen 

San age noch einen größeren moraliſchen Halt zu gewähren im 
a * 


Mit dem 1. Oktober beginnt ein neues Quartal 


Die Hemmung des Verkehrs durch die Thor-Kontrolen endlich und die bei 
der Schlacht⸗ und Mahlſteuer vorkommenden Defrauden können, nach dem Er⸗ 
achten des Referenten, hierbei nicht in Betracht kommen. 


Noch lange nicht find die Zustände dahin gediehen, daß alle Zollſchranken 
fallen können und Umgehungen kommen bei jeder Steuer vor. a 

Stellt man dieſen kleineren Uebeln aber nur den Druck gegenüber, welchen 
eine, in Tauſenden von Fällen gar nicht, oder nur durch die äußerſten Exekutions⸗ 
Mittel zu erſchwingende neue direkte Steuer neben der Königlichen Einkommen⸗ 
Steuer im Gefolge haben würde, ſo dürfte Niemand zweifelhaft ſein, für welche 
Steuerform er ſich zu entſcheiden hat. 

Was weiter die Ausführung anbetrifft, fo werden die ſpeziellen Beſtimmungen 
darüber einem Orts-Regulative vorbehalten bleiben müſſen. 

Die Hebungsſätze müſſen ſich nach dem Bedürfniß richten. 

So weit dieſes für jetzt überſehen werden kann, werden genügen: 


für den Zentner Roggen und Brot 4 Sgr. pro Pfd. mithin noch nicht Y, Pf. 
2 73 „Weizen und Back⸗ 


waaren daraus. 20 Sgr., pro Pfd. mithin pptr. 2 = 
2a =... Schmeineflifb . _ 1 Thlr. : : 3 
2 „anderes Fleiſch h 1% = rn E E 4 * 
27 357 „Wild A ER a 2 5 6 =: 
und nach dem Conſum des Jahres 1846, das in Zahlen gerade vorliegt, an⸗ 


nähernd dadurch aufkommen: 


a) von 169,805 Ctr. Roggen a 4 Sgr. 22,640 Thlr. 


b) = 143,148 Weizen 2 20 95,432 = 
c) = 27,722 Schweinefleiſch à 1 Thlr. a - 
d) = 61,797 = anderem Fleiſche a 1 Thlr. 10 Sgr.. 82,396 = 
e) - größerem Wild und kleinerem Wild in größeren 

Mengen nach noch zu treffenden näheren Feſt⸗ 

ſetzungen ppir. L . e e 5,000 = 


233,190 Thlr. 


zuſammen 
Nach den vorangegangenen Berechnungen find zu decken 221,755 = 
y 11,435 Thlr. 


[hießen über. 
Sie find mit der höheren Brennmaterialien-Steuer auf Verwaltungskoſten 
und darauf zu rechnen, daß die veränderten Steuerſätze von Weizen und Roggen 


auch binnen Kurzem ein verändertes Konſum dieſer beiden Getreidearten heraus⸗ 


ſtellen werden. 

Es muß hier auf einen Umſtand übergegangen werden, welcher für eine Ge⸗ 
werbsklaſſe der Kommune eine Lebensfrage genannt werden kann. 

Es ſind dies die Bäcker. g 

Bis zum Jahre 1833 zahlte der Centner Roggen und Brot eine Steuer 
c el 
und der Centner Weizen eine ſolche voeͤn . I 6Thlr. 


Die Landbäcker vermiſchten Roggen und Weizen zu Brot, zahlten aber bei 
der Einfuhr nur die geringere Brotſteuer, und die Bäcker der Stadt, welche den 


Weizen höher verſteuern mußten, vermochten mithin nicht, die Konkurrenz mit 


ihnen auszuhalten. 


Die Erhöhung der Brotſteuer und die Herabſetzung der Weizenſteuer glich 
dies für die Bäcker der Stadt aus und der Import von Brot hat ſeitdem er⸗ 
heblich abgenommen. 6 5 . 

Die Aenderung der Steuerſätze würde das frühere Mißverhältniß für die 
Bäcker der Stadt wiederum ins Leben rufen. 


Wenn ſie auch nicht begünſtigt werden ſollen, ſo haben ſie doch einen ge⸗ 
rechten Anſpruch darauf, Auswärtigen gleichgeſtellt zu werden. 

Dies ſcheint, ohge beſſeren Vorſchlägen vorzugreifen, einfach dadurch geſchehen 
zu können, daß den hieſigen Bäckern verſtattet wird, Weizen zu Brot gegen den 
Steuerſatz für Brot vermahlen zu laffen. 


Einem Mißbrauch dürfte die Bedingung dabei vorbeugen, daß der Weizen 
vor der Vermahlung mit einem beſtimmten Theil Roggen vermiſcht werde. 


Wenn nun Referent glauben darf, in ſeinen Vorſchlägen überall allen Par⸗ 
teien möglichſt gerecht geworden zu fein, fo wird es für den vorliegenden Zweck 
nur noch nothwendig, einige Worte über die Verwaltungskoſten beizufügen. 

Sie werden in keinem Falle höher ſein, als der Staat ſie aufgewandt hat. 

Die mehrgedachte Denkſchrift berechnet ſie bei einer Ein⸗ 
L SE ER TUI EZTBEG TEHE 
auf + + * + + + + + + + + > + + + + + + 356,597 2 
alſo auf pptr. 11 % der Hebung. “ik 

Daß diefe Koften im Uebrigen aufgewogen werden durch Diejenigen Steuern, 
welche Fremde durch ihren Konſum in der Stadt und ihren Bezug aus der 
Stadt mit entrichten, iſt ein Vorzug, den eine direkte Steuer zu bieten nicht 
vermag. i 

Die eintretenden 


Ermäßigungen würden ſchließlich betragen: 


a) von Roggen und Brot pro Ctr. 8 Sgr., zuſammen 48,281 Thlr. 
b) Schpweinefleiſch „ „ e ee NT 
e) = anderem Fleiſche 3 4 2 s „. 10,299 = 


659,11 Thie. 


55 eil ae mae A 
und nach Abrechnung der Erhöhung beim Weizen von 12 auf 
20 Sgr. pro Str. pr. N „„ ee 4,54 Die 38,172 Thlr. 
f noch jährlich 31,269 Thlr. 
Breslau, den 12. September 1849. 


für das Abonnement auf die Breslauer Zeitung. 


Der vierteljährliche Abonnements⸗Preis iſt hier 1 Nthlr. 15 Sgr., auswärts im ganzen preußiſehen Staat 


1 Nthlr. 2 / Sgr., incl, Porto, wozu alle prenfifchen Poſtämter Beſtellungen annehmen. 


IN 


Die Expedition der Breslauer Zeitung. 


Mit zwei Beilagen. 


* 


2371 


Erſte Beilage zu ½ 220 der Breslauer Zeitung. 


Freitag den 21. September 1840. 


reuß en. 


P 
Kammer: Verhandlungen. 
1, Kammer. 40ſte Sitzung vom 19, Septbr. 
(Eröffnung der Sitzung 12 Uhr.) 

Das Protokoll wird verleſen und genehmigt. — 
Neugewählt iſt Graf v. Hompeſch (2. Aachner Wahl⸗ 
Bezirk) und der 2. Abtheilung zugewieſen. Derſelbe 
erhält aber gleichzeitig auf ſein Anſuchen Urlaub, eben 
ſo Eichmann. 

Der Miniſter des Innern überſendet 180 Exem⸗ 
plare eines Werkes über die Lage der arbeitenden Klaſ⸗ 
fen zur Vertheilung an die Mitglieder der Kammer, 

Die Wahl des Ober⸗Regierungs⸗Rathes v. Reibnitz 
(für den 2. Magdeburger Wahlbezirks) wird geneh⸗ 
migt; ebenſo die des Grafen v. Limburg⸗Stirum. Da⸗ 
gegen wird die des Grafen v. Fürſtenberg beanſtandet, 
die nähere Erkundigungen eingezogen ſind darüber, ob 
die fehlenden Wahlmänner zum Wahlakte vorſchrifts⸗ 
maps laden waren. 

Die ge ern angenommenen, jetzt gedruckten Amende⸗ 
ments werden in nochmaliger Abſtimmung genehmigt. 

Am Miniftertifche befinden ſich nur Graf v. Bran⸗ 
denburg, v. Strotha, Simons, v. Rabe. 

v. Brand verlieſt den Bericht über § 37. Derſelbe 
lautet in dem Verfaſſungsentwurfe: 1 

Art. 37. Das ſtehende Heer darf nicht berat ſchlagen. 

Eben ſo wenig darf es die Landwehr, wenn ſie zufam⸗ 
menberufen iſt. Auch wenn fie nicht zuſammenberufen 
iſt, ſind Verſammlungen und Vereine der Landwehr zur 
1 militäriſcher Befehle und Anordnungen nicht 
eſta + 

Die Kommiſſion ſchlägt ſtatt deſſen vor: 

Die bewaffnete Macht iſt weſentlich eine gehorchende. 
Sie darf mithin als ſolche weder in noch außer dem 
Dienſt berathſchlagen, oder ſich irgendwie anders, als 
auf Befehl verſammeln. Verſammlungen und Vereine 
der Landwehr zur Berathung militäriſcher Einrichtun⸗ 
gen, Befehle und Anordnungen ſind auch dann, wenn 
die Landwehr nicht zuſammenberufen iſt, unſtatthaft. 

Die Amendements zu dieſem Artikel lauten: 

1) Von Kupfer: 
Aus dem Vorſchlage des Central-⸗Ausſchuſſes 
das Wort „weſentlich“ zu ſtreichen. 
2) Von Trieſt: 
Die Worte „als ſolche“ ſollen fortfallen in 
der Kommiſſionsfaſſung. 
3) Von Walter: 
Die bewaffnete Macht darf weder in noch 
außer dem Dienſte berathſchlagen, noch ſich 
irgendwie anders als auf Befehl verſammeln. 
Verſammlungen und Vereine der Landwehr 
zur Berathung öffentlicher Einrichtungen .. 
u. ſ. w. die Faſſung des Centralausſchuſſes. 
4) Von du Vignau: 
Die Kammer wolle die Faſſung des Entwur⸗ 
fes annehmen, mit Hinzufügung des Wortes 
„Einrichtungen“ vor dem Worte „Befehle“. 
Von Trieſt: 
Annahme der Faſſung des Entwurfes, mit 
Hinzufügung der Worte: „noch ſich irgend 
wie anders als auf Befehl verſammeln“, 
nach den Worten „zuſammenberufen iſt“. 
du Vignau. Laſſen Sie uns den urſprünglichen 
Text möglichſt wenig verändern, mit dem von mir 
vorgeſchlagenen Zuſatze genügt derſelbe für alle Ver⸗ 
haͤltniſſe. Er geht aber auch nicht zu weit; denn kei⸗ 
nem Befehlshaber wird es einfallen, dieſen Artikel zu 
benutzen, um unſchuldigen Verſammlungen entgegen 
zu treten. Auch die Landwehr darf über militäriſche 
Angelegenheiten nicht berathen, ſelbſt wenn ſie nicht 
im Dienſte iſt; denn ſolche Berathungen ſind entweder 
zwecklos oder ſtraffällig, ſobald durch fie irgend etwas 
durchgeſetzt werden fol. Den Satz, „die bewaffnete 
Macht iſt weſentlich gehorchend“, wünſche ich beſonders 
geſtrichen zu ſehen. Dieſe Worte ſind erſtens vom 
Auslande her entlehnt und zweitens unrichtig oder 
wenigſtens nicht umfaſſend genug. Die bewaffnete 
Macht iſt auch thaͤtig und Gehorſam ohne Thätigkeit 
gar nicht denkbar. 

Kisker: Wir ſind über den weſentlichen Inhalt 
Alle einig; deshalb könnten wir wohl die neuen Faſ⸗ 
ſungsamendements der Redaktionskommiſſion überwei⸗ 
ſen. Ich bin aber nicht der Meinung daß der an 
die Spitze geſtellte Allgemeine Satz zu ſtreichen iſt. 

Kupfer erkläre ſich unter allgemeiner Heiterkeit für 
einen friedlichen Kaufmann, glaubt, daß man mit 
Gehorchen immer weiter kommt als mit Berathen und 
ſetzt dann an einer Menge von Beiſplelen auseinander, 
daß essentiellement nicht „weſentlich“ heißt, ſondern 
„wirklich“; daher habe er fein Amendement geſtellt. 
Uebrigens habe er die Franzoſen ſehr gerne, aber 
man dürfe ihnen nicht Alles nachahmen. Bren⸗ 
tano ſei zu Grunde gegangen, weil er keine preu⸗ 
ziſche Armee gehabt. Unter lätmender Heiterkeit 
kommt der Redner darauf auf die alten Ger⸗ 
manen, verlieſt mehrere Stellen aus einer Weber: 


* 


5) 


Urväter keine Republikaner geweſen find. Gehorſam 


muß einmal ſein und vor einer Regierung, die ſich 
nicht zu halten verſteht, habe ich keine Achtung. Mein 


ſetzung des Tacitus und beweiſt daraus, daß unſere fleie Preſſe. Auch die Staatsauflagen find nur eine 


beſondere Art der Cenſur. Ihr Sinn iſt: wer nicht 
Großes leiſten kann mit großen Mitteln, der ſoll 
ſchweigen! Erinnern Sie ſich der Worte des Dich⸗ 


Bild wird nicht unter die Bilder derjenigen kommen, ters: Es erben ſich Geſetz und Recht wie eine 


die nach Volksgunſt haſchen. 


Der Redner erklärt ewige Krankheit fort! 


Laffen Sie dieſelben 


ſich nun noch unter ſchallendem Gelächter über das hier nicht zur Wahrheit werden! 


Schickſal ſeiner Aſche und ſeines Staubes und verläßt 
die Tribüne unter allſeitigem Bravo. 


v. Simons. Ich bin für die Faſſung des 
Ausſchuſſes, die zwei große Grundſätze hinſtellt. 


v. Bethmann⸗Hollweg erklärt ſich für das Dagegen kann es nicht die Aufgabe der Verfaſſung 


Amendement Walter. 

Walter vertheidigt ſein Amendement und verfolgt 
den Anfangsſatz durch durch die verſchiedenen franzö⸗ 
ſiſchen Verfaſſungen. 

v. Strotha. Es iſt erwähnt worden, daß die 
Faſſung des Artikels 37 ſich nach dem zu erwarten⸗ 
den Eide richten müſſe; ich glaube, die Beſtimmungen 
dieſes Paragraphen paſſen auf eine türkiſche Armee, 
wie auf eine preußiſche. Ueber den Eid werde ich 
ſeiner Zeit meine Anſicht mit aller Entſchiedenheit aus⸗ 
ſprechen. Ich bin mit der Faſſung der Urkunde voll⸗ 
kommen zufrieden, wenn Sie nur die beiden Amende⸗ 
ments, die dazu geſtellt find, berückſichtigen wollen. 
Bei der Faſſung des Centralausſchuſſes bin ich gegen 
den prinzipiellen Anfangsſatz und gegen die Worte 
„als ſolche,“ die zweideutig ſind; eine Armee, die nicht 
gehorcht, iſt gar keine Armee. Auch bin ich gegen 
den zweiten Theil des Amendements Walter: es giebt 
auch geheime militairiſche Befehle, die nicht diskutitt 
werden dürfen. 

Tamnau findet das Amendement Walter in Bezug 
auf die Landwehr außer dem Dienſt höoͤchſt bedenklich. 
Man konne danach jedem Preußen, der nicht invalide 
iſt, die Theilnahme an jeder politiſchen Berathung 
verbieten. 

v. Brandt geht nochmals die Amendements durch. 

Das erſte Amendement Walter wird ange 
nommen durch eine kleine Majorität. 

Das zweite Amendement Walter wied ver⸗ 
worfen mit ſehr großer Majorität, 

Das zweite Aliena des Central-Ausſchuſſes 
wird angenommen. 

Nunmehr lautet § 36: 

Die bewaffnete Macht darf weder in noch außer dem 
Dienſt berathſchlagen oder ſich anders als auf Befehl 
verſammeln. Verſammlungen und Vereine der Land⸗ 
wehr zur Berathung militafriſcher Einrichtungen, Be⸗ 
fehle und Anordnungen find auch dann, wenn die 
andwehr nicht zuſammenverufen iſt, unſtatthaft. 
b. Brandt verlieſt den neu hinzugefügten 
Artikel, der früher zum Theil im § 32 ſtand: 
Auf das Heer finden die in den Art. 5, 6, 27, 
28 und 30 enthaltenen Beſtimmungen nur in ſo 
weit Anwendung, als die militairiſchen Geſetze 
und Disziplinatvorſchriften nicht entgegenſtehen. 

Er wird ohne Diskuſſion angenommen. 

\ 34975 beginnt die Verleſung des Berichtes uber 
2231. ö 2 
Artikel 24 lautet in der Verfaſſung: 
Jeder Preuße hat das Recht, durch Wort, Schrift, 
Druck und bildliche Darſtellung ſeine Gedanken frei 
u äußern. Die Preßfreiheit darf unter keinen Um: 
änden und in keiner Weiſe, namentlich weder durch 
Cenſur, noch durch Konzeſſionen und Sicherheitsbe⸗ 
ſtellungen, weder durch Staatsauflagen, noch durch 
Beſchränkungen der Druckereien und des Buchhandels, 
noch endlich durch Poſtverbote und ungleichmäßigen 
Poſtſatz oder durch andere Hemmungen des freien 
t Verkehrs beſchränkt, ſuspendirt oder aufgehoben 
werden. 

Die Kommiſſion ſchlaͤgt vor, ſtatt „Gedanken“ zu 

fegen „Meinung;“ ferner ſtatt des ganzen zweiten 


Satzes: „Die Cenſur darf nicht eingeführt 


werden.“ 

Fiſcher. Wer nur behaupten will, was er ſchon 
beſitzt, der kann ſich kurz faſſen; von dieſem Vor⸗ 
theil will ich Gebrauch machen. Der Paragraph 
führt indirekt die Cenſur wieder ein. Auf der 
tinen Seite ein drakoniſches Preßgeſetz, auf der andern 
indirekte Cenſur; nun, meine Herren, dann werden wir 
das Unglaubliche erleben — man wied ſich zurückſeh⸗ 
nen nach den Karlsbader Beſchlüſſen. 

Striethorſt ſpricht in demſelben Sinne. Laſſen 
Sie ſich durch die einfache Faſſung nicht dazu verlei⸗ 
ten, neue Angriffe auf die Preſſe zu ſanktioniren. Auf 
dieſe Art werden Sie die Revolution nicht ſchließen. 

Burmeiſter. Die einfache Frage bei der Revi⸗ 
ſion iſt die: Soll dieſelbe dazu dienen, dem Volke 
die Freiheiten der Verfaſſung zu ſichern, oder ſie ihm 
zu beſchränken. Sobald Sie nur eine Art der Be⸗ 
ſchränkung, die Cenſur ausnehmen, ſcheint daraus her⸗ 
vorgehen, daß die anderen Arten wieder eingeführt 
werden können. Alſo, iſt dies nicht Ihre Abſicht, fo 
laſſen Sie es entweder bei der Faſſung des Entwur⸗ 
fes, oder ſtreichen Sie den zweiten Satz ganz. Kon⸗ 
zeſſionen und Kautionen ſind viel ſchlimmer als Cen⸗ 
ſur; ſie ſind Maulkorb und Kette zugleich für die 


ſein, das Gebiet der künftigen Geſetzgebung in der 
Weiſe zu beſchränken, daß eine etwaige Präventivmaß⸗ 
regel gegen die Preſſe in Zukunft nur durch eine Ver⸗ 
faſſungsabänderung getroffen werden kann. Der ur⸗ 
ſprüngliche Entwurf band der zukünftigen Legislatur 
die Hände in einer Weiſe, die ich nicht billigen kann. 

Die Ausſchußfaſſung wird faſt einſtimmig 
angenommen. 

Dem Antrage der Kommiffton: die Art. 25 u. 20 (be⸗ 
treffend die Beſtrafung von Preßvergehen) aus der 
Verfaſſungs⸗Urkunde ganz wegzulaſſen, — tritt die 
Kammer ohne weitere Debatte bei. 

Art. 27 lautet: 

„Alle Preußen find berechtigt, ſich ohne verzängige obrig⸗ 
keitliche Erlaubniß friedlich und ohne Waffen in geſchloſſenen 
Räumen zu verſammeln. 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Verſammlungen 
unter freiem Himmel, welche in allen Beziehungen der Ber: 
fügung des Geſetzes unterworfen ſind.“ 

Nach der Verf.⸗Urkunde vom 5. Dezember lautet 
derſelbe: - 

„Alle Preußen find berechtigt, ſich ohne vorgängige obrig⸗ 
keitliche Exlaubniß friedlich und ohne Waffen in geſchloſſenen 
Räumen zu verſammeln. 5 

Dieſe Beſtimmung bezieht ſich nicht auf Verſammlungen 
unter freiem Himmel, welche in allen Beziehungen der Ver⸗ 
fügung des Geſetzes unterliegen. 

Bis zum Erſcheinen eines ſolchen Geſetzes iſt von Ver⸗ 
ſammlungen unter freiem Himmel 24 Stunden vorher der 
Ortspolizeibehörde Anzeige zu machen, welche die Verſamm⸗ 
lung zu verbieten hat, wenn fie dieſelbe für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung für gefährlich erachtet.“ 


v. Gerlach wiederholt, daß allgemeine Beſtimmun⸗ 
gen, die in beſonderen Geſetzen ausgeführt werden 
müſſen, in die Verfaſſung aufgenommen werden. Er 
will keine Beſchränkungen der Klubbs, denn er fürchtet 
nicht ihre Anarchie, gegen welche es hinlangliche Mittel 
giebt, ihm macht die Anarchie von Oben viel mehr 
Beſorgniſſe; aber er kann ſich nicht mit der Sanction 
gewiſſer Rechte, als beſonders heiligen Grundrechten, 
durch die Verfaſſung einverſtanden erklären. Man 
habe ihm vorgeworfen, daß er hier wiederholt auf den 
Ucheber der Verfaſſung hingewfeſen, doch wünſche Nie⸗ 
mand mehr wie er volle Vergeſſenheit deſſelben; 
indeſſen müſſe die Kammer dazu das Ihrige thun, 
indem fie nicht Sätze aufnimmt, die die ſiegreiche Res 
volution erfunden habe. Hier handele es ſich zumal 
nicht um ein Fundamental⸗, ſondern um ein Pollzel⸗ 
Geſetz. Dies gehöre nicht in die Verfaſſung. 

Burmeiſter acceptirt mit Beifall die „Anarchſe 
von Oben“ und ſpricht ſich heftig gegen die in der 
erſten Kammer einreißende rückwärts gehende 
Emendation der Verfaſſung aus, welche der 
Anarchie von Oben nicht minder förderlich ſei, als die 
Regierung vor dem 18. März. (Beifall.) : 

Art. 27 wird nach dem Vorſchlage der Kommiſſion 
angenommen. ö 

Zu Art. 28, deſſen unveränderte Annahme die 
Kommiſſion beantragt hat, find von v. Schleinitz und 
v. Jordan Amendements geſtellt, welche von der Kam⸗ 
mer unterſtützt werden. 

Die Debatte darüber wird bis Donnerſtag Mittag 
12 Uhr vertagt. (Schluß 3 ½ Uhr.) 


II. Kammer. 17. Sitzung vom 19. Septbr⸗ 
(Eröffnung der Sitzung 12%, Uhr.) 
Vorſitzender: Präſident Gr. Schwerin. 
Tages⸗Ordnung am 19. September 1849, Mittags 
12 Uhr. 1) Abſtimmung über den revidirten Gefege 
Entwurf, betreffend die Feſtſtellung der bei Ablöſung 
der Reallaſten zu beachtenden Normal⸗Preiſe und 
Normal⸗Marktorte. 2) Bericht der Kommiſſion für 
Reviſion der Verfaſſung, betreffend die Titel III. 

und IV. 
Das Protokoll wird verleſen und ohne Einwendun⸗ 
gen genehmigt. u 
Es wird ſodann ein Schreiben verlefen, wonach der 
Kammer etwa 300 Exemplate einer Schrift über 
Landwirthſchaft zugehen, welche auf Veranlaſſung des 
Miniſteriums geſchrieben if. i 
Ein Schreiben aus der erſten Kammer ſpricht ſich 
über die gleichzeitige Berathung der Verfaſſung in bei⸗ 
den Kammern aus. a \ 0 
Es wird jedesmal in der einen Kammer ein an⸗ 
derer Titel zur Berathung kommen, als in der an⸗ 
deren. 


Minifter v. Schleinitz zeigt an, daß in der dä⸗ 
nifhen Angelegenheit eine Denkſchrift zum 


Drucke fertig ſei, 
Der Miniſter bemerkt: Nach dem 10. Juli war 


die daniſche Angelegenheit in ein Stadium getreten, 


wo eine Entſcheidung über die Richtung dringend 
nothwendig wurde, welche die Regierung von nun an 
einſchlagen wollte. 

Die Fortſetzung des Krieges würde den Wohlſtand 
unſerer Oſtſeeprovinzen auf das Tiefſte erſchüttert has 
ben. Neben dringenden materiellen Gründen waren 
aber auch noch andere Gründe vorhanden, die auf 
dieſen Friedensſchluß hinarbeiten konnten. Der Krieg 
mit Dänemark zerſplitterte die Kräfte, lenkte die Auf⸗ 
merkſamkeit unabläſſig auf einen Punkt, der jedenfalls 
nicht mehr ſo entſchiedene Wichtigkeit hatte. Es hätte 
zudem vielleicht nur eines kleinen Ereigniſſes bedurft, 
um wegen dieſes Krieges unſere auswärtige Politik 
in die ernſteſten Verwickelungen zu bringen. Die 
Fortſetzung des Krieges wäre aber dennoch wohl er— 
folgt, hätte ſie nur irgend dem erſtrebten Ziele näher 
führen können. Es handelt ſich demnach nur noch 
darum, ob die Bedingungen, unter denen der Friede 
angebahnt werden konnte, für zuläffig gelten 
können. 

Die vorgelegten Aktenſtücke gehen auf den Vorſchlag 
des Präſidenten an die Kommiſſion für die deutſche 
Frage. 

Nachdem noch einige rückſtändige Wahlprüfungen 
genehmigt, geht die Verſammlung zur Tagesordnung 
über, und zwar zunächſt zur ſchließlichen Abſtimmung 
über das in feinen einzelnen Theilen bereits ange⸗ 
nommene Geſetz über Normal⸗Preiſe und Normal⸗ 
Marktorte. 

Daſſelbe wird einſtimmig nochmals 
nommen. 

Die Kammer geht hierauf zum Bericht der Ver⸗ 
faſſungs-Kommiſſion über, wobei der Präſident 
bemerkt, daß einestheils eine allgemeine Debatte über 
die Verfaſſung als ein ſchon gültiges Geſetz nicht nö⸗ 
thig ſei, im Fall nicht ein dahin gehender Antrag ge⸗ 
ſtellt werde, und daß anderntheils nur über die 
beantragten Abänderungen abgeſtimmt zu werden 
brauche. 


Wir geben zunächſt folgende Gegenüberſtellung, 
betreffend die Titel III. und IV. 


ange⸗ 


Die beſtehende Verfaſſung. 


Titel III. 
Vom Könige. 
Artikel 41. 
Die Perſon des Königs iſt 
unverletzlich. 


Artikel 42. 

Seine Miniſter ſind verant⸗ 
wortlich; alle Regierungsakte 
des Königs bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung 


eines Miniſters, welcher da⸗ 


durch die Verantwortlichkeit 
übernimmt. 
Artikel 43. 

Dem Könige allein ſteht die 
vollziehende Gewalt zu. Er 
ernennt und entläßt die Mi⸗ 
niſter. Er befiehlt die Ver⸗ 
kündigung der Geſetze und er⸗ 
läßt unverzüglich die zu deren 
Ausführung nöthigen Verord⸗ 
nungen. 

Artikel 44. 

Der König führt den Ober⸗ 
befehl über das Heer. 

Artikel 45. 

Er beſetzt alle Stellen in 
demſelben, ſowie in den übri⸗ 


= Zweigen des Staatsdien⸗ 


es, inſofern nicht das Geſetz 

ein Anderes verordnet. 
Artikel 46. 

Der 22 hat das Recht, 
Krieg zu erklären, Frieden zu 
ſchließen und Verträge mit 
fremden Regierungen zu er⸗ 
richten. Handelsverträge, fo 
wie andere Verträge, dur 
welche dem Staate Laſten oder 
9 Staatsbürgern Ver⸗ 
pflichtungen auferlegt werden, 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Zuſtimmung der Kammern. 


Artikel 47. 
Der König hat das Recht 
der Begnadigung und Straf⸗ 
milderung. 

Zu Gunſten eines wegen ſei⸗ 
ner Amtshandlungen verur⸗ 
theilten Miniſters kann dieſes 
Recht nur auf Antrag derje⸗ 
nigen Kammer ki bt wer⸗ 
den, von welcher die Anklage 
ausgegangen iſt. 

Er kann bereits eingeleitete 
Unterſuchungen nur auf Grund 
eines beſonderen Geſetzes nie⸗ 
derſchlagen. 


Die Anträge der Kom⸗ 


Vom Könige. 
Artikel 41. 

Der König iſt das Ober⸗ 
haupt des Staates. Seine 
Perſon iſt unverletzlich. 

Artikel 42. 

Unverändert. 


Artikel 43. 

Dem Könige allein ſteht die 
vollziehende Gewalt zu. Er 
ernennt und entläßt die Mi⸗ 
niſter. Er befiehlt die Ver⸗ 
kündigung der Geſetze und er⸗ 
läßt die zu deren Ausführung 
nöthigen Verordnungen. 


Artikel 44. 
Unverändert. 


Artikel 45, 
Unverändert. 


Artikel 46. 

Der König hat das Recht, 
Krieg zu erklären und Frie⸗ 
den zu ſchließen und Verträge 
mit fremden Regierungen zu 
errichten. Handels⸗Verträge, 


ch ſowie andere Verträge, durch 


welche dem Staate Laſten oder 
einzelnen Staatsbürgern Ver⸗ 
pflichtungen auferlegt werden, 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit 
der Zuſtimmung der Kammern. 
Friedensverträge bedürfen die⸗ 
ſer Zuſtimmung nicht. 
Artikel 47. 

Der König hat das Recht 
der Begnadigung und Straf⸗ 
milderung. Zu Gunſten eines 
wegen feiner Amtshandlungen 
verurtheilten Miniſters kann 
dieſes Recht nur auf den An⸗ 
trag einer Kammer ausgeübt 
werden. 


Der König kann bereits ein⸗ 
geleitete Unterſuchungen nur 
auf Grund eines befonderen 
Geſetzes niederſchlagen. 


Artikel 48. 
Dem Könige ſteht die Ver⸗ 
leihung von Orden und ande⸗ 
ren mit Vorrechten nicht ver⸗ 
bundenen Auszeichnungen zu. 
Er übt das Münzrecht nach 
Maßgabe des Geſetzes. 


Artikel 49. 

Der König beruft die Kam⸗ 
mern und ſchließt ihre Sitzun⸗ 
gen. Er kann ſie entweder 
beide zugleich oder nur eine 
auflöſen. Es müſſen aber in 
einem ſolchen Falle innerhalb 
eines Zeitraums von 40 Ta⸗ 
gen nach der Auflöſung die 
Wähler und innerhalb eines 
Zeitraums von 60 Tagen nach 
der Auflöſung die Kammern 
verſammelt werden. 


Artikel 50. 

Der König kann die Kam⸗ 
mern vertagen. Ohne deren 
Zuſtimmung darf dieſe Verta⸗ 
gung die Friſt von 30 Tagen 
nicht überſteigen und während 
derſelben Seſſion nicht wieder⸗ 
holt werden. 


Artikel 51. 

Die Krone iſt, den könig⸗ 
lichen Hausgeſetzen gemäß, 
erblich in dem Mannsſtamme 
des königlichen Hauſes nach 
dem Rechte der Erſtgeburt 
und der agnatiſchen Lineal⸗ 
folge. 


Artikel 52. 

Der König wird mit Voll⸗ 
endung des 18. Lebensjahres 
volljährig. 

Er leiſtet in Gegenwart der 
vereinigten Kammern das eid⸗ 
liche Gelöbniß, die Verfaſſung 
des Königreichs feſt und un⸗ 
verbrüchlich zu halten und in 
Uebereinſtimmung mit derſel⸗ 
ben und den Geſetzen zu re⸗ 
gieren. 


Artikel 53. 

Ohne Einwilligung beider 
Kammern kann der König 
nicht zugleich Herrſcher frem⸗ 
der Reiche ſein. 


Artikel 54. 

Im Fall der Minderjährig⸗ 
keit des Königs vereinigen ſich 
beide Kammern zu Einer Ver⸗ 
ſammlung, um die Regent⸗ 
ſchaft und die Vormundſchaft 
anzuordnen, inſofern nicht ſchon 
durch ein beſonderes Geſetz 
für Beides Vorſorge getroffen 


its 


Artikel 55. 

Sit der König in der Un⸗ 
möglichkeit zu regieren, ſo be⸗ 
ruft der Nächſte zur Krone 
oder derjenige, der nach den 
Hausgeſetzen an deſſen Stelle 
tritt, beide Kammern, um in 
Gemäßheit des Art. 54 zu 
handeln. 


Artikel 56. 
Die Regentſchaft kann nur 
einer Perſon übertragen wer⸗ 


den. 

Der Regent ſchwört bei An⸗ 
tretung der Regentſchaft einen 
Eid, die Verfaſſung des Kö⸗ 
nigreichs feſt und unverbrüch⸗ 
lich zu halten und in Ueber⸗ 
einſtimmung mit derfelben und 
den Geſetzen zu regieren. 


Artikel 57. 
Dem Kron ⸗Fideikommiß⸗ 
onds verbleibt die durch das 
Geſetz vom 17, Januar 1820 
auf die Einkünfte der Do: 
mainen und Forſten angewie⸗ 
ſene Rente. 


Titel IV. 
Von den Miniſtern. 
Artikel 58. 

Die Miniſter, ſo wie die 
zu ihrer Vertretung abgeord⸗ 
neten Staatsbeamten haben 
Zutritt zu jeder Kammer und 
müſſen auf ihr Verlangen zu 
jeder Zeit gehört werden. 

Jede Kammer kann die Ge⸗ 
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Artikel 48, 
unverändert. 


Artikel 49. 
Unverändert. 


Artikel 50. 
Unverändert. 


Artikel 51. 
Unverändert. 


Artikel 52. 
Unverändert. 


Artikel 53. 
Unverändert. 


Artikel 54. 

Wenn der König minder⸗ 
jährig oder ſonſt dauernd ver: 
hindert iſt felbft zu regieren, 
fo übernimmt derjenige voll: 
jährige Agnat (Art. 51), wel⸗ 
cher der Krone am nächſten 
ſteht, die Regentſchaft. Er 
bat ſofort die Kammern zu 
erufen, die in vereinigter 
Sitzung über die Nothwen⸗ 
digkeit der Regentſchaft be⸗ 
ſchließen. : 


Artikel 55. 

Iſt kein volljähriger Agnat 
vorhanden und nicht bereits 
vorher geſetzliche Fürſorge für 
dieſen Fall getroffen, ſo hat 
das Staats » Minifterium die 
Kammern zu berufen, welche 
in vereinigter Sitzung einen 
Regenten erwählen. Bis zum 
Antritt der Regentſchaft von 
Seiten deſſelben führt das 
Staats⸗Miniſterium die Re⸗ 
gierung. 


Artikel 56. 

Der Regent ſchwört bei 
Antretung der Regentſchaft 
einen Eid, die Verfaſſung des 
Königreichs feſt und unver⸗ 
brüchlich zu balten und in 
Uebereinſtimmung mit derſelben 
und den Geſetzen zu regieren. 


Artikel 57. 
Unverändert. 


Titel IV. 
Von den Miniſtern. 
Artikel 58. 
Unerändert. 


genwart der Miniſter verlangen. 


Die Miniſter haben in einer 
oder der andern Kammer nur 
dann Stimmrecht, wenn ſie 
Mitglieder derſelben find, 


* 


95 Artikel 59. Artikel 89. 
Die Miniſter können d 4 

Beſchluß mn Kammer 9 ein 
des Verbrechens der Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Verletzung, der Beſte⸗ 

chung und des Verrathes an⸗ 

geklagt werden. Ueber ſolche 

Anklage entſcheidet der oberſte 

Gerichtshof der Monarchie in 

vereinigten Senaten. So lange 

noch zwei oberſte Gerichtshöfe 

beſtehen, treten dieſelben zu 

obigem Zwecke zuſammen. 

Die näheren Beſtimmungen 
über die Fälle der Verant- 
wortlichkeit, über das Verfah⸗ 
ren und das Strafmaß wer⸗ 
den einem beſonderen Geſetze 
vorbehalten. 

Der Referent Abg. Keller bringt ſofort den Ber 
richt über Artikel 41 zur Diskuſſton. — Derſelbe 
lautet: 

Im Artikel 41 ſchien der Kommiſſion ein Satz an 
die Spitze zu gehören, weicher die verſchiedenen in der 
Verfaſſung enthaltenen Attribute des Königs in Ei⸗ 
nem Ausdrucke bezeichne, und das eigentliche Weſen 
der Monarchie mit Beſtimmtheit ausſpreche. In die⸗ 
ſem Sinne wurde den Worten „die Perſon des Kö⸗ 
nigs iſt unverletzlich!“ der Satz vorangeſtellt: „der 
König iſt das Oberhaupt des Staates, ſeine Per⸗ 
ſon“ u. ſ. w. . 

Abg. Dr. Falk: Ich habe mich zum Worte ger 
meldet, um gegen den Kommiſſions-Antrag zu ſpre⸗ 
chen. Ich glaube, daß man das, was ſich von ſelbſt 
verſteht, nicht in die Verfaſſung ſetzen dürfe; auch 
liegen die Attribute des Königs nicht in dem Aus⸗ 
druck: Oberhaupt des Staates; eben ſo wenig wie 
die weſentlichen Momente der Monarchie. Der Papſt 
und der Präſident von Frankreich, die Senatoren der 
Hanfeftädte, heißen auch Oberhäupter des Staates. 
Der einzige Ausdruck, der all dieſe Momente in ſich 
faßt, iſt: König. Wenn man die Motive der Kom⸗ 
miſſion nicht lieſt, muß man vermuthen, daß ſie durch 
ihren Antrag eine Definition des Königs haben geben 
wollen; aber dann müßten auch Definitionen von den 
Miniſtern ꝛc. gegeben werden. Man könnte alsdann 
glauben, daß der König von Preußen erſt jetzt zum 
Oberhaupt des Staates gemacht wäre; dies wäre in 
einer belgiſchen Verfaſſung ſtatthaft, nicht in unſerer. 
Ich bitte Sie deshalb, den Antrag nicht anzunehmen. 
(Bravo!) 

Abg. v. Kleiſt⸗Reetzow: Ich ſtimme dem Vor⸗ 
redner ganz bei, daß nichts Ueberflüſſiges in die Ver⸗ 
faſſung komme; aber ich halte den erſten Satz, gegen⸗ 
über den Forderungen von Volksſouveränetät, die wir 
im vorigen Jahre ſo oft hörten, nicht für etwas Ueber⸗ 
flüſſiges. Eher möchte ich mich gegen den zweiten 
Satz ausſprechen, „die Perſon des Königs iſt unver⸗ 
letzlich.“ Denn das Wort „unverletzlich“ bedeutet kein 
rechtliches, nur ein faktiſches Verhältniß. Ueberhaupt 
hat noch Niemand an der Unverletzlichkeit Sr. Maje⸗ 
ſtät des Königs gezweifelt. Es giebt Dinge, die man 
lieber verſchweigt, als durch Aufzeichnung in der Ver⸗ 
faſſung in Zweifel zieht, als ob ſie mit Veränderung 
der Verfaſſung auch geändert werden könnten. Ich 
bitte deshalb, den zweiten Satz zu ſtreichen und des⸗ 
halb den § getrennt zur Abſtimmung brigen zu laſſen. 

Der Präfident bemerkt, daß er nur die Abänderun⸗ 
gen zur Abſtimmung bringen könne. 

Abg. Keller (Referent): Die Kommiſſion hat ſich 
überzeugt, daß es zweckmäßig ſei, den umfaſſenden 
Ausdruck an die Spitze zu ſtellen und ich glaube, daß 
die Gründe, welche der erſte Redner dagegen vorge⸗ 
bracht hat, nicht genügen können. Was die Beden⸗ 
ken gegen die Unverletzlichkeit betrifft, ſo glaube ich, 
widerlegen ſie ſich ſelber. Ein Ausdruck, der nach all⸗ 
gemeinem Gefühle mehr enthält, als ſich nach küm⸗ 
merlicher Wortinterpretation aus demſelben ergiebt, iſt 
vor Allem wünſchenswerth, und ſolch ein Ausdruck iſt 
das Wort „unverletzlich.“ 

Bei der Abſtimmung wird der Antrag der Kom⸗ 
miſſion angenommen, ſo daß Art. 41 lautet: 

„Der König iſt Oberhaupt des Staates. 
Seine Perſon iſt unverletzlich.“ 

Art. 42 bleibt unverändert. 

Der Bericht über Art. 43 lautet: 

Im Art. 43 beſchloß die Kommiſſion, entgegen der 
Anſicht, welche für unveränderte Beibehaltung ſich auf 
die bei Art. 41 ſo eben erwähnte Maxime bezog, die 
Streichung des Wortes „unverzüglich“ zu bean⸗ 
tragen, indem einerſeits darin ein gewiſſes Mißtrauen 
ohne rechte Veranlaſſung ſich auszudrücken ſchien, und 
andererſeits die Beſorgniß vorſchwebte, daß leicht aus 
dieſem Ausdruck Folgerungen gezogen werden könnten, 


welche der Regierung die im öffentlichen Intereſſe noth⸗ 


wendige ſorgfältige Erwägung ſolcher Ausführungs⸗ 
Verordnungen und die hierfür erforderliche Zeit in eln⸗ 
zelnen Fällen verkümmern, oder wenigſtens in Frage 
ſtellen möchten. f 
Die Kammer tritt dem Kommiſſions⸗Antrag ohne 
Diskuſſion bei. 8 
Art 44, 45 bleiben unverändert. 


Man geht zu Art. 46 über. Der Kommiſſionsbe⸗ 
richt ſagt darüber: 
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miſſion eine Einrichtung in's Leben gerufen, durch 
welche der öffentlichen Gerechtigkeit keine Genugthuung 


keinen Anſpruch haben.“ Dieſe Entſchaͤdigung wird 
unr dort zugeſtanden, wo kleine bäuerliche Grundftüde 


Auch zu Att. 46 wurde eine ſachliche Abänderung gewährt ſei. Durch den Artikel, wie ihn die Kom- oder Beſitzungen auf ehemaligem Domainen⸗ oder 


von keiner Seite beantragt, N 
die Friedensverträge und die bei dieſen erforderliche Zu⸗ 
ſtimmung der Kammern, ſich eine verſchiedene Auffaſ⸗ 
ſung des Artikels 46 kund that, welche mit einer nahe 
liegenden Meinungsverſchiedenheit über die Bedeutung: 
„der Verträge, durch welche dem Staate Laſten, oder 
einzelnen Staatsbürgern Verpflichtungen auferlegt wer⸗ 
den“, im Zuſammenhang ſtand. Gerade in Folge die⸗ 
ſer Verſchiedenheit ſchien es der Mehrheit der Kom⸗ 
miſſion nothwendig, durch eine beſtimmte Wortfaſſung 
jede Möglichkeit einer Auslegung auszuſchließen, nach 
welcher der König bei Friedensverträgen jemals und uns 
ter irgend welchen Bedingen an die Zustimmung der 
Kammern gebunden ſein ſollte. 

Nach mehrfachen Verſuchen, für dieſen Gedanken 
das paſſende Wort zu finden, zog die Kommiſſion un: 
ter Beſeitigung des Antrages im erſten Satze hinter 
dem Worte „Regierungen“ die Worte „ohne 
Zuziehung der Kammern“, hinzuzufügen, im 
Schlußſatze aber hinter „bedürfen“ das Wort 
„dagegen“ einzuſchieben, vielmehr vor, die bisherige 
Faſſung des Art. 46 zwar unverändert beizubehalten, 
am Schluſſe aber den Zuſatz beizufügen: Friedens⸗ 
Verträge bedürfen dieſer Zuſtimmung nicht.“ 

Es ſind Amendements geſtellt von Bodelſchwingh, 
Scherer und v. Seckendorf. 

Abg. v. Bodelſchwingh bemerkt, das Miniſte⸗ 
rium könne keinen Frieden ſchließen, wenn es dabei 
ſagen müffe: ob dieſer Frieden gilt, weiß ich noch nicht, 
ich muß noch erſt zwei Kammerverhandlungen darüber 
hören. 

Man könne annehmen, daß wir immer in der Lage 
ſein würden, eine Regierung zu haben, welche, wenn 
es gilt, immer mit ſo viel Energie zu handeln im 
Stande ſei, als wir ſelbſt. Was das von ihm und 
feinen Freunden eingebrachte Amendement betreffe, fo 
geſtehe er zu, daß daſſelbe nur eine Redaktionsverän⸗ 
derung enthalte. 

Abg. Reichenſperger bemerkt, der Friede ſei 
nicht immer ein Zuſtand des Rechtes, er könne auch 
eben ſo gut ein Zuſtand der Rechtloſigkeit ſein. Das 
Königthum ſei in einem konſtitutionellen Staate nicht 
mehr der einzige Faktor der innern und äußern Poli⸗ 
tik. Es handele ſich bei Friedensſchlüſſen nicht blos 
um Steuern oder dergleichen, ſondern um das ges 
ſammte politiſche Recht des Staates. Es feien ſchon 
Frieden geſchloſſen, welche an den eigenen Ländern ein 
entſchiedener Vecrath waren. Der Redner erregt die 
Heiterkeit der Verſammlung, indem er ſich gelegentlich 
auf die öſterreichiſche Verfaſſung beruft. 

Simjon: Man möge die Verhandlung über den 
Art. 46 nicht zu einem Tummelplatze der Parteien 
machen, von denen die eine nicht genug die Präroga⸗ 
tive der Krone wahren zu können glaube, während die 
andere glaube an den ſogenannten Volksrechten nichts 
kürzen laſſen zu dürfen. Die Pietät gegen das Kö⸗ 
nigthum möge man nicht als Unterſcheidungsfahne 
aufpflanzen, man könne es auch nicht in einem Lande, 
das bereits im fünften Jahrhunderte mit dem edelſten 
Fürſtenhauſe eng verbunden ſei: Was die vorliegende 
Frage ſelbſt anbetrifft, fo verweiſt der Redner darauf, 
daß wenn man darüber einig ſei, daß die Kammern 
nicht Krieg erklären können, ſo könne man ihnen auch 
nicht zugeſtehen, Friedensverträge zu annulliren; dadurch 
werde ihnen das Recht einer indirekten Kriegführung 
zuertheilt. Der Redner verweiſt auf England. Die 
Verantwortlichkeit der Miniſter, das Recht der Steuer⸗ 
bewilligung, — die müſſe man nur aufrichtig wollen, 
die dieſe betr. $$ der Verfaſſung müſſe man erweitern, 
dann werde man auch geſichert ſein, gegen verwerfliche 
Friedensverträge. — Was die Befürchtung anbeträfe, 
daß dies möglich ſei durch einen Friedensabſchluß die 
Verfaſſung ſelbſt aufzuheben, fo fei dies ein Fall, dem 
man auch durch andere Beſtimmungen nicht begegnen 
könnte und gewiß nicht durch die Beſtimmung der Bu: 
ſtimmung der Kammern. Die Bildung von Friedens⸗ 
verträgen hingegen etwa wie die Gründung der heil. 
Allianz, müſſe die Genehmigung der Kammern bedür⸗ 
fen. (Bravo.) g 
Scheerer rechtfertigt ſein Amendement hauptſäch⸗ 
lich gegen Simſons Angriffe. Auch der Berichterſtat⸗ 
ter Keller erklärt ſich gegen daſſelbe. Bei der Ab⸗ 
ſtimmung wird ſowohl das Amendement Scheerer als 
das Amendement Wentzel, gegen welches ſich auch die 
Miniſter v. Manteuffel und v. d. Heydt erheben, ver⸗ 
worfen und das Amendement v. Bodelſchwingh 
demnächſt faſt einſtimmig angenommen. Daſſelbe lautet: 
„Der König hat das Recht, Krieg zu erklären 
und Frieden zu ſchließen, auch andere Verträge 
mit fremden Staaten zu errichten. vetztere be⸗ 
dürfen zu ihrer Gültigkeit der Zuſtimmung der 
Kammern, ſofern es Handelsverträge ſind, oder 
wenn dadurch dem Staate Laſten oder einzelnen 
— ethern Verpflichtungen auferlegt wer⸗ 

Art. 47. (J. oben.) N 

v. Auerswald ſieht durch die Aenderung der Kom: 


U 


mern geſäet und der Krone ſtatt des ſchönen Rechtes 
der Begnadigung nur das Amt eines Schiedsrichters 
zugetheilt werden. (Beifall.) 


obgleich in Beziehung auf miſſton faßt, würde Zwietracht zwiſchen beiden Kam⸗ Rittergutsgrunde die Freiheit von Grundſteuer bewahrt, 


und ſtatt deſſen Realabgaben entweder an den Do: 
mainen⸗ und Forſtfiskus oder an den Rittergutsbeſitzer 
von ihren Beſitzungen zu entrichten haben. In Be⸗ 


Techow wiederholt dieſe Argumente im Weſentlichen. treff dieſer Grundſtücke wird ein gleich hoher Betrag 


Keller als Berichterſtatter ſieht in dem Vorſchlage 
der Kommiſſion eine Verbeſſerung, inſofern die Kam⸗ 
mer, von welcher die Anklage nicht ausgegangen, bei 
der Beurtheilung, ob Begnadigung zuläſſig ſei, muth⸗ 
maßlich größere Unbefangenheit haben werde. 

Der Vorſchlag der Kommiſſion wird verworfen. 

Ueber Art. 48 findet keine Diskuſſion ſtatt. 

Zu Art. 49 ſpricht Ebert für ein von ihm ge⸗ 
ſtelltes Amendement: die Friſten von 40 reſp. 60 
Tagen bis auf 60 und 90 zu verlängern. 

Bei der Abſtimmung erheben ſich die Miniſter 
v. Manteuffel und v. d. Heydt für dieſe Aenderung. 
Diefelde wird jedoch durch die Mehrheit verworfen 
und der Art. 49 unverändert angenommen. 

(Schluß 3% Uhr. Nächſte Sitzung morgen.) 


Berlin, 19. Sept. Der heutige Staats-Anzeiger 
veröffentlicht die Statuten für die ritterſchaftliche Pri⸗ 
vatbank in Pommern. Se. Majeſtät der König 
haben allergnädigſt geruht: dem geheimen Regierungs⸗ 
Rath Biewald zu Oppeln den rothen Adlerorden 
dritter Klaſſe mit der Schleife; dem Kreisgerichts⸗Rath 
Karl Friedrich Kirchhoff zu Königsberg in Pr., fo 
wie dem Erdſcholtiſei⸗Beſitzer und Scholzen Jerchel 
zu Klein⸗Ellguth, Kreis Oels, den rothen Adler⸗Orden 
vierter Klaſſe; desgleichen dem Förſter Zaſtrow zu 
Pinnow in der Oberförſterei Oranienburg das allge: 
meine Ehrenzeichen zu verleihen. 

Ihre königliche Hoheit die verwittwete Herzogin 
und Ihre Hoheit die Prinzeſſin Helene von Naſ— 
ſau ſind nach Wiesbaden abgereiſt. 

Angekommen: Se. Excellenz der herzoglich naſ⸗ 
5880 Miniſter-Präſident Vollpracht, von Wies⸗ 

aden. 

[Aus den Kammern. Aus der juriſtiſchen 
Welt.] Die Verfaſſungs-Kommiſſion der zweiten 
Kammer beſchäftigt ſich gegenwärtig mit dem Titel der 
Verfaſſungs⸗Urkunde, welcher ſich auf die Bildung der 
erſten Kammer bezieht. Noch haben die Berathungen 
der Kommiſſion über dieſen eben ſo wichtigen als 
ſchwierigen Gegenſtand zu keinem beſtimmten Ergeb⸗ 
niſſe geführt. Herr Graf v. Arnim hatte beantragt, 
die erſte Kammer, welche aus 240 Mitgliedern beſtehen 
ſoll, zu einem Drittheil von dem Könige ernennen zu 
laſſen. Dieſe Pairie ſolle, je nach der Beſtimmung 
Sr. Majeſtät bei den einzelnen Ernennungen, auch 
erblich verliehen werden können, in der Art, daß die 
Würde immer auf den älteſten Sohn übergehe. Die 
von dem Könnige zu ernennenden Mitglieder der erſten 
Kammer ſollten ein jährliches Einkommen von minde⸗ 
ſtens 8000 Thlrn. aus Grundbefig nachweiſen müſſen. 
— Die Mehrheit der Verfaſſungs-Kommiſſion hat die⸗ 
fon Antrag des Hrn, Grafen v. Arnim abgelehnt. 

Nach einer neuerdings angefertigten amtlichen Ueber⸗ 
ſicht waren zu Anfang des vorigen Jahres 1751 Ober⸗ 
gerichts-Aſſeſſoren vorhanden, welche die dritte 
juriſtiſche Prüfung beſtanden haben und noch nicht zu 
Obergerichts-Räthen befördert worden find. Im Laufe 
des verfloſſenen Jahres ſind 179 hinzugekommen, macht 
zuſammen 1930. Davon ſind 14 geſtorben, 9 zu 
Dbergerichtsräthen ernannt, 30 als Rechtsanwälte an⸗ 
geſtellt, und 19 aus dem Juſtizdienſte geſchieden — 
zuſammen 72. Der Beſtand betrug daher zu Anfang 
dieſes Jahres — 1858. Von dieſen fungirten 318 
bei den Obergerichten, 1254 bei den Untergerichten 
und die übrigen theils bei den Miniſterien, theils bei 
den Militärgerichten und General⸗Kommiſſionen, theils 
bei Juſtiz⸗Kommiſſarien. Im Laufe des jetzigen Jah: 
res ſind viele von den älteren Juſtizbeamten aus der 
Reihe der Aſſeſſoren ausgeſchieden, viele andere ſind zu 
Rechtsanwälten ernannt worden, ſo daß die Zahl der 
Aſſeſſoren am 1. Juli d. J. nur noch 1713 betragen 
hat. Dieſe ſind in Folge der neuen Organiſation der 
Gerichtsbehörden nicht allein ſaͤmmtlich theils in etats⸗ 
mäßigen, theils in diätariſchen Stellen untergebracht, 
ſondern es haben in einzelnen Departements auch noch 
die Referendarien zugezogen werden müſſen, um die 
nöthige Aushülfe zu leiſten, und die Geſchäfte kurrent 
zu erhalten. Indeß ſteht zu erwarten, daß, ſobald die 
neue Gerichesorganiſation erſt vollſtändig beendigt iſt, 
ein Theil der jüngeren Aſſeſſoren wieder disponibel 
werden wird. (Konſt. 3.) 

C. C. Berlin, 19. Sept. [(Zur Steuerfrage.] 
Ueber die Art und Weiſe, auf welche man im Finanz⸗ 
miniſterium die Aufhebung der Grundfteuer-Eremtionen 
in Ausführung zu bringen beabſichtigt, ſind wir in 
den Stand geſetzt, nachdem der hierüber vorzulegende 
Geſetzentwurf nunmehr bereits aufgearbeitet worden iſt, 
noch einige nähere Details mitzutheilen. An dem 

Grundſatze wird feſtgehalten, „daß die Beſitzer exemter 
Güter oder Grundſtücke auf eine Entſchädigung für 


neu auferlegte oder erhöhte Grundſteuer der Regel nach 


wie die Grundſteuer an den Grundgefällen erlaſſen 
und dafür dem berechtigten Privatgutsbeſitzer aus 
Staatskaſſen eine jederzeit ablösbare Geldrente gewährt. 
Ebenſo wird dort überall eine Entſchädigung und zwar 
in Kapital gezahlt, wo die Steuerfreiheit eines Grund⸗ 
ſtückes ausdrücklich bei der erſten Acquiſition titulo 
oneroso mit erworben if. Zum Nutzen derjenigen 
Grundbeſitzer, welche hiernach auf eine Entſchädigung 
keinen Anſpruch haben, werden aus den Grundſteuer⸗ 
Mehreinkünften der erſten zehn Jahre in den öſtlichen 
Provinzen provinzielle Fonds gebildet, welche den 
Provinzen verbleiben, und aus welcher unter Lei⸗ 
tung der Oberpräſidenten und den Provinzialvertretun⸗ 
gen Darlehne an ſolche durch die Grundſteuer in ir⸗ 
gend einer Weiſe neu getroffenen Grundbeſitzer zu einem 
niederen Zinsſatze und unter Feſtſetzung einer Amorti⸗ 
ſationsfriſt gegeben werden ſollen, deren Grundſtücke 
erweislich ſchon vor dem 1. März 1848 zur Hälfte 
oder nach Umſtänden zu zwei Drittheil des Werthes 
mit Hypotheken belaſtet geweſen ſind, und denen in 
Folge der Auferlegung der Grundſteuer etwa Capita⸗ 
lien über jene Grenze hinaus gekündigt werden möch⸗ 
ten. Wo hierzu der ganze Fonds nicht verwendet 
wird, und namentlich nach Ablauf der erſten zehnjäh⸗ 
rigen Periode, kann auch eine andere Art der Verwen⸗ 
dung, im Intereſſe der ſteuerpflichtigen Grundbeſitzer, 
alſo beiſpielsweiſe Ablöſung von Provinzial⸗Kriegsſchul⸗ 
den ꝛc. beſchloſſen worden. Den landſchaftlichen Kre⸗ 
ditanſtalten gegenüber, welche ſich nach ihren Statuten 
für verbunden erachten möchten, Gutsbeſitzern, deren 
Güter bisher ſchon zum vollen erlaubten Betrage mit 
Pfandbriefen beſchwert waren und bei welchen in Folge 
der neu auferlegten Grundſteuer ein Theil der Pfand⸗ 
briefsſumme über die ſtatutariſch nachgelaſſene Grenze 
für hinausgerückt gehalten werden möchte, dieſen Be⸗ 
trag zu kündigen oder beim Nichteingang der Zinſen 
die Subhaftation zu verhängen, und übernimmt der 
Staat die Garantie für allen denſelben aus dieſer Pros 
zedur oder ſonſt möglicher Weiſe entſtehenden Scha⸗ 
den. In den beiden weſtlichen Provinzen ſoll die 
Mehreinnahme aus neu auferlegter Grundſteuer zu den 
Grundſteuer⸗Deckungs⸗Fonds der Provinz geſchlagen 
werden. — Wir find der Meinung, daß auf die vor⸗ 
ſtehend angedeutete Weiſe alle Rückſichten beobachtet 
worden ſind, welche von dem Billigkeitsgefühle der Re⸗ 
gierung bei der Ausführung der in Rede ſtehenden, in 
einzelnen Fällen gewiß empfindlich treffenden Maßregel 
nut irgend erwartet werden durften. b 
A. Z. C. Berlin, 19. Sept. [Kammer⸗Ange⸗ 
legenheiten. Verſchiedene Nachrichten.] Die 
Verfaſſungs⸗Reviſions⸗Commiſſion der zweiten Kammer 
hat in der abgelaufenen Woche fleißig Sitzungen ge⸗ 
halten, ohne indeß, wie die Mitglieder ſelbſt klagen, 
eigentlich vorwärts gekommen zu fen. Man beſchäf⸗ 
tigte ſich mit dem Titel V. „Von den Kammern“, der 
im regelmäßigen Gange der Reviſion übergangen wor⸗ 
den iſt und erſt jetzt nachgeholt wird. So viel ſcheint 
bei der Commiſſion feſtzuſtehen, daß die gegenwärtige 
Organiſation der erſten Kammer nicht beizubehalten ſei, 
weil ſie nicht als eine genügende Repräſentation des 
Volkes erachtet werden könne, ſondern mehr oder we⸗ 
niger zu einer Domaine für die höhere Beamtenwelt 
führen müſſe, der es konvenire, ihr Gehalt in Berlin 
zu verzehren. Ueber das Wie? der Abänderung lau⸗ 
fen indeß die Meinungen außerordentlich auseinander, 
und wird es als höchſt unerquicklich bezeichnet, alle die 
auftauchenden Projekte durchzuarbeiten, um ſie als un⸗ 
geeignet zurückzuweiſen. Die meiſte Aufmerkſamkeit er⸗ 
regte bis jetzt der Vorſchlag des Grafen Arnim, der 
König möge ½ der Mitglieder der erſten Kammer aus 
denjenigen großen Grundbeſitzern des Landes, die ein 
jährliches Einkommen von mindeſtens 8000 Rtl. hät⸗ 
ten, in erblicher Weiſe ernennen. Die Commiſſion 
verkannte nicht, daß eine ſolche erbliche Pairie für die 
konſervativen Intereſſen großen Nutzen habe, indeß nur 
da, wo die Elemente dafür da wären, welche in Preu⸗ 
ßen fehlten. Alte reiche, mit der Tradition des Lan⸗ 
des eng verwachſene Geſchlechter gäbe es bei uns nicht; 
der erſte Sturm würde eine ſolche künſtliche Schöpfung 
über Bord werfen und die Krone daher nicht geſtärkt, 
ſondern geſchwächt werden. So wurde denn auch der 
Vorſchlag des Grafen Arnim mit 14 gegen 6 Stims 
men abgelehnt. Von andern Seiten hat man ver⸗ 
langt, die ganze Angelegenheit zu vertagen, bis die 
neue Gemeinde- und Kreis-Ordnung berathen fei, daß 
ſich vielleicht gerade hierdurch die Elemente ergäben, 
auf welche man die erſte Kammer ſtützen könne, z. B. 
wenn man etwa die Wähler aus der Kreisvertretung 
entnähme ic. Dieſe Anſicht fand viel Beifall, indeß 
iſt dagegen geltend gemacht, daß man dann die Erle⸗ 
digung der Verfaſſungs⸗Reviſion bis nach beendigter 
Gemeindeverfaſſung vertagen müffe, was um fo grös 


ßere Bedenken habe, als die letztere Sache doch noch 
in etwas weitem Felde ſtehe. Dieſer Einwand behielt 
dis jetzt die Oberhand. Begreiflicher Weiſe läßt ſich 
gi dieſer Sachlage über den endlichen Ausgang der 

ommiſſionsberathung nichts vorher beſtimmen. Was 
ſich indeß als rother Faden durch alle Anträge hin⸗ 
durch zieht, das iſt die Neigung, die konſervativen In⸗ 
tereſſen durch irgend einen Anſchluß an die größeren 
Vermögens beſtandtheile, namentlich den Grundbefig 
zu ſtützen. Wahrſcheinlich iſt daher, daß man für die 
Höchſtbeſteuerten im Staate, durch irgend einen Vor⸗ 
zug, ſei es in Bezug auf aktives oder paſſives Wahl⸗ 
recht eine bevorrechtete oder ausgezeichnete Vertretung 
zu ſchaffen ſuchen wird. — Der Centralausſchuß 
der erſten Kammer hat einen fernern Bericht über 
die Artikel 38, 39 und 40 der Verfaſſungs⸗Urkunde 
erſtattet. Dieſe Artikel handeln von den Verhältniffen 
des Grundeigenthums. Sie haben die ſichtliche 
Abſicht, daſſelbe vom bisherigen Zwange zu entla⸗ 
ſten, derwickelte Rechtsverhältniſſe zu vereinfachen und 
den freien Verkehr zu erleichtern. Dieſe Abſicht be⸗ 
kundet ſich vornehmlich im Art. 40. Vorher behan⸗ 
delt die Verfaſſung die beiden beſonderen Gattungen 
des unfreien Eigenthums, Lehen⸗ und Familien⸗Fidei⸗ 
kommiſſe, worüber Art. 38 die Regel, Art. 39 einige 
Ausnahmen enthält. Art. 38, daß die fernere Errich⸗ 
tung von Lehen und Familien⸗Fideikommiſſe unterſagt 
ſeien, und wo ſie beſteht, umgewandelt werden ſoll, iſt 
vom Centralaus ſchuß unverändert angenommen. Eben 
fo Art. 39. Daß von jener Beſtimmung Thronlehen, 
königliche Haus⸗ und prinzliche Fideikommiſſe ꝛc. aus⸗ 
genommen ſein ſollen. Art. 40 hat einige Aenderun⸗ 
gen erhalten, die jedoch meiſtens die Faſſung angehen 
und nur in einem Punkte weſentlich ſind. Der Ein⸗ 
gang des Artikels in der Verfaſſungs⸗Urkunde lautet: 
„Das Recht der freien Verfügung über das Grundei⸗ 
genthum unterliegt keinen andern Beſchraͤnkungen, als 
denen der allgemeinen Geſetzgebung. Die Theilbarkeit 
des Grundeigenthums und die Ablösbarkeit der Grund⸗ 
laſten wird gewährleiſtet.“ Der Centralausſchuß, dies 
annehmend, fügt hinzu: „Für die todte Hand ſind 
Beſchränkungen des Rechts, Liegenſchaften zu erwerben 
und über ſie zu verfügen, zuläſſig.“ Die weiteren Be⸗ 
ſtimmungen des Artikels, daß die aus der Gerichts⸗ 
herrlichkeit, Gutsherrlichkeit ꝛc. fließenden Verpflichtun⸗ 
gen ohne Entſchädigungen aufgehoben ſein ſollen, ſind 
dem Inhalte nach gebilligt. — In der zweiten Kam⸗ 
mer haben der Abg. Riedel und Genoſſen für den 
Art. 57 der Verfaſſungs⸗Urkunde, welcher lautet: 
„dem Kronfideikommiß⸗Fond verbleibt die, durch das 
Geſetz vom 17. Januar 1820 auf die Einkünfte der 
Domainen und Forſten angewieſene Rente“, folgende 
Faſſung vorgeſchlagen: „Dem Kronſideikommiß⸗Fond 
verbleibt die auf Grund des Geſetzes vom 17. Jan. 
1820 bisher bezogene Rente, welche der Krone durch 
das geſammte Staatseinkommen gewährleiſtet, wird.“ 
Die Antragſteller halten es für die Dotation der Krone 
in einem conſtitutlonellen Staat angemeſſener und der 
hohen Bedeutung dieſer Aufgabe würdiger, dieſe Kron⸗ 
ſideikommißrente, durch die geſammten Staatseinkünftt 
einſchließlich der Einkünfte aus Domainen und For⸗ 
ſten zu gewährleiſten, als ſelbige nur auf einen ſpe⸗ 
ziellen Theil der Staatseinkünfte, zumal ſolche, deren 
Fortbeſtand in genügendem Betrage unſicher iſt, anzu⸗ 
weiſen. — Wir haben früher berichtet, daß vom kgl. 
General-Prokurator zu Köln bei der erſten Kammer 
die Erlaubniß zur Einleitung einer Unterſuchung gegen 
ihr Mitglied, den Kaufmann Karl Hecker aus Elber⸗ 
feld „wegen ſträflicher Betheilſgung an dem Elberfel⸗ 
der Aufſtande“ nachgeſucht worden ſei. Was wir 
ſchon damals auf Grund der, vom Prokurator vorge⸗ 
legten Anklagemomente vorherſagen konnten, hat ſich 
beſtätigt. Die Commiſſion hat ſich einſtimmig für 
Ertheilung der Genehmigung zur gerichtlichen Unterſu⸗ 
chung und mit 9 gegen 1 Stimme zur Verhaftung 
ausgeſprochen. Sie erklärt zwar, die Unterſuchungs⸗ 
akten über Feſtſtellung des Thatbeſtandes nicht zur 
Hand gehabt zu haben; es genüge indeß für die hier 
vorzunehmende Prüfung, daß notoriſch, ſo wie nach 
den beglaubigten Mittheilungen des General-Prokura⸗ 
tors und der damit übereinſtimmenden Denkſchrift des 
Miniſteriums über den Belagerungszuſtand in Düſſel⸗ 
dorf, Elberfeld e. — daß hiernach in den Tagen des 
Mai offener Aufruhr in Elberfeld geherrſcht, baß ſich 
ein ſogenannter Sicherheitsausſchuß gebildet habe, der 
an der Spitze der Bewegung geſtanden und daß der 
Abgeordnete Hecker Mitglied dieſes Sicherheitsausſchuſ⸗ 
ſes geweſen. Es leidet keinen Zweifel, daß die 
Kammer in dieſem erſten Falle des gerichtlichen An⸗ 
griffes gegen eines ihrer Mitglieder, dem Antrage der 
Commiſſion beitreten und ihre Genehmigung zur Ein⸗ 
leitung der Unterſuchung ertheilen werde. — Die eben 
erfolgte Herkunft des herzogl. naſſauſſchen Oberſten 
v. Hadeln und des herzogl. naſſauſſchen Minifterpräs | 
ſidenten Vollpracht aus Wiesbaden bezieht ſich auf den 
Beitritt Naſſau's zum Dreikönigsbunde. 
Unter den hieſigen Linjentruppen taucht ſeit Kurzem 
ein unfriedlicher Geiſt auf, der ſich häufig durch Schlä⸗ 
gereien mit den Gardeſoldaten und mit den Schutz⸗ 
männern, die ihnen beſonders im Wege zu ſein ſchei⸗ 
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nen, Luft zu machen ſucht. Es werden indeß dieſer⸗ 


5000 Rthl.; eine ſehr geringe Summe für Berlin. 


halb regelmäßig die ſtrengſten Unterſuchungen eingelei⸗ Die Stadt würde ungemein gewinnen, wenn künftig 


tet, weil man vermuthet, daß die hier ſtehenden Li⸗ 
nienſoldaten, welche meiſt aus Pommern ſind, und ſonſt 
ſehr friedliche Geſinnung hegten, zu dergl. Auftritten ver⸗ 
leitet werden. Die Schutzmänner haben ſich, wie Offiziere vers 
ſichern, bis jetzt noch ſtets muſterhaft benommen, ohne 
den Soldaten irgendwie in ihren Exzeſſen etwas nach⸗ 
zuſehen. — Es verlautet, der Abg. Herr Alfred v. 
Auerswald beziehe neben ſeinem Gehalte von 
1500 ‚Rt. als Generallandſchaftsrath auch noch eine 
Penſion oder Wartegeld von 2000 Rtl. als Exmini⸗ 
ſter aus der Staatskaſſe. Nun beſteht aber eine Be⸗ 
ſtimmung, wonach jedes Einkommen aus öffentlichen 
oder Kommunalfonds bei Wartegeldern oder Penſio⸗ 
nen in Anrechnung und Abzug gebracht werden ſoll, 
und es dürfte daher die Budgets⸗Kommiſſion hierauf 
mit dem Bemerken aufmerkſam zu machen ſein, daß 
die ſonach indebite gezahlten 1500 Rtl. wohl zweck⸗ 
mäßiger für die Waiſen des Generals v. Auerswald 
verwendet werden könnten. — Von geſtern bis heute 
Mittag find 22 neue Cholergerkrankungen gemeldet, 
darunter 8 Todesfälle. 

C. B. Berlin, 19. Sept. (Tagesbericht.] Die 
Wirkſamkeit des Herrn Kühlwetter in den Kom⸗ 
miſſionsberathungen iſt Gegenſtand des Lobes der libe⸗ 
ralen Partei und hat den früheren Miniſter des Innern zum 
Ziel mancher Anfechtungen von Seiten der wilden 
Reaktion gemacht. Kühlwetter hat ſich namentlich bei 
der Varberathung über den von der erſten Kammer 
gefaßten Beſchluß in Betreff der Bürgerwehr für eine 
Tendenz in der Geſetzgebung ausgeſprochen, die nicht 
dahin geht, allen verheißenen Freiheiten feindſelig ent⸗ 
gegenzutreten und durch Kammerbeſchlüſſe reaktionären 
Gelüſten einer einflußreichen Partei den Schein gefeß: 
licher Forderungen zu leihen. Auch gegen die Strei⸗ 
chung der verheißenen Vereidung des Heeres auf die 
Verfaſſung hat er ſich ausgeſprochen. — Radowitz 
wohnte heut den Verhandlungen der zweiten Kammer 
in der für das diplomatiſche Korps beſtimmten Loge 
bel. Unterrichtete Perſonen ziehen in Zweifel, daß der 
General Berlin verlaſſen gehabt. (ſ. unten.) — Im 
Kriegsminiſterium iſt jetzt der Plan über die Ver⸗ 
einigung des Militärs der kleinen norddeutſchen Staa⸗ 
ten, welche zu einer Konvention mit Preußen in Be⸗ 
zug auf eine Vereinigung ihrer Truppen mit der preu⸗ 
ßiſchen Armee geneigt ſind, oder eine ſolche bereits 
abgeſchloſſen haben, entworfen worden. Die Durch⸗ 
führung der Vereinigung, wie ſie in jenem Plane pro⸗ 
jektirt wird, iſt jedoch ohne Aenderung in der gegen⸗ 
wärtigen Organiſation der preußiſchen Armee nicht 
möglich. Der Kriegsminiſter ſoll einige der diesfällä⸗ 
gen Vorſchläge Sr. Majeſtät vorgelegt, für dieſelben 
jedoch nicht den gewünſchten Anklang gefunden haben. 
Herr v. Strotha ſoll indeß auf Annahme ſeiner Vor⸗ 
ſchläge ein beſonderes Gewicht legen. — Die Beſchlüſſe 
des Wittenberger Kirchentages haben auf hieſige 
kirchliche Kreiſe ſehr anregend gewirkt. Der evangeliſche 
Verein für kirchliche Zwecke, der hier ſeit längerer Zeit 
beſteht, wird es wohl übernehmen, die Beſchlüſſe von 
Wittenberg für Berlin zu lokaliſiren. Heut Abend 
findet eine Verſammlung dieſes Vereins ſtatt. Man 
wird ſich vorläufig auf eine Berichterſtattung über das 
in Wittenberg Verhandelte beſchränken und in einer 
ſpäteren Zuſammenkunft Anträge beſprechen, um auf 
die Geſetzgebung über das Verhältniß der Kirche zum 
Staat und über die Verfaſſung der Kirche einzuwirken. 

(Militairiſches.] Das 5. Ulanenregiment, das 
bisher in Düſſeldorf und Weſel garniſonirte, geht in 
die Stelle des 8. Ulanenregiments an das 8. Armee⸗ 
korps über und wird Trier zur Friedensgarnſſon erhal⸗ 
ten. Das 6. Ulanenregiment, bisher in Paderborn, 
Neuhaus und Lippſtadt garniſonirend, jetzt in Baden, 
geht in Stelle des 8. Käraſſirregiments an das Ate 
Armeekorps über und wird in Langenſalza und Mühl⸗ 
hauſen garniſoniren. Das 8. Ulanenregiment, welches 
Trier zur Friedensgarniſon hatte und jetzt in Baden 
ſich befindet, wird das 5. Ulanenregiment beim 7. Ar⸗ 
meekotps erſetzen und als Friedensgarniſon Düſſeldorf 
und Benrath beziehen. 

[Geſellſchaft für gemeinnützige Bauten.] 
Unter Leitung des Vorſtandes begab ſich am veefloſſe⸗ 
nen Sonntag eine Geſellſchaft beſtehend aus Mitglie⸗ 
dern beider Kammern und einigen auswärtigen Herten 
an Ort und Stelle. Die Bauwerke überraſchten durch 
die äußere Erſcheinung ſowohl als wie durch ſolide 
innere Einrichtung und Zweckmäßigkeit. Die Keller⸗ 
wohnungen fallen weg und Parterre und Etagen ſind 
hell, luftig und die Vertheilung der Piecen vortheil⸗ 
haft und dequem. Die Treppen in Stein, ſichern bei 
Feuersgefahr das Leben der Bewohner. Verglichen 
mit den hieſigen Familienhäuſern, den Cites in Paris 
und ähnlichen Wohnungen in Brüſſel, läßt ein un⸗ 
gemein großer Fortſchritt ſich nicht verkennen! Die 
ſchwierige Aufgabe des Baumeiſters war: die Woh⸗ 
nung mit der Miethe in ein richtiges Verhältniß zu 
bringen, das Angenehme und Nützliche billig herzuſtel⸗ 
len. In dieſer Hinſicht lehrte die Erfahrung: daß die 
Häuſer nicht unter 8 Familienwohnungen umfaſſen 
dürfen. Der Baupreis eines ſolchen Gebäudes iſt 
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in den engen ſchmutzigen Quartieren ſolche Bauten 
ſich auf der Stelle der ſchlechten alten Wohnungen 
erhöben. Die Geſellſchaft nimmt nur Handwerker als 
Miether auf und nicht Fabrikarbeiter, welche der Na⸗ 
tur ihrer Beſchäftigung nach ein Wanderleben führen. 
Wie ſchon früher bemerkt, erwirbt der Miether durch 
dreißigjährige pünktliche Zahlung der Miethe ſeine 
Wohnung als Eigenthum. Es können indeſſen 
häufig Falle vorkommen, wo das Geſchick der Familie 
die Aufgebung des Domizils herbeiführt. Damit als⸗ 
dann keine Härte ſtattfinde, iſt ein Reſervefonds aus 
Beiträgen der Baugeſellſchaft gebildet, welche entſchä⸗ 
digt und in die Rechte eintritt. Unſerer Meinung 
nach wirkt das Prinzip ungemein auf Sittlichkeit, Ge⸗ 
ſundheit und Sinn für Sparſamkeit der Handwerker 
ein und kann nicht genug empfohlen werden. Den 
Männern, welche an der Spitze der Unternehmung 
ſtehen, gebührt die wärmſte Anerkennung, welche wir 
hiermit gern öffentlich ausſprechen. E 
[Schleswig⸗Holſteinſches.] Der zweite Ob⸗ 
manns⸗Ausſpruch, den Oberſt Hodges in der Schles⸗ 
wigſchen Sache gethan hat, iſt zu Gunſten des preu⸗ 
ßiſchen Mitgliedes der Landesverwaltung ausgefallen. 
Sämmtliche vor dem März vorigen Jahres in Schles⸗ 
wig abgeſetzte däniſch geſinnte Beamte hatte man in 
ihre fernern Gehälter bereits 
auf die Schleswigſche Landeskaſſe angewieſen, und be⸗ 
abſichtigte ſie dort ſämmtlich wieder anzuſtellen. Die⸗ 
ſem Vorhaben des Herrn v. Tilliſch hat Graf Eulen⸗ 
burg ſich entſchieden widerſetzt und bei erhobenem 
Konflikt iſt Oberſt Hodges ſeiner Anſicht beigetreten. 
C. C, 
[Berichtigung.] Die Nachricht von der plötzli⸗ 
chen Ankunft des Herrn v. Radowitz am 15. d. M. 
von ſeiner Reiſe nach Karlsruhe und ſeiner angeblichen 
Miſſion (die ſelbſt die konſtitutionelle Zeitung aus der 
Leipziger Zeitung nachdruckt) gehört in die Kategorie 
der „ruſſiſchen Noten.“ Herr v. Radowitz befindet 
ſich hier und hat Berlin oder Freienwalde ſeit Mona⸗ 
ten nicht verlaſſen. C. C. 
Die Voß. Ztg. widerlegt heute das Gerücht: als 
habe ſich eine Kamarilla zwiſchen Se. Majeſtät und 
das Miniſterium geſtellt. „Es iſt bekannt, ſo fährt 
das genannte Blatt fort, daß der Miniſterpräſi⸗ 
dent in foctwährender Verbindung mit Sc. Maje⸗ 
ſtät ſteht, und ſolche fremde Einflüſſe, falls ſie beſtän⸗ 
den, wahrnehmen müßte. Die Wahl des Herrn von 
Gerlach zum Adjutanten des Königs ſcheint zu 
allen ſolchen Gerüchten Anlaß gegeben zu haben z 
indeſſen können wir aus guter Quelle verſichern, daß 
ein nachtheiliger Einfluß noch nicht wahrgenommen, 
im Gegentheil der Verkehr mit dem Miniſterium nur 
erleichtert worden iſt. — Von Hannover iſt aller⸗ 
dings eine Note eingegangen, welche das Feſthalten 
an dem Dreikönigsbunde etwas in Zweifel ſtellt. 
Indeſſen iſt Hannover einſtweilen auf ein Jahr ge⸗ 
bunden, und wir dürfen darguf zählen, daß die preu⸗ 
ßiſche Regierung ſich in dem Verfolg des eingeſchlage⸗ 
nen Weges nicht wird irre machen laſſen.“ 
Deutſchlan d 


Frankfurt, 11. Septbr. [Ein Geſpräch zwi⸗ 


ſchen dem Reichs verweſer und Bürgern der 
freien Reichsſtadt.] Der Erzherzog Johann 
ließ gleich nach ſeiner Rückkehr den erſten Bürgermei⸗ 
ſter von Frankfurt, Dr. Müller zu ſich einladen und 
forderte ihn in abwechſelndem Tone der Drohung, des 
Ernſtes und der Bonhomie auf, ſich dem Anſchluß 
Frankfurts an das Dreikönigsbündniß mit aller Kraft 
zu widerſetzen und gleichen Widerſtand im Senat zu 
vermitteln. „Bedenken Sie“, ſprach der Erzherzog, 
„daß es jetzt in Frankfurts Hand liegt, den Bürger⸗ 
krieg abzuwenden, blutigen Kampf zwiſchen Oeſterreich 
und Preußen zu verhindern, für ganz Europa das 
Schwert in die Scheide zu bannen. un Sie, will 
der Senat die ungeheure Verantwortung eines allge⸗ 
meinen Blutvergießens auf ſich laden! Dieſe Blut⸗ 
ſchuld aber trifft Ihre Stadt, wenn ſie ſich für das 
Deeikönigsbündniß erklärt.“ — Herr Dr. Müller 
glaubte ſeinen Ohren nicht trauen zu dürfen; über 
dieſe Ungeheuerlichkeit der Worte ganz erſtaunt, erwie⸗ 
derte er: „Meinen Se. kaiſerl. Hoheit, daß auf den 
Schultern des Senats ſolche ſchwere Verantwortung 
ruhe, wie dem letzteren niemals in den Sinn gekom⸗ 
men, ſo möge der Hr. Erzherzog geneigen, ſich darüber 
ſchriftlich zu erklären, weil der Senat Anſtand nehmen 
würde, einer mündlichen Relation dieſes Inhalts irgend 
Glauben zu ſchenken.“ — Der Herr Erzherzog biß 
in die Lippen und — ließ den Schöff Harnier 
kommen. Wiederum dieſelbe pathetiſche und dann bis 
zur Biederkeit herabgeſtimmte Allokution. „An Frank⸗ 
furt“, lautete der Schluß, „wird es liegen, die hohe 
Rolle der Vermittelung zwiſchen den Großmächten (1) 
zu übernehmen; Frankfurt wird Europa den Frieden 
geben, wenn es den Beitritt zum Dreikönigsbündniß 
mit Beharrlichkeit verweigert.“ — „Mein Gott“, ent⸗ 
gegnete Herr Harnier verwundert und ironiſch, „wer 
hätte glauben mögen, daß das kleine Frankfurt fo viel 
Cortſetzung in der zweiten Beilage.) 
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2 220 der Breslauer Zeitung. 


Freitag den 21. September 1849. 


(Fortſetzung.) 
bedeute.“ — Herr Harnier ging, und der Herr 
Erzherzog war ſehr verſtimmt. Er ſchickte zu Herrn 


.. einem angeſehenen, einflußreichen Privatmann. 


„Lieber Herr B.“ hub er an, „jetzt iſt die Zeit für 
Frankfurt gekommen, erſte Handelsſtadt Deutſchlands 
zu werden. Ich habe ein Bündniß zwiſchen Oeſter⸗ 
reich, Baiern und Würtemberg zu Stande ge: 
bracht, in Folge deſſen die Zollſchranken Oeſter⸗ 
reichs fallen und Frankfurt, wenn es dieſem 
Bündniſt beitritt, den Handel nach der Levaute 
erhält.“ — „Schade darum“, verſetzte Herr B., 
„Frankfurt iſt, wie Sie von jedem hieſigen 
Kaufmann erfahren werden, auf die Verbindung 


mit dem Norden hingewieſen, dieſe Verbindung B 


iſt außerdem ſicher, jene andere problematiſch.“ 
Der Erzherzog bekämpfte mühſam ſeinen Aerger und 
ſtieß die Frage heraus: „Wollen Sie denn nicht die 
Einheit Deutſchlauds?““ — „Gewiß will ich fie; 
wie aber denken Ew. kaiſerl. Hoheit dieſe Einheit zu 
gründen, wenn Sie mir eben ſagen, Ihre Hand habe 
neue Zellſchranken mitten in Deutſchland aufgerichtet?““ 
Das war dem „deutſchen“ Manne zu viel, ſein Zorn 
ließ ſich nicht mehr bemeiſtern. „Wenn Frankfurt — 
fuhr er fort — nicht thun will, was ich und der 
Kaiſer fordern, dann ſoll die Stadt erfahren, 
daß wir Macht beſitzen, ihre Selbſtſtändigkeit 
aufzuheben.“ — Herr B. maß den öſterreichiſchen 
Prinzen vom Haupt bis zur Zehe, dann gab er mit 
ſcharfer Betonung zur Antwort: „„Vor zwei Jah⸗ 
ren hätte mich ſolche Drohung vielleicht betroffen 
gemacht, jetzt vermag ſie es nicht. Wir in 
Frankfurt wollen ehrlich ein freies und einiges 
Deutſchland, darum geben wir für ſolchen Preis 
unſere Selbſtſtändigkeit freudig hin. Das Drei: 
königsbündniß verſpricht uns, was wir wünſchen 
und bedürfen, wir werden uns daher nicht beir⸗ 
ren laſſen, mag man bitten oder drohen.“ 
Herr B. machte eine kurze Verbeugung, der Erzherzog 
aber änderte den Ton und entließ ihn mit den Worten: 
„Nun, ich ſehe, Sie ſind ein eingefleiſchter 
Preuſte!“ (D. Reichs- Zeitung.) 
Frankfurt, 17. Septbr. [Tages begebenhei⸗ 
ten.] Wir berichten von Zeit zu Zeit mancherlei 
kleine Ereigniſſe in den Kreiſen unſerer bunt gemiſchten 
Garniſon. Die Spannung, mit welcher man der 
nächſten Zukunft entgegenſieht, iſt ſo groß, daß man 
auch auf Kleinigkeiten achtet, aus denen man, mit 
Recht oder Unrecht einen Schluß ziehen zu dürfen 
glaubt auf Verhältniſſe, die immerhin nicht verfehlen 
können, auf kleinere und untergeordnete Beziehungen 
einen Rückſchlag zu üben. So iſt es nicht unbemerkt 
geblieben, daß ſich in der jüngſten Zeit die baieri- 
ſchen Offiziere von allem Umgang, nicht blos mit ih⸗ 
ren preußiſchen, ſondern auch mit ihren öſter re i⸗ 
chiſchen Kameraden abzuſchließen ſcheinen; auch auf 
dem letzten militäriſchen Feſte in Wilhelmsbad, wo 
alle Truppen» und Waffengattungen der in und um 
Frankfurt kantonnirenden Korps vertreten waren, O e⸗ 
ſterreicher, Preußen, Kurheſſen, Heſſen⸗ 
Darmſtädter und Frankfurter, war nicht ein 
einziger baieriſcher Offizier anweſend. Andrerſeits macht 
ein großer Ball von ſich reden, welchen der Baron 
A. v. Rothſchild, der Chef des Bankhauſes A. M. 
Rothſchild und Söhne, vorgeſtern Abend auf ſeiner 
prachtvollen Villa gegeben: es waren zu demſelben alle 
öſterreichiſchen Offiziere, von allen übrigen Offizieren 
aber nicht ein einziger geladen. Beiläufig wollen wir 
zu dem mehrfach erwähnten militäriſchen Feſte noch 
nachtragen, daß ſämmtliche Theilnehmer an demſelben, 
auf Befehl, in der Feldmütze erſchienen und nicht im 
feierlichen Helm und Tſchako, und daß am Abend eine 
Maſſe von Damen aus dem militärfeindlichen Hanau 
erſchien und es möglich machte, das Ganze mit einem 
heitern improviſirten Ball zu ſchließen. Ungefähr 250 
Offiziere mögen zugegen geweſen ſein. 
950 (Deutſche Ztg.) 
Se. kaiſerl. Hoheſt der Erzherzog Johann iſt 
heute nach Mainz gereiſt, um dort be AU und 
Sprengungsverſuchen mit Schießbaumwolle beizuwoh⸗ 
nen. Er wird heute Abend hierher zurückkehren. 
1 (O.⸗P.⸗A.⸗Z.) 
Dem Vernehmen nach dürfte noch heute oder mor⸗ 
gen die Rückantwort des preußiſchen Kabinets auf 
die (in unſerer vorgeſtrigen Mittheilung angeführten) 
Vorſchläge Oeſterreichs für Bildung einer 
Reichskommiſſion, welche die interimiſtiſche Lei⸗ 
tung der deutſchen Angelegenheiten übernähme, hier 
zu erwarten fein. In einigen Kreiſen beſorgt man, 
die Erklärung Preußens werde verzögernd lauten; doch 
ſelbſt Die, welche dieſe Beſorgniß hegen, 
zeugt, daß die Vorſchläge Oeſterreichs zuletzt doch durch⸗ 
dringen werden, wenn auch vielleicht noch einige un⸗ 
weſentliche Modifikationen beliebt werden ſollten. Die 
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Mehrzahl aber erwartet eine ſofortige Zuſtimmung 
Preußens, und in dieſem Falle würde die Einſetzung 
der Reichskommiſſion noch gegen Ende dieſer Woche 
oder doch im Laufe der nächſtfolgenden ſtattfinden 
können, da die Vorunterhandlungen mit den übri⸗ 
gen deutſchen Regierungen an einer alsbaldigen Kon⸗ 
ſensertheilung derſelben nicht zweifeln laſſen. 
(D. A. 3.) 

München, 16. Septbr. [Der Guſtav⸗Adolf⸗ 
Verein zugelaſſen.] Die Neue Münchener Zei⸗ 
tung berichtet: Wie wir aus ſicherer Quelle verneh⸗ 
men, hat der König auf den Antrag des Cultusmini 
ſters unterm 12. September beſchloſſen, daß der 
Einführung des Guſtav⸗Adolf⸗Vereins in 
aiern kein weiteres Hinderniß in den Weg 
gelegt werde. Dieſem zufolge treten alle in den 
Jahren 1842 und folgende gegen die Einführung und 
Wirkſamkeit dieſes Vereins erlaſſenen Anordnungen 
außer Kraft und derſelbe hat künftighin nur den all⸗ 
gemein geſetzlichen Vorſchriften über das Vereinsrecht 
zu unterliegen. 


Schleswig⸗Holſteinſche Angelegenheiten. 
Aus Holſtein, 18. Sept. Heute am Geburtstage 
Chriſtian VIII. und am Eröffnungstage der Kiel⸗Alto⸗ 
naer Eiſenbahn ſcheint ſich in Schleswig-Holſtein die 
Lage der Dinge ändern zu ſollen; denn heute haben 
die Beurlaubten des Iſten und 2. Bataillons Ordre 
erhalten, raſch zurückzukehren und beide Bataillone 
ſowie die nöthige Artillerie und Kavallerie ſol⸗ 
len Marſchordre nach Schleswig haben. 
(Konſt. Z.) 
Oeſterreich. 

N. B. Wien, 19. Sept. [Bildung der Ge⸗ 
ſchwornenliſten. Verſchiedenes.] Eine neue 
wichtige Verordnung wurde heute veröffentlich. Eine 
proviſoriſche Vorſchrift über die Bildung der Ge: 
ſchwornenliſten für die Preßgerichte. In dem 
Vortrage des Juſtizminiſters tritt vor Allem die we⸗ 
ſentliche Abweichung von den Grundſätzen der prov. 
Verordnung vom 18. Mai 1848 hervor. Das Ge— 
ſchwornengericht ſoll nicht durch vorübergehende politi⸗ 
ſche Stimmungen ſeine Hauptfärbung erhalten, viel⸗ 
mehr ſei es die Aufgabe der Geſetzgebung, daſſelbe als 
eine eigentliche richterliche Inſtitution anzuerkennen. 
Alle Staatsbürger, welche durch Unabhängigkeit, Un⸗ 
parteilichkeit und geiſtige Fähigkeit geeignet erſcheinen, 
ſeien zuzulaſſen. Als Hauptgrundſatz wird herausge⸗ 
ſtellt, daß alle Gemeindeangehörigen, welche die geſetz⸗ 


lichen Erforderniffe zum Ehrenamt eines Geſchwornen 


beſitzen, auf die Geſchwornen-Liſte gebracht werden, 
daß aber zur Verringerung einer übergroßen Anzahl, 
nach Maßgabe des Bedürfniſſes, eine Reduktion, theils 
durch eine von Vertrauensmännern der Gemeinde vor— 
zunehmende Auswahl, theils durch das Loos erfolge. 
Es treten demnach zwei gewichtige Momente in der 
Zuſammenſtellung des Geſchwornengerichts hervor: Die 
Bildung der Urliſten und die Reduktion derſelben, 
beide maßgebend, allein wie aus dem Weiteren her⸗ 
vorgeht, die Letztern mehr wie die Erſteren. Die wich⸗ 
tigften Beſtimmungen find, daß jeder 30 jährige, des 
Leſens und Schreibens kundiger Mann, der ein Jahr 
in der Gemeinde ſeinen Wohnſitz hat, und in Staͤd⸗ 
ten von 10,000 Einwohnern 5 Fl., über 10,000 
10 Fl. direkte Steuern zahlt, oder ohne Steuer das 
aktive Wahlrecht beſitzt, zum Amt eines Geſchwornen 
berufen iſt. — Seelſorger, Lehrer, Staatsbeamte und 
Militärs können zu dieſem Amte nicht berufen werden. 
— Der Gemeindevorſtand entwirft die Gemeinde⸗ 
Geſchwornenliſte, die dem Kreishauptmann oder Lan⸗ 
deschef zu allfälligen Reklamationen mitzutheilen iſt. 
— $ 14 beſtimmt, daß die Geſchwornen⸗Liſten von 
mindeſtens 4 und höchſtens 12 Mitgliedern des Aus: 
ſchuſſes unter Leitung des Kreishauptmanns oder Lan⸗ 
deschefs, dazu benutzt werden, die Hauptliſte der Ge⸗ 
ſchwornen durch Wahlliſten zu bilden, die ihnen zu 
dem Amte am geeignetſten erſcheinen. — In kleineren 
Gemeinden kömmt auf je 100 Seelen ein Geſchwor⸗ 
ner, bei 50,000 Seelen auf 200, und dei 100,000 
Seelen auf 400. — Die Zahl der Geſchwornen, ſoll 
nirgends unter 200 oder über 800 betragen. — So: 
wohl die Finanzmaßregel als der Erlaß zur Verfügung 
der Geſchwornenliſte, führen zu der Vermuthung, daß 
der Ausnahmszuſtand bald aufgehoben werden ſoll. 
Nachdem das ganze Küſtenland unter Civilautorität 
geſtellt wurde, findet ſich kein Grund, die beru⸗ 
higte Reſidenz noch länger unter dem Kriegsgerichte 
ſtehen zu laſſen, ſo wenig fühlbar es anch für den 
gewöhnlichen Verkehr if. Die Militär-⸗Autoritäten 
ſelbſt ſcheinen ſich darnach zu ſehnen, das ungewohnte 
mt in die Hände der Civiladminiſtration zu überge⸗ 
ben, — F M. Ritter v. Heß wurde zum wirklichen 
Chef des General⸗Quartiermeiſter⸗Stabes der geſamm⸗ 
ten k. k. Armee ernannt. — Am 24. ſoll das große 


Feſt ſtattfinden, welches die Stadt Wien dem FM. 
Radetzky giebt, und wozu die großartigſten Vorbe⸗ 
reitungen getroffen werden. Der Reichs tagsſaal in der 
Burg wird als Lokalität dazu benutzt. — Die Vorle⸗ 
ſungen im Politechnikum beginnen den 1. Oktober, 
doch ſoll die Aufnahme der Schüler ſehr vielen Be⸗ 
dingungen unterworfen ſein. Die Schüler müſſen von 
Wien ſein, und zuvörderſt ein Zeugniß ihres Wohlver⸗ 
haltens im vorigen Jahre bringen. Nur einer gewiſ⸗ 
ſen Anzahl von Polen und Italienern kann die Auf⸗ 
nahme geftattet werden. — Auch die mediziniſche Fa⸗ 
kultät wird bald ihre Vorleſungen beginnen, und ſind 
die jetzt dafür beſtimmten Räumlichkeiten mit mehr 
Bequemlichkeit und Nutzen verſehen. Man hofft, der 
Miniſter des Innern wird auch Vorleſungen im all⸗ 
gemeinen Krankenhauſe von den Primarärzten ges 
ſtatten. — Mehrere Blätter machen dem Finanzmini⸗ 
ſter den Vorwurf, als habe er dem Lande durch Aus⸗ 
gabe eines Anlehens von 15 pCt. unter dem Nomi⸗ 
nalkurſe eine Laſt von 11 Millionen Fl. aufgebürdet. 
Dies würde aber die Abſicht einer dereinſtigen Einlö⸗ 
ſung al pari vorausſetzen, welche wenigſtens in dem 
finanziellen Vortrage nirgends ausgedrückt iſt. — 
Dr. Wolfgang Weſſely iſt zum außerordentlichen 
Profeſſor der hebräiſchen Sprache und Literatur an 
der Univerſität zu Prag ernannt worden. — In 
Peſth wurde der ehemalige k. k. Rittmeiſter, Graf 
Ladislaus Zelinski, aus Krakau gebürtig, k. k. Käm⸗ 
merer, wegen Vorſchubleiſtung der Rebellion kriegsrecht⸗ 
lich, nebſt dem Verluſte der Kämmererwürde, zu 10: 
jähriger Schanzarbeit in leichtem Eiſe verurtheilt. 

* Wien, 19. Septbr. [Görgey. — Aus Ko⸗ 
morn.] Der Major Andraſſy, welcher den Gör⸗ 
gey nach Klagenfurt begleitete, iſt von ſeiner Miſſion 
zurück. Man will wiſſen, Görgey habe die Beſatzung 
von Komorn nochmals aufgefordert, das unnütze Blut⸗ 
vergießen der Magyaren zu unterlaſſen und ſich dem 
Kaiſer zu unterwerfen. Görgey lebt nun mit ſeiner 
Familie auf ganz freiem Fuße in Klagenfurt. — 
Nach Berichten aus Raab von geſtern hatten die aus 
Komorn an den Feldzeugmeiſter Grafen Nugent ge⸗ 
kommenen magyariſchen Parlamentärs den Auftrag, zu 
melden, daß der Kriegsrath in Komorn bereit ſei, alle 
in der Feſtung befindlichen öſterrrichſſchen Kriegsgefan⸗ 
genen frei zu entlaſſen. Ob Bedingungen an dieſe 
Entlaſſung geknüpft oder ob dieſer Schritt der nahe 
Vorläufer einer Uebergabe iſt, das muß ſich dieſer 
Tage aufklären. Graf Nugent machte hierüber Mel⸗ 
dungen nach Wien (j. unten). 

+ Von der ungariſchen Grenze, im September. 
[Die Komorner Befagung] hat abermals einen 
Ausfall n gemacht und den Belagerungstrup⸗ 
pen einen namhaften Verluſt beibebracht, 
namentlich follen fie viel Schanzzeug und einige Feld⸗ 
geſchütze verloren haben. Daß der Kampf ziemlich heiß 
geweſen ſein muß, erhellt aus den ſtarken Wagentrans⸗ 
porten mit Verwundeten, mit denen die kaum geleerten 
Feldſpitäler in Preßburg, Wieſelburg u. ſ. w. wieder 
ganz überfüllt ſind. Unter den Cernirungstruppen 
herrſcht viel Verdroſſenheit, denn Niemanden mag der 
träge Belagerungskrieg gefallen, welcher alle Beſchwer⸗ 
lichkeiten eines Feldzuges in ſeiner Begleitung hat, ohne ſeine 
Annehmlichkeiten und erhebenden Momente aufweisen zu 
können. Dazu kommt die niederſchlagende Ueberzeugung, 
daß die Bezwingung der Feſtung den ganzen Winter 
in Anſpruch nehmen dürfte, was ſelbſt bei aller Kraft⸗ 
anſtrengung unvermeidlich ſcheint. Der Artilleriegeneral 
Schuknecht, der früher in Ulm war, hat den Auf⸗ 
trag, einen Geſchützpark von 100 Stück mit mehr als 
1000 Beſpannungspferden von Wien nach Komorn 
zu führen und man darf auf ein unerhörtes Bombar⸗ 
ment gefaßt ſein, denn dieſe Geſchütze ſind meiſtens 
vom ſchwerſten Kaliber. — Das Gerücht, daß Koſ⸗ 
ſuth von den Türken ausgeliefert und nach Buch a⸗ 
reſt gebracht worden ſei, wird zwar vielfach verbreitet, 
aber wenig geglaubt, da ſonſt ohne Zweifel bereits 
offizielle Kunde uns zugekommen ſein würde. Läßt 
fi) einerſeits nicht erwarten, der engliſche Miniſter 
werde feine Schützlinge im Moment der Gefahr fa 
ganz und gar verlaſſen, ſo kann man auch nicht be⸗ 
greifen, welches Motiv die Türkei zur Auslieferung 
Koſſuths und der übrigen Magyaren bewegen ſollte, 
da ihr magparifhe Sympathien in möglichen Fällen 
immerhin wünſchenswerth ſein müſſen. — Viel Stoff 
zu den bitterſten Parallelen bietet den Ungarn die ganz 
ungleiche Verfahrensweiſe gegen die Beſiegten in Ita⸗ 
lien und Ungarn dar. Während dort eine faſt allges 
meine Amneſtie erlaſſen wurde und die Kompromittir⸗ 
ten aus Venedig ſich unangefochten entfernen konnten, 
dauern hier die Verurtheilungen fort und jene Stock⸗ 
prügel, die in Mailand europäifhe Senſation erregen, 
kommen in dem glücklichen Pannonien täglich vor, wo 


10 Prieſter auf einmal geprügelt worden. Indeß den 


Venetianern ihr republikaniſches Papiergeld blos um 
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50 Prozent reduziert ward, wird die ungarifche Banks! gen, Dieſer erwiederte, daß er den Forderungen des 
note gänzlich vertilgt und da man in Italien nicht franzöſiſchen Geſandten nachgegeben habe, ein Um⸗ 


einmal die ordnungsmäßig ausgehobene Mannſchaft 


bekommt, ſteckt man als Erſatz alle kriegsdienſttaugli⸗ 
chen Honveds in die k. k. Regimenter. Und doch 
welch ein moraliſcher Unterſchied zwiſchen dem magya⸗ 
riſchen und dem italieniſchen Aufſtand! 

J Prag, 18. Septbr. [Deputation nach 
Wien. — Die Czechen.] Geſtern iſt eine Depu⸗ 
tation der hieſigen Kaufmannſchaft nach Wien abge⸗ 
gangen, welche dem Marſchall Radetzky einen ſilber⸗ 
nen eiſelitten Lorbeerkranz und zu gleicher Zeit die 
Bitte überbringt, derſelbe möge Prag und feinen, bei 
Beraun gelegenen Geburtsort mit ſeinem Beſuch be⸗ 
ehren. Nach der Antwort auf die Adreſſe feines Ge: 
burtsortes dürfte der Marſchall nicht abgeneigt fein, 
dieſe Bitte zu erfüllen. Auch Kaiſer Ferdinand 
wird mit ſeiner Gemahlin am 27. d. M. wieder hier 
eintreffen, feine Bagagewagen find bereits angekom⸗ 
men. — Die neue Organiſirung Böhmens ſcheint 
nun raſch der Vollendung entgegen zu gehen, denn 
die Kommiſſion zur Errichtung der politiſchen Behör⸗ 
den in Böhmen iſt bereits vom Miniſterium beſtätigt. 
Heute beginnt auch die Berathung der Vertrauens⸗ 
männer des ſtädtiſchen Ausſchuſſes des Wyſchrads, 
der Judenſtadt nebſt denen der andern Gemeinden 
Prags über die neue ſtädtiſche Gemeindeordnung. 
Wir können ſomit vielleicht einer baldigen Auflöſung 
des aus Svornoſtmännern und der Wahl der Slo- 
vanska Lipa hervorgegangenen Stadtverordneten⸗ 
Kollegiums mit Zuverſicht erwarten. Die Czechen 
ſcheinen nun, da ihnen die offenen Revolutionspläne 
mißglückten, dem Beiſpiele der Ungarn folgen zu 
wollen mit Einführung der Sprache und Czechiſirung. 
Wir zweifeln aber, daß es ihnen gelingen wird. Das 
deutſche Element iſt nun einmal das ſtarke und ge⸗ 
bildete in Böhmen. Der Plan eines czechiſchen Na⸗ 
tionaltheaters ſcheiterte bis jetzt an Indolenz der Ge: 
chen ſelbſt; nun wollen ſie ſich unter dem Mantel 
der Gleichberechtigung ins deutſche Theater einſchmug⸗ 
geln und werden, wenn es ihnen nur erſt mit eini⸗ 
gen Vorſtellungen gelungen iſt, bald more consueto 
die Deutſchen ganz verdrängen wollen. — Unſer ver⸗ 
waiſtes Erzbisthum ſoll beſetzt werden; man nennt 
Dompropſt Mazlawicek, der ſchon vor dem Märze 
zum Erzbiſchof von Lemberg ernannt worden war, 
aber die Stelle nicht annahm. 


Italien. 


* [Garibaldi] befand ſich am 11. noch in Ge; 
nua, woſelbſt er, obgleich bewacht, viele Beſuche em⸗ 
pfängt. Wie es heißt, wird er nach ſeiner Geburts⸗ 
ſtadt Nizza gebracht werden, von wo er ſich nach 
Amerika begeben will. — 

* [Aus Rom] wird vom Gten gemeldet, 
daß der franzöſiſche Geſandte, Herr v. Rayneval, 
an dieſem Tage daſelbſt aus Gaeta angelangt war. 
Rayneval ſoll ſehr befriedigende Berichte nach Paris 
abgeſchickt haben, was man auf die baldige Rückkehr 
des Papſtes nach Rom bezieht. — In Neapel fand 
am 1. September eine mittelalterliche Ceremonie ftatt; 
nämlich die Ueberreichung der „goldenen Roſe“ an die 
Königin Seitens des Papſtes. Dieſer Gebrauch datirt 


ſich aus dem 11. Jahrhundert, unter dem Pontifikate 


Leon's IX. Die Prinzeſſinnen ſchickten damals für 
die nicht theure Roſe ſehr koſtbare Geſchenke. 


Frankreich. 

＋E Paris, 16. Septbr.“) [General Roſtolan 
behält das Kommando in Rom. — Eine Er⸗ 
klärung im Moniteur. — Aus Florenz. — 
Falloux.] Nach einem heute gefaßten Beſchluß des 
Miniſteriums wird General Roſtolan aufgefordert 
werden, das Kommando der römiſchen Expeditions⸗ 
Armee zu behalten. Herr Mercier reift noch heute 
Abend nach Rom ab, mit der beſonderen Miſſion, 
den General zur Beibehaltung des Kommando's zu 
veranlaſſen. — Für den Fall jedoch, daß Roſtolan 
auf ſeiner Demiſſion beharrt, wird General Bara⸗ 
guay d' Hilliers zur Uebernahme der ſchwierigen Funk⸗ 
tion berufen werden. Der „offizielle Moniteur“ 
(sum Unterſchiede vom „Moniteur du soir) enthält 
heute die Erklärung, — daß die Nachricht der „Aſ⸗ 
ſemblee nationale“ „als wolle der Präſident keinen An: 
ſtand nehmen, ſeinem Schreiben in der römiſchen An⸗ 
gelegenheit jeden offiziellen Charakter abzuſprechen“, fo 
wie ferner die Nachricht der „Eſtaffette“, daß der Prä⸗ 
ſident ein neues Schreiben an die europäiſchen Kabi⸗ 
nette gerichtet, um die Tragweite des vom 18. Au⸗ 
guſt zu ſchwächen“ — daß dieſe beide Nachrichten 
ganz grundlos find, — Aus Florenz wird von ei⸗ 
nem diplomatiſchen Zwiſchenfall gemeldet, der über die 
Veröffentlichung des vielgenannten Präſidial-Schrei⸗ 
bens in dem dortigen offiziellen Journal entſtanden iſt. 


Der päpſtliche Nuntius, unzufrieden über das dem 


folgten. 


bel, 


ſtand, deſſen einfache Konſequenz der iſt, daß das 
franzöſiſche Kabinet das Schreiben als offizielles 
Dokument angeſehen haben will. — Ich habe Ihnen 
gemeldet, daß am geſtrigen Tage zwei Miniſter-Konfe⸗ 
renzen ſtattfanden, die, faſt unmittelbar hintereinander 
Die Veranlaſſung wat, wie man heute er⸗ 
fährt, folgende: das Kadinet hatte ſich bereits getrennt, 
die Miniſter befanden ſich ſchon in ihren Wagen, und 
wollten abfahren, als Thiers anlangte. Alsbald 
wurden die Miniſter zurückgeholt, und eine neue Be⸗ 
rathung fand ſtatt, der auch Thiers beiwohnte. Sein 
Vortrag ſoll eine tiefe Senſation hervorgebracht und 
die Löſung der ſchwebenden Fragen bedeutend gefördert 
haben. — Herr Falloup iſt noch ſehr ernſtlich krank 
und muß ſich von der Politik ganz fern halten. 
we iz. 

Teſſin, 14. September. [Okkupations-Ge⸗ 
lüſte.] Hier iſt überall das Gerücht verbreitet, Oeſter⸗ 
reich werde bis nach Capologa alles beſetzen 
laſſen und den Garten des Teſſins zu väter⸗ 
lichen Händen nehmen. — Geſtern kamen von 
Como her panz plötzlich 200 bis 300 Soldaten auf 
unſere Gränze zu, und ſchon konnte man auf gewiſſen 
Geſichtern die Freude leſen, die ſolche gehabt haben 
würden, wenn die Soldaten hier eingerückt wären; für 
dieſes Mal lachten aber dieſe Herren noch ein wenig 
frühe. Der Oberſt, der die Soldaten begleitete, ber 
trachtete auch unſere noch immer an der Gränze auf⸗ 
gepflanzte eidgenöſſiſche Fahne und bemerkte dann lä— 
chelnd: Es ſcheine ihm, dieſelbe ſtehe nicht ganz feſt 
und ſchwanke bedeutend. Sollten die Herren wirklich 
etwas im Schilde führen? (Bündn. Z.) 

Osmaniſches Reich. 

Konſtantinopel, 30. Auguſt. (Ausſicht auf 
Konflikte.] Der ungariſche Abgeſandte Graf An⸗ 
dreaffi lebt der Hoffnung, daß die Pforte für Koſ— 
futh und deſſen Freunde Partei ergreifen werde, wo— 
rin er auf die Unterſtützung des engliſchen und 
des franzöſiſchen Geſandten rechnet. Andererſeits 
bieten der ruſſiſche und der öſterreichiſche Ge: 
ſandte allen ihren Einfluß auf, um die Pforte zu be⸗ 
wegen, den ungariſchen Flüchtlingen keine Zufluchts⸗ 
ſtätte zu gewähren und fie auszuliefern“). Der ruſſi⸗ 
ſche Einfluß herrſcht wieder mächtig zu Konſtanti⸗ 
nopel, beſonders nach den jüngſten Erfolgen, und es 
dürfte kaum überraſchen, wenn es den Drohungen 
der ruſſiſch-öſterreichiſchen Diplomatie ge 
länge, die türkiſche Regierung zu zwingen, 
Koſſuth und ſeine Schickſalsgefährten aus⸗ 
zuliefern. Die Ruſſen haben durch die Unterdrük⸗ 
kung des ungariſchen Aufſtandes wieder all ihren Ein⸗ 
fluß zu Konſtantinopel und die alte Furcht vor ihrer 
Uebermacht zu begründen vermocht. Fünf kleine ruſ⸗ 
ſiſche Kriegsſchiffe, wovon keines mehr als 10 Kano⸗ 
nen zählt, befinden ſich im goldenen Horn, obgleich 
nicht ſo viele Schiffe den Verträgen gemäß ſich dort 
befinden dürfen. Nur ein kleines engliſches Kriegs: 
dampfſchiff liegt dort. (Times.) 


Lokales und Provinzielles. 


§ Breslau, 20. Septbr. [Vereins Nachrichten.] 
Die Ausſchußmitglieder und Rottenführer des Rettungs⸗ 


Vereins hielten am vorgeſtrigen Abend eine Zuſammen⸗ 


kunft in Liebichs kokal. Man einigte ſich darüber, daß die 
Rottenführer ihre Beſchwerden über die Säumigkeit der 
Mitglieder ſchriftlich an den Vorſtand richten ſollen. Diefer 
wird dann zur Sichtung des Vereins von läßigen Mitglies 
dern ſchreiten. Die ausgeb iebenen Rottenführer und Stell⸗ 
vertreter ſind vor den Ausſchuß geladen. Ein von Herrn 
Schmiedemeiſter Richter vorgelegter Entwurf einer neuen 
Eintheilung der Rettungsmannſchaſt erhielt die allgemeine 
Zuſtimmung. — Aus der jüngſt abgehaltenen General⸗Ver⸗ 
ſammlung der konſtitutionellen Reſſource erfahren 
wir, daß die gegenwärtig ſich auf 1635 belaufende Zahl 
von Mitgliedskarten für die Mittwochs-Concerte nur noch 
bis auf 1700 vermehrt werden und dann mit der Verthei⸗ 
lung von Familien- Billets eingehalten werden ſoll, Dage⸗ 
gen wird die Aufnahme in die Männer⸗Zuſammenkünfte, die 
von nun ab jeden Montag ftatıfinden ſollen, keiner derarti⸗ 
gen Beſchränkung unterworfen ſein. Schließlich wurde noch 
der Antrag angenommen, durch Vermittelung des ſtädtiſchen 
Comités für die Bildung von Bezirks- Vereinen Sorge zu 
tragen. 


(Breslau, 20. September. [Turnfeſt.] Das Feſt, 
auf welches ſich die Turner ſchon wochenlang gefreut haben, 
wurde geſtern in Oswitz gefeiert. um 7 uhr früh verſam⸗ 
melten ſich die fleißigen Turner, die durch einen Turnraths⸗ 
beſchluß für dieſen Tag vom Schulbeſuche dispenſirt waren, 
auf dem Zurnplage und ſtellten ſich gegen 8 uhr in zwei 
Gliedern, nach den Gymnaſien geordnet, auf. In Zügen 
marſchirten fie im Parademarſch vor ihren Lehrern vorbei, 
brachen in einzelne Reihen ab und die große Turnerſchaar 
ging ihrem Ziele, dem benachbarten Oswie, zu. Es war 
ein herrlicher Anblick. Voran die Muſik, darauf eine De⸗ 
putation der Oelſer Turner mit ihrem Lehrer, Hrn. Sch n a⸗ 
nach dieſen die Turner der Bürgerſchüler zum heiligen 
Geiſt, und die Realſchüler, geleitet vom Turnlehrer Herrn 

ennig; darauf kamen die Schüler des Magdalenäums, 


Dokumente beigedruckte offizielle Siegel, machte ſo- geführt vom Herrn Rödelfus; zuletzt die Eliſabetaner, 


fort Remonſtration bei dem Miniſter des Auswärti⸗ 


ur e 
„) Die neueſte Pariſer Poſt iſt heute wiederum ausge⸗ 
blieben. R 


+ 


Dir verweilen in Bezug auf dieſe wichtige Angelegen⸗ 


heit auf die Mittheilungen unſeres gut unterrichteten 
Wiener 8⸗Korreſpondenten in der Dienſtag⸗ und Don⸗ 
nerſtag⸗Zeitung. Red. 


unter der Leitung des Herrn iel. Die Riegenführer 
bene er ee late — 
Zugführer die Fahnen, welche ſie bei der Einweihung der 
Turnanſtalt im Jahre 1845 getragen hatten. So gelangte 
die Turnerſchaar in Wind und Wetter in! 
wir erinnerten uns recht lebhaft des Verſes in einem Maß⸗ 
mannſchen Turnliede: „Sturmesſaus, Wettergraus, hält 

den Turner nicht zu Haus.“ Dort angelangt, zogen die ein⸗ 

zelnen Züge in die für ſie beſtimmten Quartiere, 
Frühſtück zu verzehren und dann, wenn die Witterung es 
erlaubte, in dem nahen Eichenwalde hinter dem Dorfe, einige 
Turnübungen vorzunehmen. | 
Turngeräthe dort aufgeftellt worden. Ein fröhliches Leben 
entwickelte ſich in den einzelnen Quartieren, aus dem 
einen ſchallte Flügelmuſik, aus dem andern vierſtimmiger 
Geſang u. ſ. f. Nach dem ſehr frugalen, Mittag⸗ 
brote, beſtehend aus einer Suppe mit Kartoffeln, Butter 


und Brot, begaben ſich die einzelnen Abtheilungen nach dem 


ſchnell geſchaffenen Turnplatze und ergötzten ſich hier mit 
verſchiedenen Spielen. Da ſah man eine Schaar in einer 
Weidenpflanzung ſpielen, andere ergötzten ſich mit großen 
Bällen, noch andere ſuchten dem ſchwarzen Manne aus dem 
Wege zu gehen, kurz, vom Größten bis zum Kleinſten, Alles 
ſpielte. Ein Signal ſammelte die Turner, welche nun unter 
Leitung der Turnlehrer Rödelius und Hennig nach dem 
Takte der Muſik einen Reigen aufführten, der den wenigen 
Eltern, welche ſich durch das Wetter nicht abhalten ließen, 
ſehr geſtel, um 4 Uhr wurde das Signal zum Nachhauſe⸗ 
marſch gegeben und die einzelnen Abtheilungen ordneten fi 
ſehr ſchnell. um 5 uhr trafen fie in Breslau ein. Was 
wir bei dieſem Spaziergange geſehen haben und uns ſehr 
erfreut hat, iſt das freundſchaftliche Entgegenkommen der 
Schüler untereinander; keine Zwiſtigkeit, kein Hader fand 
unter der Turnerſchaar ſtatt, und wollen wir wünſchen, daß 
es ſtets fo bleiben möge, 


$ Breslau, 20. Septhr. [Die Luftfahrt des 


Mr. Henry Coxwell!], welche geſtern zu Waſſer 
geworden, hat heute vor einem überaus zahlreich ver⸗ 
ſammelten Publikum vom Hofe der Gasbeleuchtungs⸗ 
Anſtalt aus ſtattgefunden. Wie ein Planet entſchwebte 
der mächtige mit 30,000 Kubikfuß Gas angefüllte 
Ballon vor den Augen der Zuſchauer nach den höheren 
Regionen. Zwei Paſſagiere, der Inſpektor der Gas⸗ 
anſtalt Herr Ferle und Herr Kaufmann Gendry 
begleiteten den britiſchen „Segler der Lüfte.“ Mit 
erſtaunlicher Seelenruhe kletterte Herr Coxwell in eine 
Luke des um den Ballon ausgeſpannten Netzes und 
winkte während des Aufſteigens den Zurlückbleibenden, 
welche dem kühnen Schiffer ein donnerndes „Glück 
auf!“ nachriefen. Nur wenige Augenblicke vergönnte 
uns der trübe Horizont Zeuge des prächtigen Schau⸗ 
ſpiels zu ſein; denn nur zu bald war jedoch die mit 
den deutſchen Farben geſchmückte Gondel mit Ballon 
und Mannſchaft in einem Meer von Wolken ver⸗ 
ſchwunden. 


* Breslau, 20. Sept. [Herr Mende] hat zu 
feinem morgen am Freitag ſtattfindenden Beneſize die 
Oper „Stradella“ gewählt. Die geſtrige Aufführung 
derſelben Oper hat einen ſo außerordentlichen Eindruck 
hervorgebracht, daß jede weitere Empfehlung zu der 
morgigen Vorſtellung überflüſſig erſcheint. Wir ma⸗ 
chen daher nur auf die morgigen Zugaben aufmerk⸗ 
ſam. Erſtens wird Fräulein Babnigg, deren groß⸗ 
artiges Talent in dieſen Blättern ſchon Erwähnung 
fand, zwei Lieder vortragen, und ferner wird der Be⸗ 
nefiziant ſelber die Rolle des einen Räubers ſingen, 
mit der er zur Zeit ſeines Engagements in Dresden 
ſich jedes Mal großen Succeß erwarb. 


Neiſſe, 17. Septbr. [Militäriſches.] Heute 
rückten von dem 22. Linien⸗Infanterie⸗Regiment das 
bisher in Breslau geſtandene 2. Bataillon, ſo wie 3 
Kompagnien des 23. Regiments, aus Rybnik kom⸗ 
mend, mit klingendem Spiel hier wieder ein; morgen 
aber geht ein Theil der Landwehr wieder nach Op⸗ 
peln und Schweidnitz ab. Mit dieſem theilweiſen 
Wiedereintreffen der alten bekannten Garniſon ſcheint 
ſchon ein regeres Leben in mancher Beziehung ſtattzu⸗ 
finden, und es ſtellt ſich wohl ziemlich deutlich die 
Wahrheit des Sprichworts heraus: „die Alten ſind 
am beſten zu behalten:“ denn bei uns wenigſtens 
bringt ein Garniſonswechſel des Militärs den Bewoh⸗ 
nern keine ſonderliche Vortheile. (Bürgerft.) 


Inſerate. 


Ven geſtern Mittag bis heute Mittag find an der 
Cholera 5 Perſonen als erkrankt, 2 als geſtor⸗ 
den und 6 Perfonen als geneſen amtlich gemeldet 
worden. 

Hierunter find an Militär⸗Perſonen erkrankt 1. 

Breslau, den 20. September 1849. 

Königliches Polizei⸗Präſidium. 


Fräulein Auguſte Geiſthardt wird, einem ehrenvollen 
Rufe nach Stetkin folgend, woſelbſt ſie an dem zu eröffnen⸗ 
den neuen Stadt⸗Theater als erſte Coloratur⸗Sängerin enga⸗ 
girt iſt, in Kurzem Breslau verlaffen und vor ihrer Abreiſe 
in einem künftige Woche ftattfindenden Concerte von den 
hieſigen Kunſtfreunden Abſchied nehmen. Wir glauben, es 
bedürfe nur einer ſchlichten Hinwelſung auf die hier rühm⸗ 
lichſt bekannten Leiſtungen der jugendlichen, vortrefflich 
geſchulten Künſtlerin, um derſelben ein volles Haus, 
DER, N aber einen hohen Kunſtgenuß zuſſchern 
zu können. 


Oswitz an, und 


um das 


Es waren am Morgen ſchon 


| 


‘ Theater: Nachricht. 
＋ 5 my BE für Herrn 
de, unter gefälliger Mitwirkung des 
Herrn Tichatſcheck und des Fräulein 
Babnigg: „Aleſſandro Stradella.“ 
Romantische Oper mit Tanz in 3 Akten, 
Muſik von Friedr. v. Flotow. Aleſſandro 
Stradella, Herr Lichatſcheck. — Vorher: 
1) „Das Veilchen“ don Moſenthal, 
componirt von Otto Nicolai, vorgetragen 


von Frau v. Stradiot⸗Mende. 2) Lied N 


aus L. Tieck's „Zerbino“, componirt von 

Otto Nicolai, geſungen von Frau v. Stra⸗ 

diot⸗Mende. 3) ungariſche Natio⸗ 

nal melodie, componirt und vorgetragen 
von Fräulein Babnigg. 4) „Auf der 

Alp”, Ber und vorgetragen von 

räulein Babnigg. 4 
Sonnabend: „Das Urbild des Tartüffe: 

Luſtſpiel in 5 Akten von Karl Guptow: 

Looſe à 2 Rthlr. zur Abonnements⸗ 
Verlooſung find im Theater⸗Bureau und 
im Comtoir, Herrenſtraße Nr. 28, Mor⸗ 
gens von 9 — 12 und Nachmittags von 
2—4 Uhr zu haben. 

Verbindungs⸗ Anzeige, 

Unfere am 17ten d. M. in Friedeberg a. Q. 
vollzogene eheliche Verbindung zeigen wir 
W —9 2 gg lieben Vers 
wandten un ekannten att 
Meldung, ergebenſt an. . — 

Glogau, den 20. Sept. 1849. 

Carl Kammer, Kaufmann. 
Emilie Kammer, geb. Werner. 
Entbindungs= Anzeige, 

Die heute Vormittags 11 ½ Uhr erfolgte 
glückliche Entbindung meiner lieben Frau, 
Ottilie, geb. Altwaſſer, von einem mun⸗ 
tern Knaben, beehre ich mich, allen Verwand⸗ 
ten und Freunden, ſtatt jeder beſonderen 
Meldung, hierdurch ergebenſt anzuzeigen. 

Wohlau, den 17. Sept. 1849. 

L. H. Kobpletzky. 
Todes ⸗ Anzeige. 2 

Am 1Sten d. . ab ha kurzen, aber 
ſchweren Leiden unfer inniggeliebter Gatte, 
Vater, Sohn und Bruder, der Gaſthofbeſitzer 
Herrmann Illmer zu Friedeberg a. Q., 
in dem Alter von 30 Jahren. Indem wir 
dieſen herben Verluſt allen Verwandten und 
Freunden, ſtatt jeder beſonderen Meldung, 
tiefbetrübt hiermit ergebenſt anzeigen, bitten 
wir um ſtille Theilnahme. 

Breslau, den 20. Sept. 1849. 

Die Hinterbliebenen. 


Todes⸗Anzeige. 

Am 19ten d. M., des Morgens gegen 
6 uhr, ſtarb unſer guter Vater, der 
Stadtverordneten⸗Secretair Gottlob 
Hellmich, 67 Jahr alt, an Alter⸗ 
ſchwäche. Entfernten Verwandten und 
Freunden zeigen dies ergebenſt an: 

die Hinterbliebenen. 

Liegnitz, den 19. Sept. 1849. 


Todes⸗Anzeige. 

Geſtern Abend 11 uhr veiſchied ſanft zu 
einem beſſern Leben meine theure, unvergeß⸗ 
liche Schweſter Henriette an Lungenläh: 
mung in dem Alter von 53 Jahren und 3 
Monaten. Dies zeige ich, ſtatt jeder beſon⸗ 
deren Meldung, allen Freunden und Bekann⸗ 
ten, um ſtille Theilnahme bittend, ganz er⸗ 

ebenſt an. 
8 alen den 19. Sept. 1849. 
Sachſe, Paſtor. 


Todes Anzeige a 
Geſtern Morgen um 9% Uhr entſchlief in 
Gott mein geliebter, hoffnungsvoller Sohn, 
der Primaner Salomon August Lands“ 
berg, in dem Alter von 16 ½ Jahren. Wer 
ihn gekannt hat, wird meinen großen Schmerz 
würdigen und mir eine ſtille Theilnahme 
nicht verſagen. 8 
Breslau, den 19. September 1849. 
Roſalie, verw. P. Landsberg, 
geb. Stoller. 


Todes- Anzeige. 2 
Nach langen, namenloſen Leiden verſchied 
heute Morgen halb 5 uhr unfer inniggelieb⸗ 
ter Gatte und Vater, der Apotheker Richard 
Geppert, im Zaſten Lebensjahre. Entfern⸗ 
ten Freunden und Verwandten widmen dieſe 
traurige Kunde mit der Bitte um ſtille Theil⸗ 

nahme: die Hinterbliebenen. 
Reichenbach in Schl., den 20, Sept. 1849. 


Section für Obst. und 
Gnrten- Cultur. 

An der am 22. September d. J. und fol- 
genden Tagen im Tempelgarten an der Pro- 
menade stattfindenden Ausstellung von Gar- 
ten-Erzeugnissen betheiligt sien 
die Sektion nicht, was zur Erle- 
digung der dieserhalb gemachten Anfragen 
hiermit bekannt gemacht wird. 

Nadbyl, z. Z. Secr. d. Sect, 


B 


Liegnitz. ’ 


— 


— 


Sonntag, den 23. September, 


Grosses Concert 


des Capell meister Bilse, 
im neuerbauten Schiesshause, 
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Seeed eee eee 
Bei Ferdinand Hirt in Breslau (Naschmarkt No, 47) ist & 
eingetroffen: 


Illustrirter Kalender für 1850. 


Eleg. broch. Preis 1 Rthlr. 6 Sgr. 


Schriften für Auswanderer 


zu beziehen durch alle ſoliden Buchhandlungen, in Breslau durch G. P. Aderholz 
und die übrigen Breslauer und fonftigen ſchleſiſchen Buchhandlungen. 

Tr. Bromme's Hand: und Reiſebuch für Auswanderer nach den verei⸗ 
nigten Staaten von Nord⸗Amerika, Texas, Californien, Braſilien, 
den britiſchen Beſitzungen ꝛc. Stedurchaus umge arbeitete u.vermehrte 
Aufl. Preis mit Charte 1½ Rtl, E x 

Tr. Bromme's Wegweiſer für Einwanderer und Meiſende in die vereinig⸗ 
ten Staaten von Nord⸗Amerika ꝛc. Preis geb. mit Charte 20 Sgr., ohne 
Charte ½ Ktl. c q 

Büttner, Dr. Der Staat Ohio. Eine geographiſch⸗ſtatiſtiſch⸗topegraphiſche Be 
ſchreibung für Einwanderer. geh. „ Ril. 

Büttner, Dr. Das jedem nach den vereinigten Staaten von Nord⸗Ame⸗ 
rika Auswandernden unentbehrliche Büchlein, enthaltend: Die unab⸗ 
hängigkeitserklärung ꝛc, die Verfaſſung der vereinigten Staaten und 
die der übrigen einzelnen Staaten. 7 ½ Sgr. 

Gottheil, P. E., Des Auswanderers Reiſegefährte; ein Taſchenwör⸗ 
terbuch der engliſchen und deutſchen Sprache; enthaltend eine Sammlung 
von 22000 engliſchen und deutſchen Wörtern. Nach der Buchſtabenreihenfolge 
geordnet mit ſtets beigefügter Aus ſprache des Engliſchen. Mit einer Gewichts⸗, 
Maaß⸗ und Münztabelle. Zwei Theile. Erſter Theil: Deutſch⸗Engliſch. Zwei⸗ 
ter Theil: Engliſch⸗Deutſch. Preis eines Theiles 3 Rtl. 

Gottheil, P. E., The english Interpreter. Kleiner amerikaniſcher 
Dolmetſcher. Handbuch der engliſchen Sprache. Ein Hülfsb. zur leichten Aneig⸗ 
nung dieſer Sprache in Wort und Schrift. Mit beſonderer Rückſichtnahme 
auf nach Amerika auswandernde Gewerbs- und Landleute. Ste ſtark ver⸗ 
mehrte Aufl, 7½ Sgr. 1 j 

ee der vereinigten Staaten von Nord⸗Amerika ꝛc. in Futteral. 

reis gr. 
he Alle im Verlag der Buchner'ſchen Buchhandlung in Bayreuth. 
rn 

6 i . „Böhm, am Neumarkt Nr. 17, offerirt: uhlands Ge⸗ 

dichte, e 15 ganz er f. 2 Thlr. D'Argensville Leben der berühm. 
Maler u. Anleit, die Gemälde aller Schulen u. Meifter zu erkennen, 4 Bde., f. 2 Thir. 
Raphael Mengs hinterl. Werke, 3 Bde. f. 1 ½ Thlr. Flögel, Geſchichte des Groteskeko⸗ 
miſchen m. Kupf. . 1 Thlr. Kaltſchmidt, franz. Wörterbuch, 2 Bde. Hlbfrz. f. 1 ½ Thlr. 
Homers ſämmtl. Werke, überſ. v. Voß, 2 eleg. Hlbfrzbde., noch neu, f. 1½ Thlr. Hero⸗ 
dots Werke, überf, v. Degen, 5 Bde., f. 1 Thlr. Burgs Geſangbuch nebſt Anh., f. 1 Thlr. 
Pozzo, die Perſpeclive für Maler und Baumeiſter, 2 Foliobände m. 210 Kupf., faſt neu, 
f. 4 Thlr. Chevreuil, Lehrb. d. Farbenharmonie, 1840, ſtatt 1 ½ Thlr. f. 20 Sgr. Geor⸗ 
ges lat. Lexikon, 1849, 4 Prachtbde., f. 6%, Thlr. Moſczenski, deutſch⸗poln. Wörterbuch, 
Hlbfrzbd., f. 2½ Thlr. Heym, ruſſiſch⸗ u. deutſch⸗ruſſiſch Woͤrterbuch, 2 eleg. Hlbfrzbde., 
ſtatt 7 Thlr. f. 4½ Thlr. 


Die National⸗Zeitung, 


(Redakteur: F. Zabel,) 
(Redakteur des Feuilletons: Th. Mügge,) 
erſcheint in einer Morgen⸗ und Abend⸗Ausgabe, und wird mit den 
Morgen: und Abend⸗Poſten von hier expedirt. 
ämmtliche Poſtämter nehmen für das Quartal vom 
Oktober bis Ende dieſes Jahres Beſtellungen an, und be⸗ 
trägt der Abonnementspreis durch ganz Preußen 1 Thaler 


2027 18707 
104080909080, 


22 ½% Sgr. 
Be à Zeile 2 Sgr., finden durch die National⸗Zeitung die größte 
Verbreitung. Berlin, den 11. Septbr, 1849. 


Expedition der National-⸗Zeitung. 


Deutſche Reform, 


politiſche Zeitung für das conſtitutionelle Deutſchland. 

Mit dem 1. Oktober d. J. beginnt ein neues Abonnement auf dieſe tägli 
erſcheinende Zeitung, deren Abendblatt bereits mit den um 4½ A 
tags von hier abgehenden Eiſenbahnzügen verſandt wird. Alle Poſtämter 
nehmen Beſtellungen an; der Preis für das Quartal beträgt in ganz Preußen 2 Rihlr., 
Porto eingeſchloſſen. . 

Die „Deutſche Reform“ kann ſich das Zeugniß geben, daß ſie ihren Leſern ſchnelle 
und zuverläſſige Nachrichten mittheilt; der größere Theil der deutſchen Tagespreſſe 
beſtätigt dieſes Zeugniß durch häufigen Abdruck der Original⸗Artikel aus der Deutſchen 
Reform. — Die Aufgabe des Blattes iſt, die Grundſätze der wahrhaft conſtitu⸗ 
tionellen Monarchie zu vertreten. Berlin, im September 1849. 


Die königl. Niederlage des ächten Berliner 
Porzellans in Breslau, Ring, Kränzelmarkt 
Nr. 33, eine Treppe hoch, 


iſt in weißem, bemalten und vergoldeten Porzellan, als auch in Lichtſchirmplatten, 
aufs Neue auf das Vollſtändigſte aſſortirt. 5 
Berlin, den 20. September 1849. 


Direktion der königl. Porzellan⸗Manufaktur. 
Die Beſorgung von Zeichnungen 


neue zum Courſe von 85 Prozent aufzubringende 4 / prozentige öſter⸗ 
Anlehen übernehmen bis zum 2. Oktober d. J.: 


auf das 
reichiſche 


Gaſthof Verpachtung. 

Zur Verpachtung des von mir in Bernsdorf, Kreis Münſterberg, eine halbe Meile 
von der Stadt, an der Chauſſee von Münſterberg nach Patſchkau, in ſchoͤnem Style neu 
erbauten großen Gaſthauſes (vom 1. Okteber d. J. ab, auf zwei auf einander folgende 
Jahre), welches außer zwei von der Verpachtung auszuſchließenden, für den Zolleinnehmer 
reſervirten Zimmern ein geräumiges Schanklokal im Souterrain, ein dergleichen im Par⸗ 
terre, einen großen Saal im erſten Stockwerk, 16 Stuben im erſten und zweiten tock 
hat, nebſt dem 4 geräumige Keller enthält, in welchen neben der Gaſt⸗ und Schankwirth⸗ 
ſchaft die Krämerei, Bäckerei und Fleiſcherei mit gutem Erfolg betrieben werden kann, 
worauf beim Baue ſchon Rückſicht genommen worden iſt; zu welchem ein ſchöner Garten 
mit Lauben und maſſiver Kegelbahn kommendes Frühjahr eingerichtet wird, auch 4 Scheffel 
Breslauer Maaß des ſchönſten Ackers, am Garten gelegen, gegeben werden foll, wobei ein 
auf ſteinerne Säulen gewölbter Gaſtſtall für 30 Pferde neu erbaut iſt, ſteht den 23. Sep⸗ 
tember Nachmittags 2 Uhr auf meiner Erbſcholtiſel Termin an, wozu ich tüchtige, kautions⸗ 
fähige Pächter hiermit mit dem Bemerken einlade, daß die näheren Pachtbedingungen vor 
und am Tage der Verpachtung bei mir eingeſehen werden können. 

Bernsdorf, den 8 Sept. 1840, Wilhelm Berndt, Erbſcholze u. Verpächter. 


Gebrüder Friedländer, Wechſel⸗Handlung, Ring Nr. 30. ch 


Bekanntmachung 
Es wird beabſichtigt, die Beſchaffung des 
circa 1200 Klaftern betragenden Bedarfs an 


x weichem Brennholz für die hieſigen Garniſon⸗ 


Anſtalten pro 1850 im Wege eines Submiſ⸗ 
ſions⸗ und Licitations⸗Verfahrens zu bewirken, 
und wird hierzu ein Termin auf den 3. 
Oktober d. J., Vormittags von 10 bis 
12 uhr, in unſerem Geſchäfts⸗Lokal, Kirch⸗ 
ſtraße Nr. 20, anberaumt. 

Indem wir Lieferungsluſtige hierdurch ein⸗ 
laden, ihre ſchriftlichen Offerten verſiegelt, 
vor Eröffnung des Termins, an uns abzu⸗ 
geben, und zu dieſem in Perſon zu erſcheinen, 
bemerken wir, daß die der Lieferung zum 
Grunde gelegten Bedingungen vorher täglich 
bei uns eingeſehen werden können. 

Breslau, den 19. Sept. 1849. 

Königliche Garniſon⸗Verwaltung. 


Nothwendiger Verkauf. 
Kreisgericht Falkenberg. 

Die Rittergüter Jamke und Sorge, Fal⸗ 
kenberger Kreiſes, landſchaftlich abgeſchätzt 
auf 15,887 Rthlr. 26 Sgr. 8 Pf., zufolge 
der nebſt Hypothekenſchein und Bedingungen 
in der Regiſtratur einzuſehenden Taxe, ſollen 

am 3. April 1850, Vormittag 11 uhr, 
an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. 

Der dem Aufenthalte nach unbekannte 
Schuldner, Rittergutsbeſitzer Rudelius, 
wird hierzu öffentlich vorgeladen. 

Falkenberg, den 26. Auguſt 1849. 

Königl. Kreisgericht. 1. Abtheilung. 
Auktions⸗ Anzeige. 

Der Mobiliar⸗Nachlaß der verwittwet ge⸗ 
weſenen Frau Profeſſor Suckow, beſtehend 
in Gold, Silber, Uhren, Porzellan, Gläfern, 
Kupfer, Zinn ꝛc., Möbeln, Betten und Lei⸗ 
nenzeug, Kleidungsſtücken, Küchengeräthen ꝛc. 
und in allerhand Vorrath zum Gebrauch, foll 
Freitag den 28ſten d. M., Vormittags 9 Uhr 
und Nachmittags 2 uhr, in Nr. 1 Neue 
Schweidnitzer Straße gegen baare Zahlung 
verſteigert werden. 

Breslau, den 18. Sept. 1849. 

Hertel, Kommiſſionsrath. 


Auktions ⸗ Anzeige. 

Aus dem Nachlaſſe des Medizinalrath Dr. 
Hanke ſollen Mittwoch den 26. d. M. Vor⸗ 
mittags 9 Uhr in Nr. 1, Kloſterſtraße, eine 
Partie gute Möbel (4 Bücherſchränke), ein 
Schlitten ꝛc. gegen baare Zahlung verſteigert 
werden. 

Breslau, den 20. Sept. 1849. 

Hertel, Kommiſſionsrath. 


Abraham's 
tragbare Gehörn⸗Iſtrumente. 


(Porte voie en miniature.) 
t. 


Taubhe 


Neue Entdeckung eines Gehör⸗In⸗ 
ſtruments, welches an Wirkſamkeit Alles 
übertrifft, was bis jetzt zur Erleichterung die⸗ 
ſes Uebels in Anwendung gebracht worden iſt. 
Nach dem Ohre gebildet, kaum bemerkbar, 
indem es nur einen Centimeter Durchmeſſer 
hat, wirkt dtefes kleine Inſtrument fo bedeu⸗ 
tend auf das Gehör, daß das mangelhafteſte 
Organ dadurch ſeine Thätigkeit wieder erlangt. 
Die Kranken können wieder an der allgemei⸗ 
nen Unterhaltung Theil nehmen, auch das 
Sauſen, welches man gewöhnlich verſpürt, 
verſchwindet gänzlich. Mit einem Worte bie⸗ 
tet dieſe Entdeckung, in Bezug auf dieſe 
ſchreckliche Krankheit, alle nur möglichen Vor⸗ 
theile dar. Die Inſtrumente können (der Ent⸗ 
ernung unbeſchadet) bei franco Einſendung 
einer Anweiſung, nebſt gedruckter Gebrauchs⸗ 
Anweiſung, in Silber A 4 Rtl., in vergolde⸗ 
tem Silber a 5 Nil. und in Gold 4 8 Rtl. 
das Paar verſchickt werden. Auf portofreie 
Anfragen können zahlreiche Atteſte über 
die Wirkſamkeit des Inſtruments eingeſandt 
werde Man beliebe ſich zu wenden: 
in Aachen jan Herrn Abraham, Neupforte 

Nr. 885. 


in Brüſſel ) ⸗ . Abraham, Rue Neuve 

(Belgien) St. Justine Nr. 34, Fauburg 
de Namur. 

in Frank- an Herrn Zentner, per Adreſſe der 


furt a. M. (Expedition der frankfurter Ober⸗ 
Poſt⸗Amts⸗Zeitung, 
wo ſelbige allein echt und unverfälſcht 
zu haben ſind. 2 
Brüſſel und Aachen, im September 1849. 
B. Abraham. 


anlslehrer Geſuch. 

Für Re 15 jährigen Knaben, der das 
Gymnaſium einer Provinzialſtadt Schleſiens 
befucht, wünſcht man einen gebildeten jungen 
Mann ſofort zu engagiven, der die häuslichen 
Studien überwache, Unterricht in der engli⸗ 
en Sprache, Zeichnen und Mathematik er⸗ 
theilen könne. 1 

Da er ſeinem Zögling Vorbild und Freund 
fein ſoll, fo wird beſonders eine feine gefellige 
Bildung im Verein mit ſtrenger Sittlichkeit 
beanſprucht. 

Näheres auf ſofortige frankirte Anfragen 
unter der Adreſſe A. W. Nr. 182 poste re- 
stante Lauban. 


7000 Ihlr., 3000 Thir, d. 
1000 Thlr., pupillarſicher, werden ges 
ſucht. Central⸗Adreß⸗Bureau. 


(Offene Stelle.) Als Privatſekretär 
bei einem königl. Staatsbeamten kann ein der 
Feder gewachſener zuverläſſiger junger Mann 
ein höchſt vortheilhaftes Engagement nachge⸗ 
wieſen erhalten durch Mierſch Agentur⸗ 
Bureau in Berlin, Neue Wilhelmsſtr. 12. 


Urania. 
Sonnabend den 22. September: 
Tanz. 


Eunomia. 


Sonnabend den 22. September: 
Stiftungsfeſtball. 
Anfang Abends halb 8 uhr. 
Der Vorſtand. 


Zum Fleiſch⸗ und Wuürſt⸗Ausſchieben, 

Sonnabend den 22. Sept., ladet ergebenſt ein: 

Hellmich, Mathias⸗Str. Nr. 27. 

Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchieben 

auf Freitag den 21. und Sonntag den 23. 

zur Einweihung im rothen Hirſch, Sterns 
gaſſe Nr. 1, ladet ergebenſt ein: 

H. Straube, Cafetier, 

vormals Genich witz. 


Zum Fleiſch⸗ und Wurſt⸗Ausſchieben 
auf Sonnabend, den 22. Sept., ladet erge⸗ 
benſt ein: C. Thiel, Schankwirth, 

Kl. 3 Lindenſtr. Nr. 5. 

Ein mit guten Zeugniſſen verſehener, aus⸗ 
gebildeter, unverheiratheter Wirthſchafts⸗ 
Schreiber findet zu nächſten Michaelis oder 
ſofort eine Anſtellung mit 120 Thlr. Gehalt 
und freier Station. — Hierauf Reflektirende 
haben ſich deshalb dem Beſitzer des Schloß⸗ 
guts Langenöls bei Lauban vorzuſtellen. 

In einer ſehr angenehm und vortheilhaft, 
an einem ſchiffbaren Strome und einer Chauſſee 
gelegenen, 4 Stunden von Berlin entfernten 
Provinzial⸗Stadt, ſoll ein ſeit 30 Jahren im 
beften Rufe ſtehendes Tabak⸗Geſchäft en 
gros, nebſt Wohnhaus, Fabrikgebäuden, ſo 
wie mit den dazu gehörigen Wieſen, Gärten 
und Gerechtigkeiten, unter vortheilhaften Zah⸗ 
lungs⸗ Bedingungen, aus freier Hand verkauft 
werden, und kann die Uebergabe ſofort nach 
Abſchluß des Kontrakts erfolgen. 

Nähere Auskunft hierüber wird der geh. 
Kommerzienrath Hr. Joh. Ferd. Kraker 
in Breslau gefälligſt ertheilen. 

Zu verkaufen 1 birkenes Sopha 8 Rtl., 
1 Kleiderſchrank 7 ½ Rtl., 6 Rohrſtühle 5 Rtl., 
1 kirſchbaumener Ausziehtiſch 5% Rtl. 
Reuſcheſtraße 45, 2 Stiegen. 


Auſtern, Hummern 
und Seezunge bei 
Julius König. 

Von heute ab iſt täglich 


friſche Bratwurſt 


zu haben bei Laube, 
Kränzelmarkt Nr. 1. 


Friſche Rebhühner, 
geſpickt das Paar 10 Sgr.; Haſen⸗Vor⸗ 
derkeulen, das Paar 1½ Sgr.; auch friſche 
Reh⸗Vorderkeulen empfiehlt: 

Wildhändler RN. Koch, 
Ring Nr. 9, neben 7 Kurfürſten. 


Friſches Rothwild, 


von Rücken und Keule das Pfund 3 Sgr., 
empfiehlt: W. Beier, Wildhändlert 
Repoſitorien, 
im beſten Zuſtande, werden zum billigen 
Verkauf nachgewieſen Roßmarkt Nr. II, 
par terre. 
Möbel⸗Verkauf. 

Wegen Aufgabe des Geſchäfts ſind Maha⸗ 
gony⸗ und Kirſchbaum⸗Servanten, ſo wie 
Schreib⸗Sekretäre billig zu verkaufen Grüne: 
baumbrücke 2, 1. Etage. 


Lehrlings⸗Geſuch. Ein junger Menſch, 
der die Handlung zu erlernen wünſcht, kann 
ein Unterkommen finden bei M. Rochefort 
u. Comp., Mäntlergaſſe Nr. 16 


Neue Leinwandkaſten ſtehen zum Ver⸗ 
kauf in dem hieſigen Leinwandhauſe. 


Böhmiſche Spiegel-Karpfen find von 
heute ab alle Tage auf dem Neumarkte beim 
Fiſchhändler Barunke zu haben. 


Poſt⸗Lack 
in beſter Qualität, das Pfd. 2½ Sgr., den 
Etnr. — fage den Etnr, 8 ½ und 71, Rtlr., 
offerirt E. F. W. Tietze, Schmiedebr. 62. 

Eine Drehmangel 
ſteht Gartenſtraße Nr. 9 zum Verkauf, 

Otto Peter, Tiſchlermeiſter. 


Eine Stube für einen einzelnen Herrn iſt zu 
vermiethen Gartenſtr. 12 bei Haſemann. 


* 1 
. 


e e e ARE 85 N 1 
Der Unterzeichnete, herzoglicher Hofbrauer A. 
Balhorn in Braunſchweig, hat dem Weinkaufmann 
Herrn Moritz Oppler in Breslau den alleinigen 5 
Debit feines in den meiſten Ländern Deutſchlands bereits! 


ſo beliebt gewordenen 


v 2 * 2 
Baieriſechen Felſenkeller⸗Lagerbier's 
für die Provinzen Schleſien und Poſen übertragen und ihn in den Stand geſetzt, daſſelbe in Breslau ſtets 
iächt und in genügendem Vorrath auf Lager zu haben. Die geehrten Abnehmer wollen ſich daher wegen der Anz M 
ſchaffung dieſes Bieres lediglich an Herrn Moritz Oppler wenden. 

Braunſchweig, den 3. September 1849. Auguſt Balhorn, herzoglicher Hofbrauer. 
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Comtoir entgegengenommen. 
zu wollen. 
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Zu vermiethen und bald oder zu 
Michaelis d. J. zu beziehen ſind: 
J) eine herrſchaftliche, ſehr geſunde 
und angenehm gelegene Wohnung 
von 6 Stuben mit Beigelaß in der 
1. Etage, auch mit oder ohne Stal⸗ 
lung; 2) eine ſehr angenehme Woh— 
nung von 4 Stuben in der 2. Etage; 
3) eine angenehme Wohnung von 
5 Stuben in der 3. Etage; 4) ein 
gut gelegenes Handlungs⸗Lokal mit 
Wohnung und großem Lagerkeller. 
Das Nähere im 
Anfrage- und Adreß Bureau. 
Ein Farbenreiber wird angenommen: 
Reuſcheſtr. Nr. 19, im Gewölbe. 
Ohlauer Straße Nr. 8 
ſind noch Wohnungen verſchiedener Größe 
und ein Comptoir fofort oder zu Michaelis 
zu vermiethen. Näheres bei dem Haushälter 
daſelbſt und Neue Taſchenſtraße Nr. 4, eine 
1 
Im neuerbauten Hauſe, Schuhbrücke 
Nr. 13, Ecke der Kupferſchmiede⸗Straße 
iſt eine aus 5 Zimmern nebſt Beigelaß 
beſtehende und mit allen ſonſtigen Be⸗ 
quemlichkeiten verſehene Wohnung zu ver⸗ 
miethen und zu Michaelis zu beziehen. 


Eine freundliche Stube ift billig zu vers 
miethen: Gartenſtraße Nr. 19, erſter Stock. 


Zu vermiethen 
iſt ein geräumiges Quartier in der zweiten 
Etage, Junkernſtraße Nr. 31. 


Add NEIN —— A a 
Zu vermiethen : 

Oderſtr. Nr. 19 das Parterre-⸗Lokal und eine 

Stube im Hinterhauſe mit Alkove und Küche. 

Näheres bei der Wirthin 3 Stiegen. 


Büttnerſtraße 3, 1. Etage, iſt nach dem 
Hofe heraus eine Stube nebſt daran ſtoßen⸗ 
der Küche und kleiner Kammer gleich zu 
vermiethen. 8 £ 


. 
Antonienſtr. Nr. 4 iſt der erſte und dritte 
Stock ſofort oder Michaelis zu beziehen. 


Angekommene Fremde in Zettlitz's Hötel. 

Landſchafts Direktor Baron v. Tſchammer 
aus Dromsdorf. Gutsbeſitzer Graf v. Fran⸗ 
kenberg aus Broslawitz. Gutsbeſitzer von 
Schickfus aus Wolfshayn. Gutsbeſitzer von 
Elsner aus Piligramshayn. Senator Dolan 
aus Löwenberg. Kaufmann Aggemo. Kauf⸗ 
leute Kowalewski und Schubert aus War⸗ 
ſchau. Partikulier Böhm und General von 
Williſen aus Berlin. Ingenieur Brook 
aus Kaſſel. Partikulier Germershauſen aus 
Zduny. 


19. u. 20. Sept. Abd. 10 u. Mrg. b u. Nchm. 2. u. 
Barometer 2779,67 3710,06 Af 


Thermometer 6,0 4 3.0 ＋ 7,7 
Windrichtung NW NE NNW 
Luftkreis heiter Nebel überw. 


Getreide⸗ Del: u. Zink⸗Preiſe. 
Breslau, 20. September. 

Sorte: beſte mittle geringſte 

5 — — — — — 

Weizen, weißer 54½ Sg. 51 Sg. 47 Sg 


Weizen, gelber sg „ 50 — 46 „ 

Roggen Bu 26% “ 25 „ 

Gerſte 23 „ 1 „10% 

F 15 % , u 5 

Rothe Kleeſaaalet 9 b. 11½ Tbl. 
weis „ 5 b. 11 ½ ,, 
Spiritus 4 623 bez. 
Rüböl, rohes 14% Gl. 


Zink loco 4 Thlr. 7 Sgr. bez. 


Druck und Verlag von Graß, Barth und Com p. 


Mit Bezug auf obige Anzeige werden Beſtellungen 
Gleichzeitig bitte ich bei Beſtellungen genau von meiner Firma Notiz nehmen Z&R 
Der Verkauf geſchieht nur in Originalgebinden von mindeſtens einem Eimer. “ 


Op 
Comtoir: Reuſche Straße 2, im g 
eee 


zu 5 Nthlr. 14 gGr. pro Eimer in meinem 


Breslau, 8. Sept. 1849. 


n 2 
oldnen Schwert. % 


RAA 
Neue Taſchenſtraße Rr. 1 Motos Tlaſchen hier 
ſind noch Wohnungen verſchiedener Größe, Beſtes Flaſchen ter, 
Stallungen und Remiſe, ſofort oder zu Mi- die preuß. Quart⸗Flaſche 1 Sgr., offerirt: 
chaelis zu vermiethen. Näheres daſelbſt eine C. A. T. Weiß, 
Treppe hoch. Neue Junkernſtraße Nr. 8, Oder⸗Vorſtadt. 


Moritz pler 


u RE 


BED 
N 


Hiermit erlaube ich mir die ergebene Anzeige zu machen, daß ich die von meinem ver⸗ 
ſtorbenen Manne Paul Herrmann geführte N 


Spejereis, Materiel:, Farbewaaren⸗ und Tabaf: Handlung, 
Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 3, 
unter der Firma: Paul Herrmann's Wittwe, 


weiter fortſetzen werde, indem ich alle Activa und Paſſiva übernommen habe. Gleichzeitig 
bitte ich, das meinem Manne gütigft geſchenkte Vertrauen auch auf mich gefälligſt übers 
tragen zu wollen. 


Breslau, den 19. Sept. 1849. Erneſtine verwitiwete Herrmann. 


Verpachtung eines Gaſthofes. 


Ein vor einigen Jahren neu erbauter gut eingerichteter Gaſthof an einer der frequen⸗ 
teſten Stationen mehrerer ſich kreuzender Eiſenbahnen gelegen, ſoll mit vollſtändigem In⸗ 
ventarium unter billigen Bedingungen verpachtet werden. Anfragen erbittet man ſich franco 
II. O. poste restante Bahnhofs⸗Poſt⸗Expedition des Anhaltiſchen Bahnhofs in Berlin, 
worauf ſofort das Nähere mitgetheilt werden wird. arg 


Helenen⸗ oder ſibiriſchen Weizen 
bietet das Dominium Politz an der Mettau in Böhmen zur heurigen Saat an. Derſelbe 
iſt ſehr ſelbſtbeſtaudungsfähig, ſechszeilig, großkörnig und gedeiht vorzüglich im Gebirge 
Der ſchleſiſche Sack ( böhm. Strich) gilt 10 Thaler Cour. Beſtellungen hierauf belieb. 
man beim Herrn Joſef Meder, Verwalter in Politz unweit Braunau zu machen. 


| Winter⸗Wollen 
zu Strümpfen empfing eine bedeutende Partie in verſchiedenen Qualitäten und Farben und 
empfehle ſolche zu möglichſt billigſten Preiſen zur geneigten Abnahme. 
Breslau, im September 1849. 


A. Teichgreeber, 


Ning, Paradeplatz, Sieben⸗Kurfürſten⸗Seite Nr. 6, zur goldenen Sonne. 


Echte Harlemer Blumenzwiebeln 


offerirt laut gratis in Empfang zu nehmenden Katalogen: 


Carl Friedr. Keitſch in Breslau, Stockgaſſe Rr. I. 
Beſte neue aſtrachaniſche Zucker⸗Erbſen 


empfingen und empfehlen zum Wiederverkauf wie einzeln billigft: \ 
Lehmann und Lange, Ohlauer Straße Nr. 80, 
— En Bu 


Auktionen in Breslau. 

21. Septbr., Nachm. 4 uhr, Kupferſchmiede⸗Str. Nr. 21: 1 Billard, 1 Brettwagen mit 
eiſernen Achſen, 1 Pferdegeſchirr, 1 Sopha, mehrere Möbel. 

22. Septbr., Vorm. 9 Uhr, Vorwerks⸗Str. Nr. 19: diverſe Nachlaßſachen. d 

22. Septbr., Vorm 9 uhr, Friedrich⸗Wilhelms⸗Platz (Bürgerwerder): 50 Stück überzäh⸗ 
lige Dienſtpferde. N 


Börſenberichte. 
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Redakteur: Nimbs. 


